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Gemeinderath. | Br da ſchleunigſt eine Anderung vornehmen 


Bürgermeifter : Ich werde die Erhebungen hierüber pflegen. 
| Schriftführer Gem.-Nath Janotta (liest): 

| 4. Interpellation des Gem.-Nathes Grünbeck: 

Der gegenwärtige Portier des Hernalſer Schlachthauſes verſieht außer 
| 

| 

] 


HStenographifder Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 3. Juni 1892 
unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. J. N. Prix 
und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert Richter. 


ſeiner Portierſtelle auch die Stelle eines Protokolliſten und nimmt Zahlungen 
der Schlachtgebür entgegen. | 

Es iſt demſelben daher nicht möglich, den verantwortlichen Dieuſt trotz 
ſeiner eifrigen Bemühungen voll und ganz auszufüllen, und ein wahres 
Wunder war es, dajs durch ſcheu gewordene Ochſen nicht größere Unglücks— 
fälle vorgekommen ſind, als bisher. 

Es iſt zwar wenigen bekannt, dafs im vorigen Jahre ein ſcheugewordener 
Ochſe, welcher durch rechtzeitiges Zumachen des Gitters verhindert wurde, ins 
Freie zu kommen, den obigen Portier förmlich aufſpießte und demſelben den 
Arm zweimal brach, fo dafs er erſt nach ſechsmonatlicher Behandlung im 
Spitale ſeinen Dienſt wieder antreten konnte. 

Ein anderer Fall ging glücklicher aus, desgleichen ein dritter am 
30. Mai um halb 4 Uhr nachmittags. | 

Man kann aber nicht immer erwarten, daſßs das Glück mitſpielt und 


Bürgermeiſter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 
Die Verſammlung iſt beſchluſsfähig. 
1. Herr Gem.⸗Rath Winkler entſchuldigt ſein Ausbleiben 
von der heutigen Sitzung. — Dient zur Kenntnis. 
niemand beſchädigt wird. 


2. Herr Gem.⸗Rath Slama hat in einem au mich gerichteten | Iſt es daher nicht dringend nöthig, Vorſichtsmaßregeln zu treffen zum 

Briefe angezeigt, daſs er ſein Mandat niederlege. Ich glaube, wir Schutze des Publicums, ſowie der Bedienſteten? 
Ich ie 9 ' ; 

haben alle Urſache, zu bedauern, dass uuſer Collega durch eine a mir daher VVK | | | 
schwere Krankheit wirklich verhindert iſt, feinen Pflichten als 8 8 177 0 N nn Bürgermeiſter 5 
Gemeinderath nachzukommen. Ich nehme dies mit Bedauern zur en e Por ier von ſeinem S ee fache zu 
Kenntnis. (Zustimmung.) entheben, damit er ganz und recht ſeinen Poſten 

Ich erſuche den Herrn Schriftführer, die Einläufe zu verleſen. ausfüllen kann oder aber einen beſonderen Thür— 


. g . ſteher anzuſtellen, wo auch in Erwägung zu ziehen 
2 lies 
1 8 Gem.-Nath Janotta verliest nachſtehende „ 
Einläufe: 


= ” aufgenommene Hausdiener, welcher gegenwärtig 
8 N = 0 . ; „ vo . 
3. Interpellation des Gem.⸗Aathes Eigner: nur mit der Einbringung des Rapports beſchäftigt 
Im XVII. Wiener Gemeindebezirk werden die mit Staub- und Kehricht⸗ . ſt, zu ven den 5 
maſſen bedeckten Straßen bei trockener Witterung mit grobem Schlägelſchotter II, 5 erw N en iſt? | u 
beſchottert, was zur Folge hat, dafs die Steine keinen feſten Boden gewinnen, Weiters iſt dringend nothwendig, von einem Adminiſtrationsgebäude 
daher werden dieſelben durch ſchnellfahrende Wagen nach allen Seiten hin zum anderen parallel mit dem jetzt beſtehenden äußeren Gitter ein ſtarker 
geſchleudert; Fußgeher können ſich leicht die Füße überknöcheln. Nach Regen- | hölzerner, entſprechend conſtruierter Schranken, ferner eine Schutzhütte für den 
wetter werden die Straßen nicht ſofort vom alten Unrath gereinigt, d. h. ab- Thorſteher herzuſtelleu, um jo den Platz bei dem Adminiſtrationsgebäude zur 
gezogen, ſondern es geſchieht gleich die Beſchotterung und der feſte Kitt geht freien ungefährlichen Benützung der Parteien und Bedienſteten freizugeben und 
hiemit verloren. Auch werden die neubeſchotterten Straßen nicht öfter beſpritzt jo auch das außerhalb dieſes Platzes verkehrende Publicum vor Unglücksfällen 
wie die übrigen. zu ſchützen. 
Iſt dem Herrn Bürgermeiſter dieſer ganz Wäre daher der Herr Bürgermeiſter nicht 
unrichtige Vorgang in der Erhaltung der unge- geneigt, in Anbetracht des Umſtandes, dafs gerade 
pflaſterten Straßen bekannt, und wenn nicht, wie zu jetziger Zeit die ſogenannten Puszta⸗Ochſen 
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kommen, die ſehr bösartig und gefährlich ſind, 
ſowie auch angeſichts des angeführten Unglücks⸗ 
falles, dieſem Übelftande raſch abzuhelfen? 

Vürgermeiſter: Ich werde mir hierüber Bericht erſtatten 
laſſen und darnach das Geeignete verfügen. 

Schriftführer Gem.-Nath Janotta (liest): 

5. Interpellation des Gem.-»Nathes Schuh: 

Hochgeehrter Herr Bür germeiſter! 


Ich habe am 18. Juni v. J. den motivierten Antrag eingebracht, der 
Gemeinderath wolle beſchließen: „Es ſei aus ſeiner Mitte ein zwölfgliederiges 


Comité zu wählen, welches zu berathen, und dem Gemeinderathe Bericht zu | 


erſtatten hätte, wie den vorhandenen Übelſtänden, betreffend die öffentlichen 
Verkehrsmittel, als: Tramway, Omnibus und Comfortable u. ſ. w. abzuhelfen 
und welche Maßnahmen zu treffen ſeien, um die Verkehrsmittel in dieſer 
Richtung in der einer Großſtadt entſprechenden Weiſe zu verbeſſeru. 

Dieſer Antrag wurde wohl ſeinerzeit dem Stadtrathe zur Vorberathung 
zugewieſen, allein obwohl ſeither bereits ein Jahr verfloſſen iſt, hat derſelbe 
noch keine Zeit gefunden, ſich mit dieſer Angelegenheit ſoweit zu befaſſen, um 
wenigſtens ein Referat hierüber zu erſtatten. 

Es iſt höchſt bedauernswert, dafs der Stadtrath ſich einer Sache, welche 
für die Bevölkerung Wiens von ſo wichtiger und dringender Bedentung iſt, 
ſo wenig annimmt und nicht wenigſtens dieſe Sache dem Plenum vorgelegt 
hat, um dem Antragſteller und anderen Mitgliedern des Gemeinderathes, die 
dieſer Angelegenheit berechtigtes Iutereſſe entgegenbringen, Gelegenheit zu 
poſitiven praktiſchen Vorſchlägen zu geben. 

Eine Initiative ſeitens des Gemeinderathes erſcheint aber, wenn auch bei 
der Löſung dieſer Frage andere Factoren competent erſcheinen, deswegen von 
großer Wichtigkeit und Nothwendigkeit, weil eben die Regierung in dieſer 
Frage bisher keine genügenden Maßregeln getroffen hat, dieſelbe aber über 
a des Gemeinderathes ſicher nicht ſäumen wird, das Geeignete vor— 
zukehren. 

Die Hauptübelſtände, deren Beſeitigung durch den fraglichen Autrag 


angeſtrebt wird, betreffen ſelbſtverſtändlich in erſter Linie den Tramwayverkehr 


und namentlich die Überfüllung der Tramwaywaggons. Letzterer Übelſtand iſt 
ein wahrer Scandal für Wien. Dieſer Zuſtand iſt ſowohl vom Standpunkte 
der öffentlichen Geſundheit fow:: auch vom Standpunkte der öffentlichen 
Moral höchſt verwerflich. 

Merkwürdigerweiſe ſind Publicum, Regierung und Gemeindevertretung 
ſchon ſeit Decennien von der Unhaltbarkeit dieſes Zuſtandes überzeugt, gleich— 
wohl hat man, was gewifßs höchſt beſchämend iſt, noch keine geeigneten Maß— 
regeln gefunden, um dieſem Zuſtande ein Ende zu machen. 

Warum hat denn Paris, Berlin und Petersburg keine derartigen Waggon— 
überfüllungen der Tramway? Weil man auch dort zweckmäßige Verordnungen 
zur Hintanhaltung der Überfüllung eingeführt hat. 


Durch die Einführung ähnlicher Verordnungen für Wien würde dem 


Tramwayſcandal ein ſicheres Ende bereitet werden. Freilich müſſen aber auch 
Regierung und Gemeindevertretung den Willen beſitzen, ihre Verordnungen 
mit Energie zur Geltung zu bringen; dann wird es hoffentlich auch nicht mehr 
vorkommen, wie wir es in jüngſter Zeit erlebten, daſs Inwohner unſerer Stadt 
deshalb, weil ſie gegen die Überfüllung des betreffenden Waggons Verwahrung 
einlegten, dafür noch mit einer polizeilichen Freiheitsſtrafe belegt wurden. 

Die Beſeitigung der fraglichen Übelſtände erſcheint auch, wie das Beiſpiel 
der früher genannten Großſtädte zeigt, nicht ſo ſchwierig. Freilich darf man ſich 
nicht, wie es merkwürdigerweiſe die Statthalterei in letzter Zeit gethan hat, an 
die Tramway⸗Geſellſchaft ſelbſt um Vorſchläge in dieſer Richtung wenden, der 
Tramwayverwaltung iſt nicht daran gelegen, das Publicum bequem und billig zu 
befördern, ſondern als ein lediglich auf Gewinn berechnetes Unternehmen hat ſie 
ſelbſtverſtändlich nur das Beſtreben, möglichſt viele Perſonen mit möglichſt geringen 
Betriebsmitteln zur Beförderung zu bringen, um möglichſt viel Geld zu ver— 
dienen. Die Geſundheit der Bevölkerung und die Wahrung des öffentlichen 
Anſtandes iſt den Actionären und den Verwaltungsorganen ſelbſtverſtändlich 
Nebenſache. 

Nachdem der Interpellant mit ſeinem wohlgemeinten Autrag keine Ausſicht 
hat, irgendetwas zu erreichen, jo ſieht ſich derſelbe genöthigt, den Interpellations⸗ 
weg zum zweitenmale zu beſchreiten, hoffend, daſs es ihm auf dieſem Wege 
endlich gelingen werde, die von ihm gedachten Vorſchläge wegen Beſeitigung 
der in Rede ſtehenden Übelſtände in Anregung zu bringen. 

Demgemäß erlaube ich mir an den geehrten Herrn Bürgermeiſter die 
ergebene Anfrage: 


Iſt derſelbe geneigt, mit Sr. Excellenz dem 
Herrn Statthalter, ſowie mit dem Herrn Polizei— 
präſidenten ſich ins Einvernehmen zu ſetzen, und 
dahin zu wirken, daſs 

1. den von der hohen Statthalterei der Tram⸗ 
way⸗Geſellſchaft vorgeſchriebenen Anordnungen 
Folge geleiſtet werde; 

2. die Tramway-Geſellſchaft verpflichtet werde, 
alle neuherzuſtellenden Waggons jo anfertigen zu 
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lafjen, dafs im Innern nur Sitzplätze und dieſelben 
mit Seitenthüren verſehen; die Plattformen, ſo⸗ 
wohl vorne als rückwärts als Rauchcoupé und 
gleichfalls bloß mit Sitzplätzen gebaut werden; 


3. auf den beiden Plattformen der jetzigen 
Wägen aus Schicklichkeitsrückſichten das Stehen 
und Sitzen des weiblichen Geſchlechtes nicht mehr 
geſtattet werde; 

4. das Auf⸗ und Abſteigen während der Fahrt 
nicht mehr geſtattet, die Aufnahme der Paſſagiere 
nur an Halteſtellen und dies nur inſoweit ge 
ſtattet werde, als die dafür beſtimmten Plätze 
noch nicht beſetzt ſind, und wenn dies geſchehen, 
die dafür anzuordnenden Verſchluſsvorrichtungen 
angebracht werden; 

5. die diesbezüglichen Verordnungen in den 
Waggons erſichtlich gemacht werden; 

6. die behördlichen Organe verpflichtet werden, 
das Publicum gegen Zuwiderhandelnde zuſchützen, 
und 

7. endlich, die von der Tramway-Geſellſchaft 
erfolgte Nichteinhaltung der von der hohen Statt— 
halterei erlaſſenen Verordnungen mit empfind⸗ 
lichen Geldſtrafen belegt und im Wiederholungs— 
falle jogar mit der Entziehung der Conceſſion 
geahndet werde? 

Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, 
dafs in Bezug auf alle dieſe Anregungen die Erhebungen im 
Zuge ſind. 

Schriftführer Gem.-Nath Janotta (liest): 

6. Antrag des Gem.-Nathes Eigner: 


In den einverleibten ehemaligen Vororten iſt der größte Theil des 
Straßennetzes ungepflaſtert und überdies in einem mehr oder weniger ver- 
wahrlosten Zuſtande. Dies rührt nicht in letzter Linie davon her, dafs die 
Straßenpflege ſich bisher faſt ausſchließlich in der Hand von Laien befand, 
denen ein ſyſtematiſches Vorgehen, eine genaue Beobachtung der feſtgeſetzten 
Niveaus, überhaupt eine befriedigende, aus Sachkenntnis hervorgehende Exactheit 
nicht zugemuthet werden kaun. 

Ju dem erweiterten Wien iſt dies leider nicht beſſer geworden. 

Die Straßenpflege befindet ſich ausſchließlich in der Hand der Bezirks— 
ausſchüſſe und beſchränkt ſich die Thätigkeit der exponierten Bauamtsabtheilungen 
auf die bloße Mithilfe, die im weſentlichen in nichts anderem beſteht, als in der 
Beſchaffung und Übernahme der erforderlichen Schotterquantitäten. 

So kommt es, dajs heute noch immer einzelne Straßen mit Schotter 
überflutet, andere wieder nur ſehr ſpärlich bedacht werden, daf8 auf die Her⸗ 
ſtellung einer entſprechend geformten Fahrbahn und auf die Einhaltung der 
genehmigten Niveaus keine Rückſicht genommen wird, dass Straßen auf der 


einen Seite Höcker, auf der anderen Vertiefungen aufweiſen, dafs ferner die 


Beſchotterung anſtatt bei Regenwetter, bei ganz trockener Witterung geſchieht 
und zwar ohne vorher die Straßen von den Staub- und Unrathmaſſen zu 
reinigen. Geſchieht die Beſchotterung bei Regenwetter, ſo wird heute noch wie 
vor Jahren der Schlägelſchotter in den aufgeweichten Unrath gebettet. 

So bieten unſere Straßen in den neuen Bezirken noch immer ein Bild 
des Jammers. Entweder ſind ſie ſo beſchottert, daſs das Fuhrwerk nur mit 
Mühe fortkommt, oder fie find fo voll Koth, dafs es darin verſinken, oder 
aber jo voll Staub, daſs man erſticken könnte. 

Das kann nur durch eine rationelle Straßenpflege anders werden. Eine 
ſolche einzuleiten und durchzuführen, iſt in erſter Linie das Stadtbauamt mit 
den in den einzelnen Bezirken exponierten Bauamtsabtheilungen berufen. 

a Die Unterzeichneten richten daher an den Herrn Bürgermeiſter die höfliche 
nfrage: 


Ob derſelbe geneigt iſt, dieſem Gegenſtande 
ſein beſonderes Augenmerk zuzuwenden, dafür zu 
ſorgen, daſs die öffentliche Straßenpflege nach 
einheitlichen Normen unter Beobachtung techniſch 
richtiger Grundſätze eingeleitet und durchgeführt 
werde und zu dieſem Zwecke das Stadtbauamt zu 
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beauftragen, das Erforderliche unverzüglich zu 
veranlaſſen. 

Vürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, 
daßs ich dieſe Interpellation dem Magiſtrate übermitteln werde. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Janotta (liest): 

7. Antrag des Gem.-Nathes Stehlik und Genoſſen: 

Wiederholt ſchon wurde ſowohl von Seite der Vertreter der Vororte 
wie der Bezirke Neubau und Joſefſtadt auf die Unerläſslichkeit der Herſtellung 
eines ununterbrochenen Straßenzuges von der Ringſtraße durch die Lerchen— 
felderſtraße und Thaliaſtraße bis au die Abhänge des Galitzynberges hin- 
gewieſen und mit Recht betout, um welch ſchwerwiegende Verkehrsintereſſen es 
ſich dabei handelt. Dieſer Straßenzug würde, wenn einmal der ganzen Länge 
nach durchgeführt, zu einem der ſchönſten und längſten der Reſidenz werdeu. 
Dabei kommt insbeſonders in Erwägung, dafs die Koften zur Durchführung 
desſelben minime find, da es ſich hiebei ausſchließlich um die Einlöſung des 
Hauſes Nr. 123 auf der Kaiſerſtraße, eines alten, einſtöckigen und unbedeutenden 
Gebäudes handelt, während der gegenwärtige Durchbruch nächſt der Leichen— 
kammer vielmehr eine Verunſtaltung des ganzen Stadttheiles darſtellt, da er 
auf der Straßenaxe liegt, und ein im höchſten Grade verwahrlostes unplaniertes 
Terrain durchſchneidet. 

Es ſtellen daher die Gefertigten den Autrag: 

Der Gemeinderath wolle beſchließen: Es ſei 
der Magiſtrat zu beauftragen, wegen Einlöſung 
des Hauſes Nr. 123 auf der Kaiſerſtraße im VII. 
Bezirke und wegen Herſtellung einer geradlinigen 
Verbindung zwiſchen der Lerchenfelder- und Thalia— 
ſtraße die nöthigen Maßnahmen zu veranlaſſen. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Janokta (liest): 

8. Dringlichkeits-Antrag der Gem. -Näthe Värtl, 
Geyer und Genoſſen: 

Im XVIII. Bezirke (Währing) befindet ſich an der Ecke der Johaunes⸗ 
und Weinberggaſſe die Sicherheitswachſtube, auch find dort die Uteuſilien der 
Rettungs⸗Geſellſchaft untergebracht und bezeichnet eine rothe Laterne dieſe 
Sicherheits- und Rettungsanſtalt. 

Der Umſtand nun, dafs die Laterne auf der Seite der Johaunesgaſſe 
angebracht iſt, wo ſich kein Eingang befindet, und der Hilfs bedürftige bei Nacht⸗ 
zeit lange ſuchen mufs, um deu richtigen Eingang in der Weinberggaſſe zu 
finden und dass ſchon zu wiederholtenmalen ſeitens der Sicherheitsbehörde das 
Erſuchen geſtellt wurde, die Gaslaterne zu verſetzen, dieſes Erſuchen aber ſtets 


* * 


abgewieſen wurde, und nachdem ſich die Unterzeichneten von dieſem Übelſtande 
überzeugt haben, und es dringend geboten erſcheint, dass Zeit und Verdrieß ich⸗ 
keiten im Bedarfsfalle erſpart werden, ſo ſtellen die Unterzeichneten folgenden 
Dringlichkeits-Antrag: 


Der Gemeinderath wolle beſchließen: 

Die Beleuchtungs vorrichtung ſei von der 
Johannesgaſſe auf die Seite der Weinberggaſſe, 
wo ſich auch der Eingang zur Sicherheitswachſtube 
und der Aufbewahrungsort der Utenſilien der 
Rettungs⸗Geſellſchaft befindet, zu verſetzen. 

Gleichzeitig ſei die Beleuchtung um eine ganz⸗ 
nächtige und zwei halbnächtige Flammen zu ver— 
mehren, da die Beleuchtung dortorts ſehr im 
argen iſt. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. — Wir ſchreiten 
zur Tagesordnung. Ich bitte den Herrn Gem.⸗Rath Boj ch an, 
zu referieren. 

9. Referent Gem.-Nath Voſchan: Sehr geehrte Herren! 
Ich habe heute in einer äußerſt traurigen, alle Menſchen aufs 
tiefſte erſchütternden Angelegenheit Bericht zu erſtatten. Es iſt den 
Herren aus den Tagesblättern bereits zur Genüge bekannt, welche 
ſchwere Kataſtrophe die Stadt Pribram in Böhmen getroffen hat, 
indem in dem dortigen Bergwerk ein Brand ausgebrochen iſt, 
welchem mehrere hundert fleißiger und braver Bergarbeiter zum 
Opfer gefallen find. Seit der Ringtheaterkataſtrophe ift kein Unglücks⸗ 


fall in dieſer Ausdehnung geſchehen, der ſoviele Menſchenleben 


gekoſtet hat. Die meiſten dieſer Männer ſind verheiratet und 
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Familienväter und ſind durch das Unglück eine große Anzahl Frauen 
verwitwet und Kinder verwaist. | 

Aus dieſem Anlaſſe hat der Stadtrath einen Antrag geſtellt, 
welcher, wenn er nicht vom Stadtrathe eingebracht worden wäre, 
zweifellos aus der Mitte des Plenums von mehreren Seiten ein- 
gebracht worden wäre (Sehr richtig!), mit einem angemeſſenen 
Beitrag zur Linderung der Noth beizutragen. Die Höhe des 
Betrages iſt ziemlich irrelevant, weil für die Hinterbliebenen von 
Seite der Arbeitgeber, von Seite des Staates geſorgt werden mujS. 
(Sehr richtig!) Die Spendung ſoll nur das Symbol, der Ausdruck 
dafür ſein, daſs die Stadt Wien an Glück und Unglück, ſelbſt 
wenn ſie ſich in anderen Provinzen zutragen, innigſten Antheil 
nimmt (Beifall), und ein Anſporn, dafs vielleicht von anderen 
Seiten, welche in der Lage ſind, das zu thun, ebenfalls Mittel 
zur Linderung der Noth geſchaffen werden. Es ſtellt daher der 
Stadtrath den Antrag, der Bürgermeiſter werde ermächtigt, den 
Betrag von 5000 fl. ö. W. (Beifall) zu Gunſten der Hinter⸗ 
bliebenen der bei der Brandkataſtrophe in Pkibram verunglückten 
Perſonen zu widmen, dieſen Betrag nach Pkibram zu ſenden und 
die Verrechnung desſelben auf den Reſervefond der Stadt zu über: 
nehmen. (Beifall.) 

Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand meldet 
ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich bitte diejenigen Herren, welche 
dieſen Antrag annehmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ein- 
ſtimmig angenommen. (Lebhafter Beifall.) — 

Es wurde daher beſchloſſen, einen Betrag von 
5000 fl. zu Gunſten der Hinterbliebenen der bei 
der Brandkataſtrophe in Pribram Verunglückten 
zu widmen und die Verrechnung desſelben auf 
den Reſervefond zu verweiſen. 

10. Referent Gem.- Bath Wurm: Zahl 3090, Beilage 81. 
Es handelt ſich um die Begutachtung der Strecke Weſtbahnhof — 
Matzleinsdorf der Gürtellinie der Stadtbahn. Bekanntlich iſt ſchon 
ein Project von Seite der Generalinſpection vorgelegen. Dieſes 
Project wurde aber zurückgezogen und an deſſen Stelle ein zweites 
vorgelegt. 

Dieſes zweite Project hat weſentliche Vorzüge gegenüber dem 
erſten. Es iſt der Bahnhof entſprechend angelegt in der Nähe des 
Weſtbahnhofes, der Mariahilfergürtel iſt in einer zweckmäßigen 
Weiſe benützt und die Durchläſſe und Übergänge der Straßen von 
den alten Bezirken zu den neuen find günſtiger. Dieſes Project 
war durch acht Tage im Rathhauſe ausgeſtellt und es konnten 
gegen dasſelbe Einwendungen von allen betroffenen Parteien ein⸗ 
gebracht werden. 

Der Stadtrath anerkennt wohl, dajs dieſes Project weſentliche 
Vorzüge gegen die erſte Variante hat, aber nichtsdeſtoweniger wird 
es nothwendig ſein, einige Abänderungen zu verlangen. Bevor 
wir aber in das Detail eingehen und dieſe Abänderungen präciſieren, 
müſſen wir auf die allgemeinen Anträge zurückgreifen, welche wir 
ſeinerzeit im Beginne der Debatte über die Stadtbahn geſtellt 
haben, und der Stadtrath beantragt demgemäß, daſs der Punkt I 
der bereits angenommenen Anträge, in welchem wir uns verwahren, 
daſs überhaupt den Beſtimmungen der Commiſſion vorgegriffen 
werde, auch für dieſe Theilſtrecke Weſtbahnhof—Matzleinsdorf zu 
gelten habe. 

Ferner beantragt der Stadtrath, daſs Punkt II, welcher in 
fünf Detailpunkte zerfällt, ebenfalls für dieſe Strecke Geltung 
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habe, nachdem dieſer Punkt II für alle Strecken zu gelten hat. 
Es beziehen ſich die Punkte, wie ſich die Herren erinnern werden, 
hauptſächlich auf die Benützung der Straßen und auf die Auf: 
rechterhaltung der Verbindungen, mit einem Worte: Auf alle jene 
Umſtände, welche ſich auf den öffentlichen Verkehr beziehen. Ich 
glaube, dafs keine Einwendung dagegen erhoben werden wird, dass 
die Punkte I und II auch auf dieſe Theilſtrecke Anwendung zu 
finden haben werden. 
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Im Punkte III ſind alle jene Detailbeſtimmungen angeführt, 
welche der Stadtrath für eine zweckmäßige Durchführung dieſer 
Theilſtrecke verlangen zu müſſen glaubt. Die erſten drei Punkte 
a), b) und c) des Punktes III ſind bereits auch für die Strecke 
der Gürtelſtraße Weſtbahnhof—Heiligenſtadt angenommen worden. 
Der erſte Punkt betrifft die Traceführung und verlangt, dass die 
Trace in den geraden Strecken jedenfalls in der Axe und bei 
Krümmungen möglichſt innerhalb des Spiegels der Gürtelſtraße 
zu legen fer. Es iſt alſo ſelbſtverſtändlich, daſs dieſe Beſtimmungen 
auch in dieſer Strecke der Gürtelſtraße zu gelten haben. In Punkt 
p) wird verlangt: „In allen Theilen der Gürtellinie, wo die 
Bahn auf der Gürtelſtraße als Hochbahn geführt wird, ſind aus 
äſthetiſchen und Verkehrsrückſichten Bogenſtellungen oder Eiſencon— 
ſtructionen mit geräuſchloſer Fahrt anzubringen.“ Das iſt auch 
ein Punkt, welcher für die anderen Theile der Gürtelſtraße bereits 
genehmigt iſt, und welchen ich bitte, auch für dieſen Theil der 
Gürtellinie anzunehmen. In Punkt c) wird erwähnt: „Alle Reali— 
täten, welche die Durchführung der projectierten Tracen verhindern, 
ſind von der Unternehmung einzulöſen.“ Dieſer Punkt c) iſt eben⸗ 
falls ſchon für die Strecke Weſtbahnhof—Heiligenſtadt angenommen. 
Es iſt darum auch ganz logiſch, wenn wir denſelben Punkt für 
die Strecke Weſtbahnhof — Matzleinsdorf acceptieren. Das find alſo 
jene Punkte, welche ich bitte, mit Rückſicht euf die bereits gefassten 
Beſchlüſſe anzunehmen. Ich recapituliere folgendermaßen: Punkt J. 
Die allgemeinen Beſtimmungen, Punkt II jene Beſtimmungen, 
welche für alle Linien gelten und von III die Punkte a), b) und 
c), welche bereits für den Theil der Gürtelſtraße Weſtbahnhof — 
Heiligenſtadt angenommen ſind und welche nun auch für den 
Theil Weſtbahnhof — Matzleinsdorf gelten ſollen. 


Bürgermeifler: Ich glaube, über dieſe Punkte iſt weder 
eine Debatte, noch eine Abſtimmung nothwendig, weil dies die 
Punkte ſind, die überhaupt für unſere Haltung bezüglich der 
Verkehrsanlagen ſchon vom Gemeinderathe beſchloſſen worden ſind. 
Das iſt nur eine Wiederholung der Beſchlüſſe und es kann daher 
genügen, dass ich erkläre, Punkt I, II, III lit. a), b), c) ſeien 
mit den bereits gefajsten Beſchlüſſen übereinſtimmend und werden 
aufrecht erhalten. [Keine Einwendung? Es gilt alſo für ange 
nommen. Wir kommen nun zu denjenigen Punkten, welche für 
die Strecke Weſtbahnhof— Südbahn neu find und worüber die 
geehrten Herren erſucht werden, die Meinungen auszutauſchen 
und Beſchlüſſe zu faſſen. 


Referent: Bevor ich auf die weiteren Punkte übergehe, iſt 
es zweckmäßig, ein allgemeines Bild der Trace überhaupt zu geben. 
Die Trace beginnt zunächſt dem Weſtbahnhof und zwar als 
Tiefbahn und iſt durch den Vogelſanggarten geführt vor die 
Mariahilferlinie, im weiteren Verlaufe längs des Mariahilfer⸗ 
gürtels bis zur Mittelgaſſe. Bei der Mittelgaſſe ſindet eine 


Steigerung ſtatt, ſo dafs. bereits bei der Gumpendorferſtraße die 


Bahn in eine Hochbahn übergegangen iſt. Die Mittelgaſſe kann 
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noch über der Bahn geführt werden, während die Gumpendorfer— 
ſtraße bereits unter der Bahn geführt iſt. Die Bahn geht als 
Hochbahn fort und überſchreitet das Schlachthaus durch eine Über— 
brückung, endlich die Wien und geht über den Margarethenergürtel 
bis in die Gegend von Matzleinsdorf, wo ein Delta gebildet 
wird, welches einerſeits nach auswärts führt zu den außen gelegenen 
Stationen der Südbahn, andererſeits nach innen gegen die Ver— 
bindungsbahn, reſpective den Südbahnhof. 

Nun iſt in dieſer Strecke die Bahn wiederum nicht überall 
in die Mitte des Gürtels gelegt; darum haben wir uns bewogen 
gefunden, Punkt a) in Erinnerung zu bringen und zu verlangen, 
dafs in der gänzlichen Ausdehnung vom Weſtbahnhof bis Matzleins— 
dorf überall die Bahn in die Axe der Gürtelſtraße und bei Krüm— 
mungen mindeſtens in den Spiegel der Gürtelſtraße zu verlegen 
jet. Ferner iſt zu verlangen, dass in der Strecke von Kilometer 
1 bis 18, das iſt jene Strecke, wo die Gürtelſtraße heute noch 
nicht mit 40“ breit projectiert iſt, die Bahn in einer erſt zu 
projectierenden Gürtelſtraße zu führen ſei. Es müſſen alſo vorerſt 
die Baulinien beſtimmt werden für dieſe Strecke und dann wird 
verlangt, dass auch innerhalb dieſer Strecke die Bahn möglichſt 
in der Mitte des Spiegels geführt werde. Es iſt ſehr zu 
bedauern, das nicht heute ſchon die Gürtelſtraße in der vollen 
Breite von 40“ in dieſer Strecke durchgeführt iſt; daran find nicht 
wir ſchuld; in den Vororten haben die Baulinienbeſtimmungen in 
ſolcher Weiſe ſtattgefunden, dajs dort die Gürtelſtraße an einer 
Stelle mit 15° an einer anderen mit 12% Breite beantragt iſt. 
Das ſind Zuſtände, welche nicht fortbeſtehen können; es iſt 
abſolut nothwendig, daſs die Straße in der ganzen Länge 40° 
breit durchgeführt wird, und darauf bezieht ſich auch Punkt d), 
welcher wörtlich laute: Da die Gemeinde Wien die 
Führung der Gürtelſtraße in der Strecke von 
Kilometer 1˙0 bis 1˙8 in der vollen Breite von 400 
in Ausſicht genommen hat, fo ftellt fie auch hier 
die Forderung, dass die cs thunlich in der 
Mitte des Gürtelſpiegels geführt werde. 

In Punkt e) iſt darauf hingewieſen, dafs längs der Meidlinger⸗ 
ſtraße die Bahn zum größten Theile den dermaligen Straßenkörper 
in Anſpruch nimmt; wir müſſen alſo fordern, dafs als Erſatz für 
dieſe in Anſpruch genommenen Straßentheile an der Seite des 
Pferdemarktes, alſo Stadtſeite, eine innere Gürtelſtraße auf Koſten 
der Bahnunternehmung eröffnet wird. Darum lautet Punkt e) 
folgendermaßen: In der Strecke zwiſchen Kilometer 
24 und Kilometer 3˙3, das iſt zwiſchen dem Hunds⸗ 
thurmer Friedhofe und der Matzleinsdorferſtraße, 
iſt für die der Benützung entzogene Meidlinger— 
ſtraße die innere gegen den Pferdemarkt gelegene 
Gürtelſtraße auf Rechnung der Bahnunterneh— 
mung durchzuführen. 

In Punkt f) iſt wiederum eine zweckmäßige Verbindung be- 
anſprucht von der Hundsthurmerſtraße gegen den äußeren Theil 
des Margarethengürtels. Er lautet folgendermaßen: Für die 
directe Verbindung der Margarethener Gürtel— 
ſtraße mit der Hundsthurmerſtraße, ſowie der 
Oberen Bräuyausgaſſe mitder Lainzerſtraße, find 
im Bahnkörper entſprechend weite und hohe Durch— 
läſſe anzulegen. 

Ich will nur bemerken, dass dieſe ganze Strecke als Viaduct⸗ 


bahn gedacht iſt. Es iſt aber jedenfalls zweckmäßig, dajs dort, 
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wo verkehrsreiche Straßen einmünden, außerdem noch weite Durch⸗ 
läſſe angebracht werden, weil ſchmälere Durchläſſe nicht hinreichen. 
Weiters wird gefordert, dass zwiſchen Kilometer 0˙1 und 0˙8 
in jenem Theile, welcher das Delta bildet, auch noch ſeinerzeit 
Durchläſſe und Übergänge gefordert werden können, nachdem der 
Gemeinderath ſchlüſſig geworden ſein wird über die Verwendung 
jener Flächen, welche innerhalb des Details gelegen ſind. Es iſt 
möglich, daßs das ganze Delta zur Bahn einbezogen wird. Wenn 
aber das nicht der Fall iſt, wenn vielleicht noch ein Baublock 
geſchaffen werden ſoll, jo iſt es nothwendig, dafs für weitere Zur 
gänge geſorgt wird. Infolge deſſen lautet Punkt g): Die Ge— 
meinde Wien behält fi vor, in der Verbindungs⸗ 
curve zwiſchen Kilometer Olund Kilometer 0˙8 in 
der Richtung gegen Meidling außer den bereits 
projectierten Bahnüberſetzungen und Durchläſſen 
noch weitere Bahnüberfahrten und Bahndurch— 
läſſe erſt nach Löſung der Frage über Art der Ver— 
wendung der Gründe im Bahndelta vor dem 
Matzleinsdorfer Frachtenbahnhofe zu fordern. 
Im Punkte h) ift eine Forderung bezüglich des Gumpendorfer 
Schlachthauſes geſtellt, dort findet nämlich eine Überſchreitung der 
Bahn ſtatt, und es iſt im Punkte 13 unſeres Programmes im Abſatz 8 
dafür Sorge getragen, dafs, wenn Baugründe der Gemeinde über— 
ſchritten werden, wir für die Gewährung dieſer Servitut ſchadlos ge— 
halten werden. Dies gilt gewiſs in erhöhtem Maße, wenn über Ge— 
bäude hinweggeſetzt wird. Darum beantragt der Stadtrath in Punkt n): 
Sollte die Führung der Bahn in Kilometer 1˙3 
bis Kilometer 14 über das Gumpendorfer Schlacht— 
haus nicht vermieden werden, ſo iſt die Gemeinde 
Wien für die Einräumung dieſer Servitut im 
Sinne des Punktes XIII, Abſatz8 des „Programmes“ 
zu entſchädigen. 
Ich bitte, dieſe Anträge des Stadtrathes anzunehmen. 
Vürgermeiſter: Wünſcht jemand in der General⸗Debatte zu 


ſprechen? (Niemand meldet ſich.) Dies ift nicht der Fall. Wir 


ſchreiten zur Special⸗Debatte. Da iſt vor allem andern Punkt d) 
in die Debatte zu ziehen. Wünſcht jemand das Wort zu Punkt d)? 
(Niemand meldet ſich.) Dieſer Punkt iſt angenommen. 
Zu Punkt e)? (Niemand meldet ſich.) Dieſer Punkt it a n⸗ 
genommen. ö 
Zu Punkt f)? (Niemand meldet ſich.) Dieſer Punkt iſt a n⸗ 
genommen. 
Zu Punkt g)? (Niemand meldet ſich.) Dieſer Punkt iſt an- 
genommen. 
Zu Punkt h)? (Niemand meldet ſich.) Dieſer Punkt iſt an- 
genommen. 
Dieſer Gegenſtand iſt erledigt. 
Es wurde daher beſchloſſen: 
Die Gemeinde Wien gibt folgende Erklärung ab: 
J. 

Die Gemeinde verweist bei dem Eingehen auf 
die Begutachtung des vorliegenden Projectes auf 
die Beſtimmung der Art. VII und VIII des Pro⸗ 
grammes, nach welcher die einheitliche Leitung der 
Projectaufſtellung der „Commiſſion für Verkehrs— 
anlagen in Wien“ zuſteht, und gibt ihr Gutachten 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 46, 14. Juni 1892. 1455 


—— f 2. f —ñ—ũ t — —— —Éä́— NN 


nur unter der Verwahrung ab, daſs dadurch der 
definitiven Projectaufſtellung durch die obige Com— 
miſſion in keiner Weiſe präjudiciert werde. 

II. 

1. Nachdem in den vorliegenden Projectplänen 
über die Wiener Verkehrsaulagen nicht nur die be— 
abſichtigten Tracenführungen der Stadtbahnen ver— 
zeichnet, ſondern auch die Bahnnivelletten im Längen— 
profile, die beabſichtigte Conſtructionsweiſe der 
Bahnkörper, der Bahnſtationen und Halteſtellen mit 
den zugehörigen Objecten verzeichnet ſind und an— 
gegeben iſt, in welcher Weiſe ſtädtiſche Objecte hie: 
durch tangiert werden wollen, und nachdem es ſich 
im gegenwärtigen Stadium der Verhandlung nur 
um die Feſtſtellung der Bahntracen handelt (Ver— 
ordnung des k. k. Handelsminiſterinms vom 25. Jänner 
1879, Nr. 19 R.⸗G.⸗Bl, $ 3), wird ſeitens der 
Gemeinde ausdrücklich hervorgehoben, daſs die Be— 
urtheilung der Bahnanlagen hinſichtlich der Lage der 
Bahnnivellette, dann in conſtruetiver und äſthetiſcher 
Beziehung, ſowie hinſichtlich der Art der Umlegung 
oder Reconſtruetion der ſtädtiſchen Objecte (Gebäude, 
Canäle, Waſſerleitungen ꝛc.) der politiſchen Begehung 
der Bahnanlagen vorbehalten bleiben müſſe. 

2. Es wird gefordert, daſs bei den Bahnanlagen 
darauf Rückſicht genommen wird, dass alle derzeit 
beſtehen den Communicationen (Straßenzüge) aufrecht 
bleiben und daſs auch in Zukunft die von der Ge— 
meinde als nothwendig erkannten Communicationen 
anſtandslos hergeſtellt werden können, ſowie daſs 
bei Einſchnitten durchgehends eine Überdeckung der 
Bahn im beſtehenden Niveau ausgeführt werden 
kann, bei Hochbahntracen hingegen entſprechend breite 
und hohe Durchläſſe im Bahnkörper angelegt werden 
können. ö 

Die offen projectierten Bahneinſchnitte ſind jeder— 


zeit einzudecken und die Durchläſſe jederzeit auszu— 
führen, beides auf Verlangen der Gemeinde Wien 
und ohne deren Belaſtung. 

3. Endlich wird bedungen, dafs in jenen Fällen, 
wo durch die Bahnführung der Straßenkörper in der 
Weiſe occupiert wird, dafs hiedurch der Bau von 
dort bereits projectierten oder dort unumgänglich 
nothwendig auszuführenden Objecten (Fluſsregulie— 
rungen, Sammelcanälen, Leitungen ꝛc.) behindert 
erſcheint, für den occupierten Grund durch die Unter⸗ 


nehmung der Erſatz zum Baue der beſagten Objecte 
durch Einlöſung nachbarlicher Gebäude und Gründe 


beſchafft wird. 
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4. In jenen Strecken, wo die Bahn im über— 
deckten Einſchnitte geführt wird und ober derſelben 
dermalen Gartenanlagen oder Alleen beſtehen, iſt 
anzuſtreben, daſs die Conſtruction der Eindeckung 
in einem Niveau hergeſtellt werde, welches es er— 
möglicht, eine genügend hohe Erdſchichte darüber zu 
geben, damit neuerliche Anpflanzungen möglich ſind. 

5. Es wird verlangt, dafs die Züge der Local— 
bahn direct auf die Localſtrecken der Süd-, Weſt— 
und Franz Joſef-Bahn verkehren können. 


III. 
a) Die Tracenführung iſt in den geraden Strecken 
jedenfalls in der Axe und bei Krümmungen möglichſt 
innerhalb des Spiegels der Gürtelſtraße zu legen. 


b) In allen Theilen der Gürtellinie, wo die 
Bahn auf der Gürtelſtraße als Hochbahn geführt 
wird, ſind aus äſthetiſchen und Verkehrsrückſichten 


Bogenſtellungen oder Eiſenconſtructionen mit geräuſch— 
loſer Fahrt anzubringen. 

c) Alle Realitäten, welche die Durchführung der 
projectierten Tracen behindern, find von der Unter— 
nehmung einzulöſen. 

d) Da die Gemeinde Wien die Führung der 
Gürtelſtraße in der Strecke von Kilometer 1-0 bis 1-8 
in der vollen Breite von 40% in Ausſicht genommen 
hat, jo ſtellt ſie auch hier die Forderung, daſs die 
Bahn thunlich in der Mitte des Gürtelſpiegels 
geführt werde. 

e) In der Strecke zwiſchen Kilometer 2.4 und 
Kilometer 3-3, das iſt zwiſchen dem Hundsthurmer 
Friedhofe und der Matzleinsdorferſtraße, iſt für 
die der Benützung entzogene Meidlingerſtraße die 
innere gegen den Pferdemarkt gelegene Gürtelſtraße 
auf Rechnung der Bahnunternehmung durchzuführen. 

f) Für die directe Verbindung der Margarethener 


Gürtelſtraße mit der Hundsthurmerſtraße, ſowie 
der Oberen Bräuhausgaſſe mit der Lainzerſtraße, 
ſind im Bahnkörper entſprechend weite und hohe 


Durchläſſe anzulegen. 


g) Die Gemeinde Wien behält ſich vor, in der 
Verbindungscurve zwiſchen Kilometer 0.1 und Kilo— 
meter 0-8 in der Richtung gegen Meidling außer 
den bereits projectierten Bahnüberſetzungen und 
Durchläſſen noch weitere Bahnüberfahrten und 
Bahndurchläſſe erſt nach Löſung der Frage über die 
Art der Verwendung der Gründe im Bahndelta 
vor dem Matzleins dorfer Frachtenbahnhofe zu fordern. 

h) Sollte die Führung der Bahn in Kilometer 1-3 
bis Kilometer 1-4 über das Gumpendorfer Schlacht— 


—— 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 46, 14. Juni 1892. 


. DDO D f ‚f‚ f ‚ ⏑‚f⏑ N N D S J x N ALU: 


haus nicht vermieden werden, ſo iſt die Gemeinde 
Wien für die Einräumung dieſer Servitut im Sinne 
des Punktes XIII, Abſatz 8 des „Programmes« zu 
entſchädigen. 


Vürgermeiſter: Ich erſuche Herrn Gem.-Rath Dr. Hacken— 
berg, zu referieren. (Gem.⸗Rath Dr. Hackenberg tritt an den 
Referententiſch.) 

11. Referent Gem.-Nath Dr. Hackenberg: Ich habe 
die Ehre, über Stadtraths-Zahl 2783 und 2880 bezüglich der 
Ergreifung einer Beſchwerde in Angelegenheit der Wienthal⸗Waſſer⸗ 
leitung zu referieren. 

Mit der Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft Sechshaus 
vom 1. Auguſt 1880, welche eine Beſtätigung von der Statt— 
halterei und vom Ackerbauminiſterium erhielt, wurde dem Franz 
Zeillner v. Zeillenthal die Conceſſion zur Errichtung 
und zum Betriebe einer Waſſerleitung behufs Verſorgung der 
weſtlichen Vororte mit Nutz- und Trinkwaſſer aus dem Nieder— 
ſchlagsgebiete oberhalb Hütteldorf ertheilt. Die Bedingungen ſind 
in der Conceſſionsurkunde enthalten. Die Waſſerverſorgung iſt in 
der Weiſe geplant, dafs vier Reſervoirs, das erſte im Wolfbach⸗ 
graben, das zweite im Dombachgraben, das dritte im Gablitzthale 
und eines beim Auhof errichtet werden ſoll, in welchen offenen 
Reſervoirs die Niederſchlagswäſſer beſſer geſammelt, aufgeſpeichert 
und für den Bedarfsfall abgegeben werden können. 

Zu den Conceſſionsbedingungen gehören unter anderm auch 
die, dafs der Conceſſionär verpflichtet iſt, innerhalb drei, beziehungs⸗ 
weiſe ſechs Monaten von der Bewilligung ab, eine Caution von 
500.000 fl. zu erlegen. Weiters — ich beſchäftige mich hier nur 
mit jenen Bedingungen, welche hier in Frage kommen — die 
Bedingung, dafs der Conceſſionär verpflichtet ſei, die geänderten 
Pläne zur Genehmigung vorzulegen. In den generellen Bedin— 
gungen war dem Unternehmer auch im Sinne der §s 27 und 35 
W.⸗R.⸗G. das Expropriatiousrecht eingeräumt, während im Punkte 0) 
im Abſatz 7 der ſpeciellen Bedingungen ausdrücklich beſtimmt 
worden iſt, daßs bei den Rohrlegungen in die Gemeinde- und 
Privatſtraßen, ⸗Gaſſen, Wege und Plätze vor Inangriffnahme 
der Arbeiten mit der Gemeindevorſtehung oder den Privatbeſitzern 
ein Übereinkommen auf Grund auszuarbeitender Pläne zu 
treffen ſei. 

Bezüglich dieſer Conceſſion wurde nun lange Zeit verhandelt. 
Die Caution wurde nicht erlegt; der Conceſſionär ſchritt wiederholt 
um Verlängerung des Termines und zwar bis 1896 ein. Die 
Bezirkshauptmanſchaft Sechshaus verſtändigte jeweils den Wiener 
Magiſtrat über ſeine Anfrage von dieſer Friſtverlängerung zum 
Cautionserlage. 

Endlich, im Jahre 1887, theilte die Bezirkshauptmannſchaft 
Sechshaus auf wiederholte Anfrage des Magiſtrates mit, dass 
zwar eine weitere Verlängerung der Friſt nicht ſtattgefunden 
habe, dass aber die Conceſſion trotzdem noch als aufrecht beſtehend 
anzuſehen ſei, weil die Friſt zum Cautionserlage nicht vom Zeit⸗ 
punkte der Bewilligung der Conceſſion, ſondern vom Zeitpunkte 
der Baubewilligung zu nehmen ſei. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft Sechshaus änderte daher 
die eine lange Reihe von Jahren aufrecht erhaltene Interpretation, 
daſs die Friſt zum Cautionserlage von der Conceſſionsertheilung 
an zu berufen habe, dahin ab, daſs dieſe Friſt von der Bau- 
bewilligung an laufe. 
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Im Jahre 1887 legte die Unternehmung neue Pläne zur 
Genehmigung vor und es ſtellte ſich wegen der Mangelhaftigkeit 
dieſer Pläne die Nothwendigkeit heraus, dieſelben zu modificieren 
und zu ergänzen, und wurden daher der Unternehmung in kurzem 
Wege zurückgeſtellt. Im Juli des Jahres 1891 fand endlich über 
die neuerlich vorgelegten modificierten Pläne das waſſerrechtliche 
Verfahren ſtatt und mit Beſcheid der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Sechshaus vom 31. Auguſt 1891 wurde dem Wienthalleitungs- 
Unternehmer die Genehmigung für die bei den commiſſionellen 
Verhandlungen vorgelegten Projectpläne mit Ausnahme der Pläne 
des Reſervoirs am Auhof ertheilt. 

Gegen dieſen Beſcheid ergriff die Gemeinde die Berufung an 
die Statthalterei und begründete fie damit, dass die Conceſſion 
wegen nicht rechtzeitigen Erlages der Caution erloſchen ſei, dass 
überdies das neuerliche Verfahren, das ſogenannte abgekürzte Ver— 
fahren im Sinne des §S 79 W.⸗R.⸗G., und nicht das ſogenannte 
Aufforderungsverfahren im Sinne des §S 78 W.⸗R.⸗G. eingeleitet 
worden, und insbeſondere auch, dass in dieſer Entſcheidung aus— 
drücklich die Beſtimmung enthalten war, daſs bei Benützung von 
Gemeindeſtraßen und dazugehörigen Objecten zu den Rohrleitungen 
nur das Einvernehmen bezüglich der Zeit und der Art der Aus— 
führung vorbehalten war. Es war mit dieſer Entſcheidung über 
Abſatz c), Punkt 7 der ſpeciellen Bedingniſſe der Conceſſion weit 
hinausgegangen, nach welchem in einem ſolchen Falle ausdrücklich 
ein Übereinkommen vorbehalten war. Die Statthalterei beſtätigte 
nicht nur dieſe Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft Sechs— 
haus, ſondern gieng in einem einzelnen Punkte noch über dieſe 
Entſcheidung hinaus. Es wird nämlich in dieſer Statthalterei— 
Entſcheidung ausdrücklich bemerkt, dass hinſichtlich der Frage nach 
der Unentgeltlichkeit der Straßenbenützung lediglich auf den Punkt 2, 
Abſatz 2 der generellen Beſtimmungen der Conceſſion für die An— 
lagen insgeſammt hingewieſen wird. In dieſer ſpeciellen Beſtimmung 
iſt aber — ich habe fie mir bereits früher vorzuleſen erlaubt — 
ausdrücklich der Unternehmung das Expropriationsrecht eingeräumt. 
Damit iſt nicht nur über den Inhalt der Coneeſſion ſelbſt hinaus- 
gegangen, ſondern auch nach dem Erachten des Stadtrathes das 
Geſetz verletzt worden. Wir ſind hier in der Lage, uns auf die 
Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 6. Juni 1885 zu 
berufen — eine Entſcheidung, welche in dem bekannten Tramway 
ſtreite ergangen iſt — mit welcher der Verwaltungsgerichtshof 
ausdrücklich ausgeſprochen hat, dajs mit der Ertheilung der Con⸗ 
ceſſion zur Errichtung und zum Betriebe von gewiſſen Linien nicht 
auch gleichzeitig das Benützungsrecht der Straßen eingeräumt wird. 
Die Gemeinde Wien ergriff gegen dieſe Statthalterei-Entſcheidung 
die Berufung an das Ackerbauminiſterium. Das Ackerbau⸗ 
miniſterium hat nun zwar eine theilweife Anderung eintreten laſſen, 
die jedoch nicht genügend war, um die Gemeinde Wien vor Schaden 
zu ſchützen. 

Das Ackerbauminiſterium hat nämlich das 1. und 2. Alinea 
des Punktes 22 der bezirkshauptmannſchaftlichen Entſcheidung 
dahin abgeändert, dass die Wienthal⸗ Waſſerleitungs⸗ Unternehmung 
vor Inangriffnahme der Arbeiten für die Rohrlegung in den 
Gemeindeſtraßen des Gemeindegebietes von Wien mit der Gemeinde 
Wien das im Punkt 7 der generellen Beſtimmungen vom 1. Juni 
1888 vorgeſehene Übereinkommen zu treffen habe, hat jedoch jenen 
Punkt des Erkenntniſſes der Statthalterei vom 17. December 1891, 
womit der Gemeinde Wien für den Fall, als bezüglich der un— 
entgeltlichen Benützung der Gemeindeſtraßen zur Rohrlegung die 
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Expropriation angedroht wurde, ſich lediglich dahin ausgeſprochen, 
dafs die Statthalterei in dieſer Angelegenheit eine Entſcheidung gar 
nicht ausſprechen wollte, weil nach Anſicht des Ackerbauminiſteriums 
die Statthalterei hierzu auch gar nicht berufen war, ſondern 
hiezu erſt im Inſtanzenzuge in erſter Linie eine Entſcheidung der 
Bezirkshauptmannſchaft Sechshaus nothwendig war. Dieſe Inter- 
pretation findet ſich jedoch nicht im Tenor der Entſcheidung des 
Ackerbauminiſteriums, ſondern lediglich in den Entſcheidungs⸗ 
gründen, fo dafs eigentlich die Entſcheidung der Statthalterei 
beſtätigt erſcheint. Da nun nie die Entſcheidungsgründe Gegenſtand 
einer Beſchwerde ſein können, da auch nicht die Entſcheidungsgründe 
über das Maß und den Umfang zuerkannter Rechte entſcheiden 
können, ſo könnte es leicht geſchehen, wenn die Gemeinde Wien 
dieſe Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums aufrecht erhält, dass 
im weiteren Zuge des Verfahrens, wenn an die Gemeinde Wien 
wegen Benützung der Straßen zur Rohrlegung herangetreten wird, 
darauf hingewieſen wird, dafs eine Statthalterei-Entſcheidung bereits 
in Rechtskraft erwachſen ſei, mit welcher der Gemeinde Wien die 
Expropriation für den Fall angedroht wird, als zwiſchen ihr und 
dem Unternehmen der 1 ein Übereinkommen nicht 
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folgenden Antrag: 

Es ſei gegen die Entſcheidung des k. k. Ackerbau— 
miniſteriums vom 13. Ba 1892, 3. 1051, infoweit 
dadurch der Wienthal - Wafferleitungs - Unter 
nehmung, vertreten durch Francis A. Heath und 
D. G. Lenz, das Recht eingeräumt wurde, die in 
den, den commiſſionellen Verhandlungen vom 
22. bis 25. Juli 1891 zugrunde gelegenen Projects 
plänen erſichtlich gemachten, im derzeitigen Ge— 
meindegebiete von Wien gelegenen Gemeinde— 
ſtraßen, eventuell auch ohne Zuſtimmung der Ge⸗ 
meinde Wien, zur Rohrlegung zu benützen, indem 
jener Punkt des Erlaſſes der k. k. niederöſterreichi— 
ſchen Statthalterei vom 17. December 1891, Z. 72680, 
wodurch beſtimmt wird, daſs für den Fall, als die 
Gemeinde Wien mit dieſer Unternehmung über 
die Benützung ihrer Gemeindeſtraßen ein Über⸗ 
einkommen nicht treffe, gegen dieſelbe das Expro— 
priationsverfahren im Sinne des Punktes 2, Ab⸗ 
ſatz 2 der generellen Beſtimmungen A der ur— 
ſprünglichen Conceſſion durchgeführt und hiedurch 
die Unternehmung berechtigt werde, auch ohne ein 
Übereinkommen mit der Gemeinde Wien, deren 
Gemeindeſtraßen zu Rohrlegungen zu benützen, 
nicht aufgehoben wurde, die Beſchwerde an den 
k. k. Ver waltungsgerichtshof zu ergreifen. 

Ich bitte, dieſem Antrage Ihre Zuſtimmung zu geben. 

Nürgermeiſter: Wünſcht einer der Herren das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, der Antrag iſt an- 
genommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 
Es ſei gegen die Entſcheidung des k. k. Ader- 
bauminifteriums vom 13. März 1892, 3. 1051, 
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inſoweit dadurch der Wienthal-Waſſerleitungs-Unter— 
nehmung, vertreten durch Francis A. Heath und 
D. G. Lenz, das Recht eingeräumt wurde, die in 
den, den commiſſionellen Verhandlungen vom 22. bis 
25. Juli 1891 zugrunde gelegenen Projectsplänen 
erſichtlich gemachten, im derzeitigen Gemeindegebiete 
von Wien gelegenen Gemeindeſtraßen, eventuell auch 
ohne Zuſtimmung der Gemeinde Wien, zur Rohr— 
legung zu benützen, indem jener Punkt des Erlaſſes 
der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei vom 
17. December 1891, 3. 72680, wodurch beſtimmt 
wird, daſs für den Fall, als die Gemeinde Wien 
mit dieſer Unternehmung über die Benützung ihrer 
Gemeindeſtraßen ein Übereinkommen nicht treffe, 
gegen dieſelbe das Expropriations verfahren im Sinne 
des Punktes 2, Abſatz 2 der generellen Beſtim— 
mungen A der urſprünglichen Conceſſion durchgeführt 
und hiedurch die Unternehmung berechtigt werde, 
auch ohne ein Übereinkommen mit der Gemeinde 
Wien, deren Gemeindeſtraßen zu Rohrlegungen zu 
benützen, nicht aufgehoben wurde, die Beſchwerde an 
den k. k. Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen. 

12. Referent Gem.-Nath Schneiderhan: Geſchäftszahl 3076. 


Es handelt ſich hier um die Beſpritzung mehrerer Straßen im 


XIII. Bezirke, welche ſeinerzeit, als ich das Referat über die 
Beſpritzung erſtattet habe, nicht einbezogen worden ſind. Von Seite 
der Bezirksvertretung wird begehrt: 

I. Es ſei erſtens in Baumgarten die Wiengaſſe von der Haupt⸗ 
ſtraße bis zur Bahndurchfahrt, die Bahngaſſe von Nr. 38 bis zur 
verlängerten Berggaſſe, dann die Hütteldorferſtraße von Or. Nr. 1 
bis 23 zu beſpritzen. (Ruf links: Wie oft?) Einmal! 

II. In Lainz die Einſiedeleigaſſe von der Hauptſtraße bis zur 
Gärtnergaſſe täglich einmal; die Hetzendorferſtraße von der Haupt⸗ 
ſtraße bis zum Hauſe Nr. 13 täglich einmal. 

III. In Speiſing die Mayerhofgaſſe täglich zweimal; die 
Feldkellergaſſe von Nr. 5 Mayerhofgaſſe bis zum äußeren Ende 
der Feldkeller-Reſtauration Nr. 30, täglich zweimal. 

Die Koſten der Beſpritzung in der Zeit vom 1. Juni bis 
15. October l. J. beziffern ſich laut der in mitfolgender Tabelle 
enthaltenen Berechnung für die sub I angeführten Straßen mit 
287 fl. 19 kr. und für die sub II und III angeführten Straßen 
mit 551 fl. 6 kr., im ganzen mit 838 fl. 75 kr., für welchen 
Betrag bei Rubrik XXII 6 k keine Bedeckung vorhanden iſt. Es 
wird daher die Bitte an den löblichen Gemeinderath geſtellt, er 
wolle die Bedeckung von 838 fl. 25 kr. als Zuſchuſscredit mit 
dieſem Betrage in Rubrik XXII 6 k bewilligen. 

Gem.-Nath Hartl: Ich erlaube mir eine Anfrage an den 
Herrn Referenten; hier heißt es: Hütteldorferſtraße einmal täglich. 
Iſt das wirklich die Hauptſtraße, wo auch gefahren und gegangen 
wird? 

Neferent: Nur ein Theil. 

Gem.- Kath Värtl: Wenn es der ganze Theil von Hüttel⸗ 
dorf wäre, ſo iſt einmal factiſch zu wenig und ich würde bean— 
tragen, dass täglich zweimal beſpritzt werde. 
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Referent: Es iſt hier auch ein Eventual⸗Antrag. Wenn 
die Herren beſchließen, dass dieſe Straßen zweimal beſpritzt werden, 
würde die Koſtenſumme um 363 fl. 18 kr. erhöht. Von Seite des 
Bauamtes wird aber beantragt, dieſe drei Straßen nur einmal zu 
beſpritzen, daher hat ſich auch der Stadtrath dieſem An— 
trage angeſchloſſen. 

Gem.-Natß Gfrorner: Es handelt ſich hier um neue Straßen, 
welche täglich zweimal beſpritzt werden ſollen, während beiſpiels— 
weiſe die Schottengaſſe in der Inneren Stadt täglich einmal 
geſpritzt wird (Rufe: Das iſt nicht wahr! Sechsmal!), während 
in der Teinfaltſtraße nur dreimal geſpritzt wird. Man ſagt, die 
Schottengaſſe wird deshalb nur einmal geſpritzt, weil dort Asphalt— 
pflaſter iſt und die Pferde leicht fallen. Wenn es aber regnet, iſt 
fie auch den ganzen Tag nafs und es geſchieht doch nichts. In 
der Teinfaltſtraße iſt auch Asphaltpflafter, und da wird dreimal 
geſpritzt. Dann iſt es geradezu ein ſcandalöſer Zuſtand, wenn man 
auf die Roſsauerlände hinuntergeht, wo große, ſchöne Gebäude ſtehen; 
da wird in der Früh nur einmal geſpritzt und dann nicht mehr. 
Bei dem Sonnenbrande, den wir jetzt haben, iſt die Straße in 
zwei Stunden trocken und dann ſtaubt es furchtbar. Ich ſehe alſo 
nicht ein, daſs auf jener Straße zweimal geſpritzt werden ſoll, es 
würde einmal genügen. Aber in den alten Bezirken iſt Sorge zu 
tragen, daßs öfter geſpritzt werde. 

Würgermeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Nachdem dies nicht der Fall iſt, iſt die Debatte ge⸗ 
ſchloſſen. 

Referent: Ich habe nichts zu bemerken und erſuche nur, 
daſs dieſe Straße beſpritzt werde. Ich bitte Sie um Genehmigung 
des Betrages. 

Bürgermeifter: Herr Gem.-Rath Bärtl beantragt, dajs 
die Hütteldorferſtraße zweimal, ſtatt einmal beſpritzt werde. 

Referent: Die Koſten für die zweimalige Beſpritzung der 
Straße in Baumgarten, die Herr Bärt! meint, machen 363 fl. 
18 kr. aus. 

Bürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Die Herren 
haben den Antrag des Herrn Gem.⸗Rathes Bärtl vernommen, 
daſs die Hütteldorferſtraße zweimal, ſtatt einmal beſpritzt werde. 
Jene Herren, welche dafür find, wollen die Hand erheben. (Geſchieht. ) 
Es iſt die Minderheit. Abgelehnt. 

Jene Herren, welche mit dem Referenten⸗Autrage einverſtanden 
ſind, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Iſt angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, daſs vom 1. Juni 
l. J. an die nachfolgenden Straßen des XIII. Be— 
zirkes in die Beſpritzung einbezogen werden: 
1. In Baumgarten: 
a) Die Wiengaſſe von der Hauptſtraße bis zur 
Bahndurchfahrt (täglich einmal); 
b) die Bahngaſſe von Nr. 38 bis zur verläu— 
gerten Berggaſſe (täglich zweimal); 
c) die Hütteldorferſtraße von Or.-Nr. 1 bis 23 
(täglich einmal); 
2. In Lainz: 
a) Die Einſiedeleigaſſe von der Hauptſtraße bis 
zur Gärtnergaſſe (täglich einmal); 
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p) Die Hetzendorfergaſſe von der Hauptſtraße bis 

zum Hauſe Nr. 13 (täglich einmal); 
3. In Speiſing: 

a) Die Mayerhofgaſſe (täglich zweimal); 

b) die Feldkellergaſſe von der Mayerhofgaſſe bis 
zum äußeren Ende der Feldkeller-Reſtaunration Nr. 30 
(täglich zweimal). 

Zur Bedeckung des für die Beſpritzung dieſer 
Straßen in der Zeit vom 1. Juni bis 15. October 
1892 auflaufenden Betrages von 838 fl. 25 fr. wird 
ein Zuſchuſsecredit in dieſer Höhe ad Rubrik XXII Gk 
zu bewilligen. 


13. Referent Gem.-Rath Noske: (Ironiſche Rufe links: 
Ah!) Ich habe die Ehre, über Z. 2117 des Stadtrathes 
zu berichten, und zwar über einen Antrag, betreffend die Er— 
höhung der Bezüge des Gärtners und Parkwächters im Eßterhäzy— 
parke im VI. Bezirke. Die Sache iſt ungeheuer einfach. Es 
iſt verfügt worden, daſs dieſer Park bis 10 Uhr offen ſei, 
und dadurch iſt den dort bedienſteten Parkwächtern und dem 
Gärtner eine Mehrarbeit erwachſen, einerſeits dadurch, dals fie, 
anſtatt wie früher bis 6 Uhr, jetzt bis 10 Uhr im Park an— 
weſend fein müſſen, andererſeits dadurch, daßs fie, wenn fie nach 
Hauſe gehen, genöthigt ſind, das in Wien übliche Sperrgeld zu 
bezahlen. Es iſt daher von dieſen Bedienſteten das Anſuchen 
geſtellt worden, daſs ihnen mit Rückſicht darauf, und zwar jedem 
derſelben der Bezug per Tag für die Sommermonate April bis 
October um 40 kr. täglich erhöht werde, und ich bitte um Ihre 
Genehmigung. 

Bürgermeiſter: Keine Einwendung? (Niemand meldet ſich.) 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſeu, die Bezüge des 
Gärtners und des Parkwächters im Eßterhäzy⸗ 
parke im VI. Bezirke in der Zeit vom 1. April 
bis 31. October jeden Jahres um täglich je 40 kr. 
zu erhöhen. 


14. Referent Gem.-RNath Noske: Ich habe weiters zu 
berichten zur Z. 1009, Beil.-Nr. 93, über den Antrag des Herrn 
Gem.⸗Rathes Arnhart, betreffend die Widmung eines 
Betrages zur Errichtung eines chemiſchen Labora— 
toriums und einer technologiſchen Sammlung für 
die Genoſſenſchaft der Drechsler. Die Herren Gem. 
Räthe Arnhart und Genoſſen haben am 17. Juni 1891 — ich 
bitte, dieſes Datum zu beachten — einen Mtrag geſtellt, wonach 
in Erwägung, dafs die Drechsler einen verhältnismäßig ſehr 
großen Percentſatz der gewerbetreibenden Bevölkerung von Wien 
gegenüber anderen Städten bilden; in Erwägung, dass die Drechsler 
durch den Entgang ihres Abſatzgebietes in Amerika in einer 
Richtung ihres Gewerbes bedeutend geſchädigt wurden, in weiterer 
Erwägung, dass ſich die betroffenen Drechsler nun neuen Richtungen 
ihres Faches zuwenden müſſen; in der Erwägung, das zur Er— 
ſchließung und Vervollkommnung neuer Richtungen Unterſuchungen 
und Verſuche aller Art nöthig ſind; in der ſchließlichen Erwägung, 
dafs nur durch naturwiſſenſchaftliche Heranbildung ein gediegener 
Handwerkerſtand entſtehen kann — der fachlichen Fortbildungs— 
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Schule der Drechslergenoſſenſchaft zur Errichtung eines chemiſchen 
Laboratoriums und einer technologiſchen Sammlung ein einmaliger 
Betrag von 1000 fl. zu bewilligen ſei. 

Ich habe in dieſer Richtung die Ehre, Folgendes zu bemerken. 
Am 12. Juni 1891 hat der Gemeinderath nach einer längeren 
Debatte, in der auch der Herr Antragſteller und andere Herren 
das Wort ergriffen haben und in der ſchon das Anſuchen des 
Schulausſchuſſes der Drechslergenoſſenſchaft, und zwar zum Zwecke 
der Inſtallation der elektriſchen Beleuchtung und Errichtung eines 
technologiſchen Muſeums und Laboratoriums den Betrag von 1000 fl. 
zu bewilligen, in Verhandlung ſtand, beſchloſſen, dafs der Schule 
der Drechslergenoſſenſchaft, wie gewöhnlich, 1000 fl. Subvention 
gegeben werde, er hat aber das . Anſuchen nach reiflicher 
Erwägung abgelehnt. Das war am 12. Juni 1891. Am 17. Juni, 
alſo fünf Tage ſpäter, iſt vom 11 1 Gem.⸗Rathe Arnhart 
der von mir mitgetheilte Antrag geſtellt worden. In dieſem 
Antrage iſt gar kein neues Moment angeführt, das nicht ſchon in 
der Debatte und in den Aeten, welche bei der Beſchluſsfaſſung 
fünf Tage vorher in Betracht gezogen wurden, N gemacht 
worden iſt. 

Es iſt dieſer Antrag am 17. Juli an den Stadtrath gelangt 
und ich habe ſehr raſch, ſchon am 22. Juli 1891, über dieſe An- 
gelegenheit im Stadtrathe referiert; der Stadtrath iſt auf folgendem 
Standpunkte geſtanden. Der Stadtrath iſt weit davon entfernt, 
dem geehrten Plenum, wenn ein wirkliches Bedürfnis vorhanden 
iſt und dieſes Bedürfnis nachgewieſen wird, nicht vorzuſchlagen, 
daſs ein Gewerbe in irgend einer Richtung unterſtützt werden ſoll. 
Er hat aber andererſeits die Meinung gehabt, dajs es nicht gut 
angienge und ein einigermaßen bedenkliches Princip in unſere 
Geſchäftsgebarung und Geſchäftsführung bringen hieße, wenn es 
möglich wäre, eine Angelegenheit, die durch den Beſchluſs des 
Gemeinderathes nach eingehender Debatte heute erledigt worden 
iſt, fünf Tage darauf mit unveränderten Motiven dem Stadtrathe, 
reſpective dem geehrten Plenum des löblichen Gemeinderathes zur 
Vorlage zu bringen. Wenn dieſe Praxis um ſich greifen würde, 
wäre überhaupt nicht abzuſehen, wann der Gemeinderath je eine 
Angelegenheit zu erledigen in der Lage wäre. Denn es wird ja 
immer jemanden, der einen Antrag geſtellt hat, geben, der mit der 
Erledigung dieſes Antrages nicht zufrieden iſt und dann das ein— 
fache Mittel wählt, in der nächſten Sitzung denſelben Antrag 
wieder einzubringen und der Gemeinderath wäre immerwährend 
in der Lage, dieſelbe Angelegenheit neuerdings zu erwägen. Es iſt 
ſeit der Zeit infolge drängender anderer Geſchäfte nicht möglich 
geweſen, zum Referate über dieſe Angelegenheit zu kommen, es iſt 
kein neues Moment hervorgetreten, welches der Gemeinderath nicht 
bei der erſten Beſchluſsfaſſung in Erwägung gezogen hätte; ich 
bin erbötig, das aus dem Sitzungsberichte vom 12. Juni 1891 
nachzuweiſen. 

Ich möchte in der Sache ſelbſt nur ganz kurz bemerken, daſs 
niemand im Stadtrathe und wahrſcheinlich auch im Gemeinderathe 
der Sache ablehnend in dem Augenblicke gegenüberſtehen wird, wo 
dieſes Bedürfnis nachgewieſen iſt. Aus den Acten, die damals zur 
Vorlage gekommen find, iſt hervorgegangen, dass die Verhältniſſe 
der Drechslergenoſſenſchaft durch die bekannte Perlmutterkriſis voll— 
ſtändig unklare geworden ſind, und der Magiſtratsbericht hebt 
weiter hervor, daſs die Auslagen für die Fachſchule der Genoſſen— 
ſchaft erheblich, innerhalb drei Jahren um mehr als das doppelte, 
geſtiegen ſind, ohne daſs hiefür in dem Berichte über dieſe Schule 
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ein Grund erſichtlich iſt. Es war alſo die Erwägung, welche 
damals den Gemeinderath bei der Beſchluſsfaſſung geleitet hat, die, 
dass erſt abgewartet werden wollte, bis die Verhältniſſe der Drechsler— 
genoſſenſchaft ſich wieder etwas geordnet haben, bis es ſich zeigt, 
wie ſich namentlich der Beſuch dieſer Schule geſtaltet, der — das 
war auch ein Moment, das bei der damaligen Beſchluſsfaſſung 
zur Kenntnis gekommen war — in Abnahme begriffen war, 
natürlich infolge der Kriſis. Wenn nun die Drechslergenoſſenſchaft 
jetzt, nachdem ein bis anderthalb Jahre ſeit dem erſten Anſuchen 
verfloſſen ſind, neue Angaben machen und ſchildern würde, wie 
jetzt die Verhältniſſe der Genoſſenſchaft liegen, in welchem Sinne 
ſie dieſes Geld, das ſie neuerdings anſpricht, verwenden will, ſo 
würde der Magiſtrat, beziehungsweiſe der Stadtrath und das 
geehrte Plenum in der Lage ſein, dieſes Anſuchen einer neuen 
Erwägung zu unterziehen, die Verhältniſſe zu unterſuchen, um zu 
einem neuen Beſchluſſe zu kommen, der ſich auf neue Momente 
gründen würde. Was heute vorliegt, iſt nichts anderes als der 
Verſuch, eine Angelegenheit, die ungefähr vor einem Jahre in 
einer Sitzung abgelehnt wurde, in einer nächſten Sitzung wieder 
im Wege eines Antrages zum Vortrag zu bringen. Schon um 
dieſe Praxis nicht einreißen zu laſſen, aber auch aus den von mir 
angeführten meritoriſchen Gründen erlaubt ſich der Stadtrath zu 
beantragen: Die Bewilligung eines Beitrages zu dem 
gedachten Zwecke werde abgelehnt. 


Gem.-Nath Aruhart: Meine Herren! Ich habe gelegentlich 
der Berathung der Geſchäftsordnung den Antrag geſtellt, dass der 
Stadtrath eine gewiſſe Pflicht haben ſoll, über Anträge des Ge— 
meinderathes in einer beſtimmten Friſt, ich glaube, ich habe 
damals ein Jahr genannt, dem Gemeinderathe Bericht zu erſtatten. 
Dass es gut geweſen wäre, wenn dieſer Antrag angenommen 
worden wäre, ſehen Sie aus der Thatſache, dafs dieſer Antrag 
ſchon ein Jahr lang beim Stadtrathe gelegen iſt und nicht dem 
Gemeinderathe als Referat vorgelegt wurde. Ich habe auch ſchon 
mancherlei Klagen darüber gehört. Heute haben wir gehört, dafs 
ein Antrag über ein Jahr beim Stadtrathe gelegen iſt. Was nun 
die Drechslergenoſſenſchaft betrifft, ſo handelt es ſich hier um die 
Gründung eines chemiſchen Laboratoriums. 


Meine Herren! Sie wiſſen ſelbſt, welch ſchwerer Schlag die 
Drechsler getroffen hat, namentlich die Perlmutterdrechsler, da ſie 
ja ihres hauptſächlichen Abſatzgebietes in Amerika gänzlich beraubt 
wurden. Die Leute müſſen ſich neuerlich ein Gebiet ſuchen, damit 
ſie ihren Erwerb nicht verlieren. 
auf die Färbung von Meerſchaum, Bernſtein und anderer Drechsler— 
waren. Wir wiſſen ſelbſt, daſs die Chemie in neueſter Zeit in 
Bezug auf die Färbung große Fortſchritte gemacht hat, daſs dies 
aber eigentlich nicht Sache der Chemiker von Fach geworden iſt, 
weil ſie ſich nur mit der theoretiſchen Zuſammenſetzung beſchäftigen, 
ſondern daſs dies nur Sache der Praxis, der Übung iſt. Deshalb 
hat die Drechslergenoſſenſchaft Geld zur Errichtung eines Labo— 
ratoriums verlangt, um ſolche Verſuche — ich bemerke ausdrücklich, 
es handelt ſich hier um einen neuen Verſuch — anzuſtellen. Sie 
iſt auf dieſen Gedanken eigentlich durch einen Erlaſs gekommen, 
und zwar iſt das der Erlass des k. k. Handelsminiſteriums vom 
14. März 1891, Z. 195, welcher an die Drechslergenoſſenſchaft 
gekommen iſt und in welchem ausdrücklich verlangt wird, für die 
Vollendungsarbeiten wäre durch einen Curs über chemiſche Techno— 
logie vorzuſorgen. 
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Sie ſehen alſo, die Drechslergenoſſenſchaft hat ſich eigentlich 
nur eines Auftrages entledigt, wenn ſie daran geht, ein Labora— 
torium zu errichten, um in demſelben dieſe Färbearbeiten zu be— 
treiben, welche diejenigen lernen ſollen, welche von der Perlmutter— 
drechslerei auf ein anderes Fach übergehen müſſen. Es iſt ſehr 
viel ſolche Färbearbeit nothwendig, damit ſich die Drechslerei in 
dieſer Weiſe vervollkommt. 

Was Herr St.⸗R. Noske geſagt hat, dafs der Gemeinde— 
rath nicht in kurzer Zeit, nachdem er einen Beſchlußs gefaſst hat, 
denſelben noch einmal faſſen ſoll, ſo möchte ich darauf hinweiſen, 
daſs dies ſchon einigemale thatſächlich geſchehen iſt. Ich erinnere 
zum Beiſpiel an den Fall Eigner; das wird genügen. Das iſt 
kein Grund, wenn der Gemeinderath einmal etwas beſchloſſen hat, 
daſs er nicht etwas anderes beſchließen ſoll, wenn neue Einſichten, 
Anſichten und Momente hinzukommen. 

Schließlich muſs ich mich zu einer perſönlichen Bemerkung 
herbeilaſſen, die mir wohl etwas ſubjectiv erſcheint, aber nachdem 
der Herr StR. Noske ſchon bei verſchiedenen Gelegenheiten 
in ſeinen geiſtreichen Reden auch ſubjectiv geworden iſt, kann ich 
dies ebenfalls nicht unterlaſſen. Er zieht bei jeder Gelegenheit, 
wie mir vorkommt, nicht nur gegen alles, was Schule heißt, 
ſondern auch gegen den Lehrſtand los, und dies iſt mir unbegreiflich, 
nachdem er einmal ſelbſt Lehrer war. Freilich als Lehrer mag es 
ihm damals nicht ſo gut gegangen ſein als jetzt, wo er alle dieſe 
großartigen Amter und Einkünfte hat. Ich möchte ihn daher doch 
bitten, ſeine einſtigen Collegen etwas höher zu achten und wo— 
möglich etwas für ſie zu thun und auch auf die Schule nicht zu 
vergeſſen. 

Die Drechsler brauchen dieſes Laboratorium, das iſt ganz 
gewiſs, und Sie werden dies auch noch von berufenerer Seite als 
von mir hören, und der Gemeinderath thut entſchieden gut, wenn 
er ſie dabei unterſtützt. Es wird ja auch eine große Anzahl 
anderer Vereine ſubventioniert, die es gar nicht nothwendig haben, 
während es ſich hier thatſächlich um ein hart betroffenes Gewerbe 
handelt. Ich bitte Sie alſo, den Referenten-Antrag nicht anzu— 
nehmen, ſondern der Drechslergenoſſenſchaft die 1000 fl, zu be— 
willigen. Documentieren Sie damit Ihre Gewerbefreundlichkeit 
gegenüber dem ſo hart betroffenen Gewerbe der Perlmutterdrechsler! 
(Beifall links.) 

Referent: Ich mufs mir erlauben, zur Aufklärung, damit 
die Debatte ſich nicht auf Dinge erſtreckt, die hier nicht zutreffen, 
einiges zu bemerken. Herr Gem.-Rath Arn hart ſtellt in feinem 
Antrage an den Gemeinderath das Anſinnen, der Drechsler— 
genoſſenſchaft zur Herſtellung eines chemiſchen Laboratoriums und 
einer technologiſchen Sammlung 1000 fl. zu bewilligen. 

Dieſer Antrag iſt nun mit dem eigenen Anſuchen der Ge— 
noſſenſchaft nicht im Einklang, denn laut der Acten hat die 
Genoſſenſchaft zwar 1000 fl. außer der ihr gewöhnlich zukommenden 
Subvention beanſprucht, aber nicht bloß zur Herſtellung eines 
chemiſchen Laboratoriums und einer technologischen Sammlung, 
ſondern auch zu dem Zwecke, um in einigen neu adaptierten und 
auch in einigen alten Lehrzimmern das elektriſche Glühlicht einzu— 
richten. (Hört! rechts.) Von dieſen 1000 fl. würden 600 fl. nach 
Anſicht des Schulausſchuſſes von der Genoſſenſchaft auf die 
elektriſche Beleuchtung verwendet werden, fo dafs naturgemäß nur 
400 fl. für den Zweck bleiben, für welchen Herr Gem. Rath 
Arnhart und Genoſſen 1000 fl. beantragen. Ich mußs es der 
Erwägung der Herren überlaſſen, ob ſie geneigt ſind, für die 
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Einrichtung der elektriſchen Beleuchtung bei einer anſonſt not: 
leidenden Genoſſenſchaft eine Subvention zu bewilligen. 

Gem.-Nath Kraetſchmer: Meine Herren! Als der Herr 
Referent im Vorjahre dieſelbe Angelegenheit zur Sprache brachte, 
hat der Stadtrath nach ſeiner Ausſage dieſes Anſuchen deshalb 
abgewieſen, weil die Frequenz der Fachſchule der Drechsler im 
Abnehmen begriffen war. Vor allem conſtatiere ich, dass dies nicht 
der Fall iſt, es ſind zwar einige Schüler weniger, aber deshalb, 
weil aus ſanitätspolizeilichen Gründen nicht mehr aufgenommen 
werden können, da die Localitäten zu klein ſind. Der Beweis 
dafür iſt, dass im letzten Herbſte der Sitzungsſaal der Drechsler— 
genoſſenſchaft als Lehrzimmer neu eingerichtet werden muſste, um 
mehr Schüler unterzubringen. 

Weiters conſtatiere ich, dafs dieſe Subvention von 1000 fl. 
mit der bisherigen Subvention für die Fachſchule nichts zu thun 
hat, ſondern ganz ſelbſtändig iſt. Die Subvention für das 
chemiſche Laboratorium ſoll nur für die Perlmutterdrechsler dienen. 
Wir beziehen heute noch Fächer und viele Galanteriearbeiteu aus 
Frankreich, weil unſere Drechsler das Färben nicht verſtehen und 
daher ſolche Sachen nicht erzeugen können. Dieſes Gewerbe liegt 
gänzlich darnieder, wie die Herren wiſſen, und im Vorjahre wurde 
ſogar eine Ausſtellung arrangiert, um der Noth, wenn möglich, zu 
ſteuern, aber es genügte nicht. 

Das Laboratorium hat den Zweck, die Perlmutterdrechsler 
auf die Galanteriebranche abzuleiten, damit ſie durch Erzeugung 
anderer Waren ihren Unterhalt finden. Denn jetzt geht viel Geld 
nach Frankreich für Waren, welche wir von dort beziehen. Würde 
aber dieſes Laboratorium errichtet werden, ſo kämen unſere Leute 


in die Lage, dieſe Dinge herzuſtellen, das Geld bliebe im Lande 


und ebenſo der Verdienſt. Der Herr Vorſteher hat auch den Auf⸗ 
trag bekommen, die Schule zu errichten, leider war aber die Ge— 
noſſenſchaft nicht in der Lage, dies aus eigenen Mitteln zu thun. 
Bei der Abſtimmung im Vorjahre war überdies nur ein kleiner 
Unterſchied in der Stimmenzahl, und es wäre der Autrag beinahe 
angenommen worden. Ich war voriges Jahr weniger von der 
Sache unterrichtet, ich wuſste gar nichts. Erſt Prof. Hanauſek 
hat mich von dem Zwecke der Subvention unterrichtet, und ich 
erſuche Sie, meine Herren, den Autrag des Stadtrathes abzu— 
lehnen und für die Subvention von 1000 fl. zu ſtimmen, damit 
den armen Perlmutterdrechslern wieder geholfen werde. (Beifall 
links.) 

Gem.-Aath Ferdinand Mayer: Wenn das richtig iſt, was 
der Herr Referent ſagt, daßs die 1000 fl. eigentlich dazu verlangt 
werden, damit nothwendige Arbeiten beſorgt, unter anderem 
die elektriſche Beleuchtung eingeführt werde und ein paar hundert 
Gulden übrig bleiben, jo kann man nicht dafür ſtimmen. Aber der 
unmittelbare Herr Vorredner hat einen Punkt erwähnt, welcher 
eigentlich maßgebend iſt, das die Gemeinde den Betrag von 
1000 fl. widmen ſoll, und das bezieht ſich auf einen Artikel: die 
Fächergeſtelle von Perlmutter; die können in Wien nicht erzeugt 
werden und wenn jemand eine Reparatur an einem derartigen 
Fächer zu machen hat, ſo bekommt der Betreffende, der die Arbeit 


übernimmt, ein Perlmuttergeſtell von Frankreich weitaus billiger 


geliefert, als was hier der Fächer ihm koſten würde, wenn er ihn 
zur Reparatur gibt. Es iſt die Herſtellung dieſer Arbeit in Wien 
abſolut nicht möglich. Ich bin wegen der Sache zu mehreren 
derartigen Perlmutterdrechslern gegangen, wie die Ausſtellung hier 
war, und habe ſie aufmerkſam gemacht und habe ſie gefragt, 
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warum es bei uns nicht möglich iſt, das zu erzeugen. Die Antwort 
war die — und die Herren werden in der Ausſtellung geweſen 
fein, weil fie ſich dafür intereffiert haben, wie die Nothlage der 
betreffenden Branche war, und werden es vielleicht auch wiſſen: 
„Ja, wenn wir ſoweit mit unſerer Fabrication wie die Franzoſen 
wären, dann brauchen wir um den Hungerlohn nicht Perlmutter— 
knöpfe nach Amerika zu liefern.“ Wenn ich alſo die Gewissheit 
habe, dafs man mit 1000 fl. als Beitrag für ein derartiges 
chemiſches Laboratorium etwas erzielen kann, wo die Genoſſen— 
ſchaft ſozuſagen eine große Hoffnung daran ſetzt, ihren Mitgliedern 
wieder einen Erwerb zu verſchaffen, ſie auf ein neues Feld zu 
führen, ſo iſt der Betrag von 1000 fl. beinahe gar nichts, und 
der Gemeinderath kann den Betrag mit Freuden annehmen, weil 
es doch beſſer iſt, man bewilligt den Betrag von 1000 fl., als 
wenn man bei der Nothlage in der Branche, den Mitgliedern Geld 
bettelweiſe ſchenkt, wo jeder bei 1000 oder 2000 fl. ein paar 
Kreuzer bekommt, wie es bereits geſchehen iſt. 

Ich möchte bitten, dafs der Antrag des Herrn Referenten 
abgelehnt werde. Die 1000 fl. ſollen bewilligt werden für ein 
derartiges chemiſches Laboratorium, welches die Genoſſenſchaft 
gewiſs begehrt haben würde, wenn ſie die Ausſicht hätte, das 
durchzuführen. (Bravo! Bravo! links.) 

Gem.-Nath Tagleicht: Meine Herren! Ich bin ſelbſt ein 
Gewerbsmann, kann aber die Ausführungen, welche bis jetzt vor— 
gebracht worden ſind, nicht als richtig anerkennen. In dieſem vor— 
liegenden Falle handelt es ſich nicht um eine Subvention für 
eine gewerbliche Schule, welche für das betreffende Fach nöthig 
iſt, ſondern um einen Beitrag zur Errichtung eines neuen Labora— 
toriums. Ich glaube, meine Herren, dajs der Gemeinderath allen 
dieſen Begehren mit großer Vorſicht entgegenkommen und nur 
dort Subventionen bewilligen ſoll, wo die Grundlage für die 
richtige Verwendung und für den Wert der Mittel, welche dort 
gelehrt werden, vorhanden iſt. Was aber mit dieſer beabſichtigten 
Creierung eines Laboratoriums geſchehen ſoll, liegt nicht vor, 
ſondern nur ein Antrag des Herrn Gem. -Rathes Arnhart. 
Selbſt die Genoſſenſchaft der Drechsler hat hierüber nichts geſagt, 
wir haben weder einen Koſtenanſchlag noch einen Lehrplan, die 
Anlage iſt überhaupt nicht beſchrieben worden. Es iſt nur eine 
Idee, welche offenbar dem Wunſche des Gem.-Rathes Arnhart 
entſprechen möchte, ob das aber den Wünſchen der Drechsler— 
genoſſenſchaft entſpricht, möchte ich bezweifeln. (Widerſpruch links.) 

Ich will Ihnen etwas ſagen: Wenn die Drechslergenoſſenſchaft 
von dieſem Laboratorium irgendwelchen Erfolg erwartet, dann iſt 
es ihre erſte Pflicht, aus den Mitteln der Genoſſenſchaft ein ſolches 
Laboratorium zu errichten, ein, zwei Jahre es zu erproben und 
dann zu ſagen: Gemeinderath, dieſes Laboratorium bietet uns 
dieſe und jene Vortheile, es koſtet uns ſo und ſoviel, ſei ſo gut 
und ſubventioniere es! Das wäre der ordentliche Vorgang. Aber 
das iſt nicht geſchehen; es konnte auch nicht geſchehen. Ich will 
Ihnen ſagen, warum. 

Alle Fachſchulen und alle Einrichtungen für gewerbliche Fächer 
werden bekanntlich vom Unterrichtsminiſterium angeordnet und auch 
organiſiert und überwacht. Dem Unterrichtsminiſterium unterſteht 
eine eigene Gewerbeſchul-Commiſſion, welche dieſe Agenden zu 
beſorgen hat, und es liegt vor uns ein Jahresbericht der 
Gewerbeſchul-Commiſſion pro 1890/91, welcher uns in ziemlich 
deutlicher Weiſe ein Bild gibt von den Verhältniſſen dieſer Drechsler: 
Fachſchule. Da finden wir nun, dafs dieſe Fachſchule drei Jahr— 
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gänge hat. In dem erſten Jahrgange wird wöchentlich nur zwei 
Stunden Chemie und Phyſik gelehrt; in dem zweiten Jahrgange 
wird wöchentlich eine einzige Stunde chemiſcher Unterricht ertheilt, 
und im dritten Jahrgange, der eigentlich das Gebäude krönen ſoll, 
und der alles dieſen Jungen einimpfen ſoll, was nach der Anſicht 
der geehrten Herren Vorredner außerordentlich nothwendig und als 
ſehr wichtig für ihr Gewerbe erſcheint, iſt keine einzige Stunde 
weder für Chemie, noch auch für Phyſik. Es iſt offenbar wichtig, 
daſs ein Lehrling die manuelle Fertigkeit in der Werkſtätte ſich 
anzueignen hat, und dann in der Fachſchule jene Behelfe in ſich 
aufnehmen ſoll, welche ihm für die praktiſchen Arbeiten in ſeiner 
Werkſtätte zuſtatten kommen. 

Überfüllt aber irgend eine Genoſſenſchaft die Köpfchen dieſer 
Lehrlinge mit wiſſenſchaftlichen Theſen, jo lernen dieſe Jungen in 
der Regel gar nichts. (Gem.-Rath Hawrauek: Ah, großartig!) 

Das iſt offenbar vom hohen Miniſterium anerkannt, denn 
der Lehrplan der Schule iſt vom Miniſterium genehmigt. 

Ich komme jetzt auf die finanzielle Lage dieſer Fachſchule, 
und wir werden ſehen, daßs fie eine ſehr günſtige iſt, dass die 
Schule bei einer Schülerzahl von 178, welche im Laufe des Jahres 
auf 146 geſunken iſt, einen ziemlichen, man kann ſagen: großen 
Betrag als Subvention empfangen hat. Dieſer Betrag ſetzt ſich 
aus folgenden Rubriken zuſammen: Es hat im Juli 1891 das 
Cultusminiſterium eine Subvention von 3500 fl. der Drechsler— 
Fachſchule zugewieſen, dann die Franz Joſef⸗Stiftung 300 fl.; 
die Gewerbeſchul-Commiſſion hat den Rückerſatz jenes Betrages 
von 354 fl. geleiſtet, den die Mitglieder der Genoſſenſchaft als 
Gewerbeſchulbeitrag zu den Steuern beigetragen haben. Daun 
hat der Wiener Gemeinderath eine Subvention von 1000 fl., 
wie wir ſchon vorhin gehört haben, dieſer Genoſſenſchaft geleiſtet. 
Addieren wir das, ſo ergibt ſich die Summe von 5154 fl. Wenn 
wir uns gegenwärtig halten, meine Herren, dass 146 Schüler 
dieſe Fachſchule beſucht haben, ſo finden wir, daſs auf einen 
Schüler 35 fl. — eher noch etwas darüber — an Subvention 
geleiſtet wurden. Das iſt eine Ausgabe für eine Schule, die man 
ſchon eine Mittelſchule nennen kann, nicht eine genoſſenſchaftliche 
Fachſchule. 

Jetzt kommt die Frage: Wer hat die Schule gegründet? Die 
Genoſſenſchaft. Wer hat ſie bezahlt? Ich weiß es nicht, ich bin 
hierüber nicht genau informiert. Es iſt möglich, dass ſich die 
Koſten der Schule höher als 5154 fl. ſtellen, fo dafs das Plus 
die Genoſſenſchaft bezahlt, allein ich glaube, wenn das der Fall 
iſt, fo iſt dieſe Schule ſehr theuer, viel zu theuer für eine Fach⸗ 
ſchule der Drechslergenoſſenſchaft, und in dieſem Falle ſollte ſich 
die verehrte Drechslergenoſſenſchaft ein biſschen mit dem Rechnen 
befaſſen und Reductionen in ihren Auslagen vornehmen, welche 
theilweiſe überflüſſig ſind. 

Wenn wir heute vor einem Autrage ſtehen, der abermals 
1000 fl. von Seite der Gemeinde beanſprucht, ſo müſſen wir uns 
wohl fragen, ob denn die Gemeinde lediglich dazu da iſt, Anträge 
entgegenzunehmen auf Beträge, welche hinausgegeben werden ſollen 
für Zwecke, die man nicht kennt, und hier liegt ein ſolcher Fall 
vor. Der Zweck, der in dem Antrage angeführt iſt, iſt dermalen 
nicht zu conſtatieren, ſondern iſt nur in Ausſicht geſtellt. Ich 
bin überzeugt, dajs wir dieſen Zweck für illuſoriſch halten dürfen, 
daſs wir jagen können, die Drechslergenoſſenſchaft hat alle Urſache, 
mit der vom Gemeinderathe bereits erhaltenen Subvention für 
ihre genoſſenſchaftliche Fachſchule vollkommen zufrieden zu ſein, 
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und wir halten es daher für überflüſſig, abermals 1000 fl. dieſer 
Drechslergenoſſenſchaft zu votieren. Ich erſuche Sie daher, den 
Antrag des Referenten anzunehmen. 

Cem.-Rath Villicus: Nachdem der Herr Vorreduer jo 
manches geſagt hat, was ich ſelbſt ſagen wollte, und er ſich vielleicht 
mehr als nothwendig geweſen iſt, für dieſe Fachſchule ausgeſprochen 
hat (Rufe links: Lauter!) .. . Ich bitte, meine Herren, ich ſpreche 
doch laut genug und verſtändlich, aber jener Herr, welcher mir 
zugerufen hat „lauter“, — ſpricht freilich lauter wie ich, er hat eine 
klangvollere Stimme als ich, und es wäre daher beſſer, wenn er 
ſeine Rede fingen würde, wir hätten einen Genuſs davon; mein 
Organ iſt kräftig genug. (Unruhe links.) — Nun, ich knüpfe 
an das an, was mein Herr Vorredner ſagte. Er bemerkte, dass 
in der Fachſchule der Drechslergenoſſenſchaft die Chemie und 
Phyſik wöchentlich durch zwei Stunden gelehrt wird. Demnach 
entfällt gewiſs nicht mehr als eine Stunde per Woche auf die 
Chemie. 

Nun, wenn man eine Stunde Chemie lehrt und ein chemiſches 
Laboratorium verlangt, ſo iſt das, meine Herren, etwas, was 
gewiss kein Bedürfnis iſt, und auf dieſem Standpunkte ſtand der 
Stadtrath und konnte deshalb auch keinen Beitrag für das 
chemiſche Laboratorium bewilligen. Dieſe Schule wurde vom 
Miniſterium im Jahre 1884 reorgauiſiert; das Miniſterium 
verſprach, der Schule jährlich 3500 fl. Subvention zu geben und 
hat ſein Wort auch bis heute gehalten. Die Handelskammer trägt 
jährlich für die Schule einen Betrag von 300 fl. bei, die Gemeinde 
bleibt auch nicht zurück und gibt mehr als die Handels- und 
Gewerbekammer, nämlich 1000 fl. Dieſe Beiträge ſummiert ſind 
doch derart groß, daßs, wenn auch die Genoſſenſchaft ein Scherflein 
zu der Schule, welche doch die ihre ift, beiträgt, fie gewiſs nicht 
in Verlegenheit kommen wird, die Lehrer zu bezahlen, und zwar 
ordentlich zu zahlen und auch für das Local, wenn ſie es nicht 
umſonſt hat (Rufe links: Es gehört ihnen!), den Mietzins leicht 
zuſammenzubringen. Wenn nun dieſe Schule die Errichtung eines 
chemiſchen Laboratoriums nöthig gehabt hätte, ſo wäre dieſes gewiſs 
errichtet worden, und das Miniſterium, welches 3500 fl. beiträgt, 
hätte auch das wenige noch beigetragen, damit dieſes chemiſche 
Laboratorium hätte errichtet werden können. 

Was die techuologiſche Sammlung, den Unterricht in der 
Technologie mit Demonſtrationen in der Werkſtätte anbelangt, ſo 
ſind die nöthigen Maſchinen und Werkzeuge in hinreichender Anzahl 
an dieſer Schule vorhanden; wenn aber nach dem Autrage des 
Herrn Collegen die Behelfe uicht ausreichend ſind, ſo iſt, glaube ich, 
in erſter Linie die Genoſſenſchaft verpflichtet, dieſe Sammlung zu 
ergänzen. Damit will ich nicht ſagen, daſs nicht auch moraliſch 
die Gemeinde verpflichtet ſei, einen Beitrag für die Schule zu 
leiſten — und ſie leiſtet denſelben —, wenn ſie aber mehr leiſten 
ſoll, ſo würde ich nur das Erſuchen ſtellen, und Sie, meine 
Herren, werden wohl dieſes Erſuchen auch unterſtützen, wenn ich 
beantrage, daſs für dieſe Schule die Gemeinde einen 
gewiſſen Betrag jährlich votiert zum Ankaufe 
von Lehrbüchern für arme und würdige Schulkinder 
(Widerſpruch rechts) — ich bitte ſehr, wenn eine Subvention 
für die Schule gegeben wird, wird der Betrag hingegeben, es 
wird aber dabei nicht die Bedingung geſtellt, eine gewiſſe Summe 
von dieſer Subvention zum jährlichen Ankauf von Schulbüchern 
für arme und würdige Schüler zu verwenden. Wenn ein Schüler 
ohne Buch in die Schule kommt, erſcheint wie ein Soldat, 
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der auf die Schmelz ohne Gewehr, oder wie ein Zijchler, 
der ohne Hobel und Säge in die Werkſtätte kommt. Ja, die 
Reichen können ſich Bücher kaufen, die Armen aber nicht, und 
die ſollen unterſtützt werden. Ich ſtelle alſo den Antrag und 
bitte um die Annahme desſelben, bei jeder Fachſchule, der 
die Commune eine Subvention gibt, den Beiſatz 
zu machen, daſs ein gewiſſer Betrag jährlich für 
arme und würdige Schüler zum Ankaufe von Lehr— 
büchern verwendet werde, damit auch die Armen 
die Bücher bekommen. 

Gem.-Nath Herrdegen: Obwohl ich nicht Gewerbetreibender 
bin, kann ich doch in dieſem Falle ſagen, dafs ich über die vor— 
liegende Frage beſſer informiert erſcheine als jene Herren, welche 
— wenigſtens von unſerer (rechten) Seite — hier darüber geſprochen 
haben, denn ich finde, daſs die mit den Verhältniſſen entſchieden 
nicht vertraut find (Gem.-Rath Tagleicht: Oho!), in dieſer 
Frage, was die Drechslergenoſſenſchaft anbelangt, nach den Aus— 
führungen, die ich vernommen habe, entſchieden nicht. (Gem.-Rath 
Tagleicht: Einbildung!) Vor allem anderen mufs hervorgehoben 
werden, dajs die Drechslergenoſſenſchaft oder das Drechslergewerbe 
zu den größten, bedeutendſten Gewerbebetrieben in ganz Wien 
gehört (Zuſtimmung links), und dass dieſes Gewerbe ſeit Jahren 
im Niedergange begriffen iſt in einer Weiſe, die wirklich ſehr 
ernster Natur iſt, die, aber auch verdient, dajs man ſich mit der 
Frage in ganz ernſtlicher und wohlwollender Weiſe beſchäftigt. Die 
Drechslergenoſſenſchaft leidet vor allem an dem Umſtande, dass 
Drechslerbranchen zuſammengewürfelt ſind in eine Genoſſenſchaft, 
welche gar keine gewerblichen Berührungspunkte haben, es wäre 
denn, dass alle mit der Drehbank arbeiten. Der Perlmutterdrechsler 
hat mit dem Meerſchaum- und Bernſteindrechsler, mit dem 
Stock- und Knopfdrechsler, der Steinnufsfnöpfe erzeugt, ſowenig zu 
thun, daſs man nicht in der Lage iſt, wie bei anderen Genoſſen— 
ſchaften eine Fachſchule einzurichten. Hier, wo das Gewerbe ſtreng 
ſpecialiſiert iſt, iſt es auch nothwendig, eine Specialiſierung in der 
Fachſchule anzuſtreben. Zu dieſer Specialiſierung iſt nun der Ge— 
noſſenſchaft ſelbſt keine Gelegenheit gegeben, die Mittel ſind ja 
unzureichend und aus dem Autrage, der hier übrigens zur Ablehnung 
vorliegt, iſt nicht zu entnehmen, dass es ſich um Errichtung eines 
chemiſchen Laboratoriums handelt, welches ſpeciell für die Perl— 
mutterdrechsler errichtet werden ſoll. Iſt das richtig, dann mufs 
nur bemerkt werden, daf3 gerade die Perlmutterdrechsler am erſten 
Hilfe benöthigen. Sie haben eine ſehr ſchwere Zeit durchgemacht, 
und das Gewerbe befindet ſich heute, man könnte ſagen in voller 
Auflöſung. Ich brauche nicht darauf zurückzugreifen, dafs fie durch 
einen Geſetzesaget in den Vereinigten Staaten beſonders geſchädigt 
wurden; es ſind aber auch andere Umſtände, welche ernſtlich auf das 
Gewerbe einwirken, und zwar in der nachtheiligſten Weiſe. Dajs 
das erkannt wurde, beweist der Umſtand, dass man ja eine Hilfs— 
action zu Gunſten der Perlmutterdrechsler eingeleitet hat. Nun, 
ich würde mit Freude dieſen Antrag, der vom Herrn Collegen 
Arn hart geſtellt iſt, begrüßen, nur mufs ich geſtehen, dass nach 
der heutigen Sachlage mir ſcheint, er ſei zu wenig motiviert, die 
Beurtheilung leidet vor allem anderen auch darunter, daſs der 
ablehnende Antrag des Stadtrathes ſelbſt gar keine Begründung 
enthält. Dass die Errichtung eines chemiſchen Laboratoriums und 
überhaupt einer ſpeciellen Fachſchule für das Perlmutterdrechsler— 
gewerbe eine dringende Nothwendigkeit iſt, das wurde von einem 
Herrn Vorredner ausgeführt und dem kann ich vollſtändig zuſtimmen. 
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Es iſt ſehr traurig, dafs ein Gewerbe, welches in jo bedeutender 
Anzahl durch Meiſter und Arbeiter vertreten iſt — ich glaube, 
richtig zu ſagen, daſs vor vier oder fünf Jahren die Perlmutter— 
drechsler numeriſch das ſtärkſte Gewerbe in Wien gebildet haben — 
im Niedergange begriffen iſt und nicht eine willige Unterſtützung 
an jenen Factoren und Körperſchaften findet, welche doch hiezu 
als berufen erklärt werden müſſen. Nun wurde uns aber vom 
Herrn Referenten gejagt, dajs das Anſuchen der Drechslergenoſſen— 
ſchaft dahin gegangen iſt, außer der geſetzlichen Subvention noch 
eine Subvention von 1000 fl. zu erhalten, um auch die elektriſche 
Beleuchtung im Sitzungsſaale u. ſ. w. einzuführen, das iſt wohl 
begreiflich, das man nicht dafür ſtimmen kann, um elektriſche 
Beleuchtung in einem Genoſſenſchaftshauſe einzuführen. 

Es ſcheinen mir alſo Mängel in der Antragſtellung und wohl 
auch in dem ablehnenden Antrage des Stadtrathes vorzuliegen. 
Ich möchte dem Herru Autragſteller nahelegen, vielleicht einen 
Antrag auf Vertagung zu ſtellen, damit die Sache neuerlich in 
ernſtlicher Weiſe behandelt werde. Die Genoſſenſchaft möge die 
Sache begründen; vor allem iſt es nothwendig, dajs auch hervor— 
gehoben werde, in welcher Weiſe das Laboratorium eingerichtet 
werden ſoll und welchem Zwecke es zunächſt zu dienen hat. 

Ich möchte nun auf einige Bemerkungen noch erwidern, vor 
allem andern auf eine Bemerkung, welche von meinem unmittel— 
baren Herrn Vorredner gemacht wurde, dahin gehend, es möge eine 
Subvention zum Schulbücherankaufe geleiſtet werden. (Gem.-Rath 
Villicus: Ein Theil!) Das iſt unrichtig, es gibt für Fach— 
ſchulen überhaupt keine Schulbücher (Gem.-Rath Villicus: Ich 
bitte ſehr!), wenigſtens keine Schulbücher, die einen Wert haben, 
da werden mir die Herren, die dem Gewerbe angehören, gewiis 
zuſtimmen; ich wäre neugierig, ein wertvolles Fachbuch für Perl 
mutterdrechsler zu jehen, zumal bei diefen noch ein Umſtand hin: 
zutritt, daßs ſich nämlich die Lehrlinge für die Perlmutterdrechsler 
nicht aus Wien reerutieren. Ein Wiener wird nicht Perlmutter— 
drechsler. Die kommen alle aus Böhmen her und ſie verfügen 
nur in mangelhafter Weiſe über die Kenntnis der deutſchen Sprache. 
Die müſſen alſo praktiſch ausgebildet werden und man kann ihnen 
nicht Schulbücher vorlegen. Es handelt ſich darum, den praktiſchen 
Unterricht zu fördern und vor allem andern das Perlmutterdrechsler— 
gewerbe, ſpeciell in fachlicher, und zwar kunſtgewerblicher Richtung 
weiter auszubilden. Ich würde, wie ſchon erwähnt, dem Herrn 
Antragftelfer rathen, feinen Antrag inſoferne zu modificieren, dass 
eine Vertagung angeſtrebt und eine gründliche Juformation zunächſt 
eingeholt wird. (Ruf: Stellen Sie den Autrag!) Ich will dieſen 
Antrag aus dem einfachen Grunde nicht ſelbſt ſtellen, weil ich — 


ich muſs es zu meinem Bedauern geſtehen, obwohl der Gegenſtand 


ſeit dem 22. Juli 1891 auf der Tagesordnung ſteht und ich mir 
auch ſchon zuhauſe Notizen gemacht habe — doch nicht wuſste, 
daſs er heute zur Verhandlung kommt. Ich bin nicht ausreichend 
informiert, wenigſtens nicht in den Details und will mich daher 
einer Antragſtellung enthalten. Ich kann nicht anders, als dem 
Antrag auf Subventionierung zuſtimmen, wenn ein Vertagungs— 
Antrag nicht geſtellt wird; ich halte aber dieſcu für richtiger, weil 
dann die Möglichkeit geboten iſt, daſs auch die Majorität der heute 
nicht anweſenden Herren für den Antrag eintritt und ſtimmt. 
Gem.-Nath Frauenberger: Meine Herren! Ich kann mich 
nicht für den Referenten-Antrag ausſprechen und bin ganz über— 
raſcht, welche Stimmung ich hier im Saale finde, wenn es ſich 


einmal darum handelt, das Gewerbe zu unterſtützen. (Richtig! links.) 
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Ich bin davon ſehr unangenehm überraſcht und finde, daſs wir 
vielzuviel Worte über dieſen Gegenſtand verlieren. Es handelt 
ſich um eine einmalige Ausgabe von 1000 fl. und um die Er⸗ 
richtung einer Schule. Ja, meine Herren, es iſt unſere Pflicht, 
da einzugreifen und es wäre ein großer Fehler des Gemeinde— 
rathes, wenn wir in dieſer Sache nichts thun würden (Richtig! links); 
wir brauchen überall Unterricht und müſſen auch überall dafür 
eintreten. Das Gewerbe braucht nothwendig Unterricht und der 
Gemeinderath von Wien darf ihm denſelben nicht verſagen, wenn 
es ſich nur um eine ſolche Lappalie handelt. Es mag vielleicht 
ſein, daſs der Gemeinderath oft zuviel unterſtützt, das gebe ich 
zu, aber in ſolchen Dingen darf man nicht ſparen. Die Lage der 
Perlmutterdrechsler wurde ja geſchildert und wir alle kennen ſie. 
Es wird immer darauf hingewieſen, die Genoſſenſchaft ſoll dieſe 
Dinge herſtellen. Ja, was ſoll denn die Genoſſenſchaft eines noth— 
leidenden Gewerbes thun? Wenn das Perlmuttergeſchäft florieren 
würde, daun könnte man von der Genoſſenſchaft verlangen, ſie 
jolle ſich ſelbſt helfen, in dieſem Falle aber hat der Gemeinderath 
die Pflicht, einzutreten. (Beifall links.) 

Ich muſs mich zu meinem Bedauern auch dagegen ausſprechen, 
daſs hier von einem Gewerbetreibenden in ſolcher Weiſe geſprochen 
wird. Wenn mein unmittelbarer Herr Vorredner, dem man ja das 
Herz für das Gewerbe nicht ſo zuzutrauen braucht, ſich ſo geäußert 
hat, ſo wundert mich das weniger. Dass aber ein Gewerbe— 
treibender jagt, das brauchen wir nicht, das mus nicht fein, das 
finde ich höchſt ſonderbar. (Richtig! links.) Darüber können ja die 
Meinungen auseinandergehen, wer es beſſer weiß und verſteht; ich 
aber ſtehe ebenfalls auf dem Standpunkte meines unmittelbaren 
Herru Vorredners. 

Das Verlangen iſt etwas unklar geſtellt und ich hätte erwartet, 
wenn dieſes Referat ſich ſchon ein ganzes Jahr zwiſchen Stadtrath 
und Gemeinderath irgendwo in einem Winkel herumgetrieben hat, 
daßs man inzwiſchen die Drechslergenoſſenſchaft gefragt hätte, wie 
wollt Ihr das machen, gebt uns Aufklärung darüber, damit wir 
im Gemeinderathe darüber referieren können. Das hätte man ver⸗ 
aulaſſen ſollen, und ich glaube, das müſſen wir noch thun. 

Ich ſtelle daher den Antrag, daſs an die Drechsler— 
genoſſenſchaft die Anfrage gerichtet werde, was 
die Errichtung des Laboratoriums koſtet, ob die 
Genoſſenſchaft die Errichtung desſelben für noth⸗ 
wendig hält, ob die Exiſtenzbedingungen dafür 
vorhanden ſind ꝛc., und wenn uns dies bekannt iſt, dann 


ſoll über den Gegenſtand referiert werden. Bis zum Einlangen 


dieſer Außerung bitte ich, das Referat zu vertagen, zugleich ſpreche 
ich mich aber dahin aus, daſs dieſes Referat nunmehr innerhalb 
14 Tagen neuerlich vorgetragen wird. Die Antwort der Genoſſen⸗ 
ſchaft kann binnen 8 Tagen hier ſein. 

Referent: Ich muss gegenüber den Ausführungen des Herrn 
Vorredners Folgendes bemerken: Es iſt meines Wiſſens noch nicht 
vorgekommen, daßs, wenn jemand eine Bitte an den Gemeinderath 
geſtellt hat und der Gemeinderath dieſe Bitte nach reiflicher Er— 
wägung der Verhältniſſe abgelehnt hat, er dann dem Bittſteller 
nachgegangen iſt und ihm geſagt hat, er möge das Geſuch neuerlich 
inſtruieren. Das wäre ein Novum. Der Herr Vorredner vergiſst 
das eine: Wenn der Stadtrath in dieſer Sache nichts weiter 
gethan hat, ſo kounte und durfte er nichts weiter thun, weil er 
auf dem Standpunkte ſtand, dass das Plenum des Gemeinderathes 
die Angelegenheit endgiltig erledigt hat. Ich habe wiederholt 
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hervorgehoben, dafs unterm 12. Juni v. J. das Plenum beſchloſſen 
hat, das Anfuchen abzuweiſen. Ich verweiſe nochmals auf den 
diesbezüglichen Sitzungsbericht. Die Herren, welche ſich die Mühe 
nehmen wollen, können das nachleſen. Sie werden alle Argumente 
nahezu wörtlich in dieſem Berichte finden, welche von den Herren 
vorgebracht wurden, die für die Subvention geſprochen haben. Es 
lag für den Stadtrath kein weiterer Anlaſs zu Erhebungen vor, 
im Gegeutheil, er hatte ſich dem Votum des Plenums des Gemeinde— 
rathes zu fügen. So liegt die Sache. | 

Gem.-Aath Arnhart: Meine Herren! Mir iſt ein kleines 
Unglück paſſiert, wodurch ich verhindert wurde, die Sache ſo klar— 
zuſtellen, als ich wollte. Ich habe nämlich den Schlüſſel zu meiner 
Lade hier zuhauſe vergeſſen und kounte daher die Sache nicht ſo 
vorbringen, wie ich hätte wollen. Es handelt ſich jedoch — ich 
mus das den Ausführungen des Herrn Collegen Tagleicht 
gegenüber ſagen — um einen zu gründenden Tag⸗, Fach- und 
Abend-Curs; es handelt ſich um eine ganz neue Schule, das habe 
ich vergeſſen zu fagen. Dazu brauchen wir das Laboratorium, nicht für 
den Phyſik⸗ und Chemie-Unterricht. Das Handelsminiſterium hat 
gejagt, dafs es nothwendig iſt, daſs den Gewerbetreibenden geholfen 
werden müſſe, deshalb hat es den Erlass, welchen ich citiert habe, 
herabgegeben, und ſoll nun ein neues Laboratorium gegründet 
werden. Ich glaube, dadurch wird Klarheit in die Sache gebracht; 
es handelt fi um einen ganz neuen Tag⸗ Fach- und Abend— 
Curs; alſo nicht um eine Schule, welche ſchon früher beſtanden 
hat. Ich bitte daher, die Angelegenheit nicht zu vertagen. Wenn 
Sie den Drechslern geneigt ſind, können Sie ihnen ja 1000 fl. 
geben und dazu die Bemerkung machen, daſs der Betrag für ein 
chemiſches Laboratorium zu verwenden iſt. Ich glaube, ſoviel Gewerbe— 
freundlichkeit können Sie gegenüber den hart getroffenen Drechslern 
ſchon haben. 

Referent: Ich mufs zu meinem Bedauern den unmittelbaren 
Herrn Vorredner auf Grund der Acten berichtigen. Ich kann 
nicht auf Grund deſſen referieren, was der Herr Gem. Rath 
Arnhart mit irgend einem Vertreter der Drechslergenoſſenſchaft 
beſprochen hat. Ich kann nur auf Grund deſſen referieren, was 
in der Eingabe des Schulausſchuſſes für die fachliche Fortbildung 
der Lehrlinge der Drechsler ſteht, wo es heißt (liest): 

1. Der fachlichen Fortbildungsſchule für Lehrlinge (Gehilfen) 
der Wiener Drechslergenoſſenſchaft werden zur Beſtreitung für Miet— 
auslagen jährlich 1000 fl. bewilligt. 

2. Derſelben Lehranſtalt werden für die Aufſtellung eines 
entſprechenden chemiſchen Laboratoriums und einer technologiſchen 
Sammlung, ſowie zur erſten Juſtallation der elektriſchen Beleuchtung 
ein⸗ für allemal 1000 fl. bewilligt. 

Wenn das nicht heißt: „Derſelben Lehrauſtalt“ und wenn 
das nicht heißt, dass dies keine neue Anſtalt iſt, dann verſtehe 
ich nicht deutſch. 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich beantrage Schluſs der Debatte, 
nachdem noch acht Redner vorgemerkt ſind. 

Bürgermeiſter: Es iſt Schlujs der Debatte beantragt. 

Die Herren, welche dafür ſtimmen, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Ich werde nun die Herren, welche das Wort haben, verleſen 
und bitte jeden derſelben, gefälligſt zu ſagen, ob er für oder gegen 
den Referenten-Antrag ſich hat einſchreiben laſſen. 

Vürgermeiſter (liest): Herr Gem.-Rath Hipp contra, 
Grünbeck contra, Jedliòôka contra, Hawranek contra, 
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Schlechter contra, Gräf contra, Stehlik contra, 
Taubler pro, Villicus pro, Bärtl contra, Frauen- 
berger contra, Dr. Nechansky pro, Tagleicht pro. 
Gem.-Nath Hipp: Meine ſehr geehrten Herren! Ich habe 
wohl nicht geahnt, dass bei dieſem minimalen Betrage ſich heute 
eine ſo lebhafte Debatte entſpinne, da es ſich doch darum handelt, 
einem Gewerbe wiederum auf die Beine zu helfen, es wieder 
möglich zu machen, daſs es in die Lage kommt, feinen Verpflichtungen 
gegenüber dem Staate und der Gemeinde nachkommen zu können. 
Meine Herren! Ich muſste ſogar hören, daſs man der Genoſſen— 
ſchaft förmlich den Vorwurf macht, dafs ſie nicht mehr beitrage. 


Ich wünſche, daſs die Commune nicht auch einmal in dieſelbe 


Lage verſetzt wird, daſs ihr die Zuſchuſszahlungen der Stener— 
träger ebenſo wie heute bei der Genoſſenſchaft die Zahlungen der 
Mitglieder ausſtehen. 

Sie iſt nicht in der Lage, die Freiſprechungs-Gebüren für 
die Lehrlinge hereinzubringen und die Beiträge der Genoſſenſchafts— 
Mitglieder einzucaſſieren. Warum, weil das Gewerbe total darnieder— 
liegt. Es iſt Ihnen doch allen zur Genüge bekannt, wie dieſes 
Gewerbe in allen Zweigen, nicht nur in der Perlmutterdrechslerei, 
ſondern auch in den übrigen Gebieten vollſtändig darniederliegt. 
Daſs man alſo ſoviele Worte verliert, wo es ſich darum handelt, 
ein Gewerbe wieder concurrenzfähig dem Auslande gegenüber zu 
machen, während man bei Elementen, wo es ſich thatſächlich um 
einen viel höheren Betrag gehandelt, ſtillſchweigend darüber hin— 
weggegangen iſt, iſt dem Gemeinderathe nicht würdig. Vielleicht 
hätte geſagt werden können, der Gemeinderath, iſt nicht dazu da 
um dem Gewerbeſtande ſo große Opfer zu bringen, dazu iſt der 
Staat da. Es wurde geſagt, die Genoſſenſchaft bezieht ohnehin ſo 
große Beträge. Sie hätten ſich die Überzeugung ſchaffen müſſen, 
daſs die Genoſſenſchaft an Erweiterung ihrer Localitäten und in 
Anſchaffung ihrer Requiſiten Großartiges geleiſtet hat. 

Wir haben es ja hier nicht mit einzelnen Drechslerzweigen 
zu thun, ſondern mit allen Branchen: der Holzbranche, der Stock— 
drechslerei, der Perlmutterdrechslerei u. ſ. f. Jeder Branche müſſen 
Sie gerecht werden, jeder Antheilnehmer an der Genoſſenſchaft 
verlangt für ſeine Lehrlinge den Curs, Unterricht und die nöthigen 
Behelfe. Wenn alſo eine Anſtalt ſo vielſeitig iſt, bedarf ſie auch 
großer Mittel. Wenn aber die Beiträge von Seite der Genoſſen— 
ſchaftsmitglieder durch den ſteten Niedergang des Gewerbes ſo ſchwach 
zufließen, dann iſt wohl nicht zu verlangen, dass auch weitere 
Behelfe von dieſer ſelben Genoſſenſchaft aufgebracht werden. 

Es wurde z. B. erwähnt, dafs man eher bezüglich der Färbung 
ausländiſche Producte herbeizieht, als man hier ein Reparaturſtück 
bekommt; das iſt nicht nur eine Schande, ſondern auch ſehr traurig 
für eine große Stadt, wenn ſie mit den Schulen nicht ſoweit iſt 
als das Ausland. Die Schulen können nicht genug gefördert 
werden, der Jugend mußs in jeder Richtung geholfen werden. Nicht 
ſchöner kann die Commune handeln, als wenn ſie dem Staate 
behilflich iſt, die Steuerkraft der Bürger ſich und dem Staate zu 
erhalten. Darum wundert es mich, dass es ein Gewerbetreibender 
war, der gegen einen ſo minimalen Betrag zur Förderung dieſer 
Steuerträger geſprochen hat. (Rufe links: Leider!) 

Ich könnte darauf hinweiſen, daſs gerade das Drechsler— 
gewerbe ein Muſtergewerbe in Oſterreich war, daßs man beiſpiels— 
weiſe auf der Leipziger Meſſe nur Wiener Drechslerware geſucht 
hat, und dafs nur eine Kategorie daran ſchuld war, dajs ſoviele 
Schundware hinausgekommen (Rufe links: Die Juden!) und dafs 
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unſer Drechslergewerbe jo in Miſscredit gekommen iſt, dass es 
thatſächlich von Deutſchland und der Schweiz überflügelt wurde. 
Meine Herren! Darum iſt es doppelt unſere Pflicht, Fehler gut 
zu machen, und noch dazu, wenn es in ſo geringem Ausmaße von 
uns gefordert wird. Der Betrag und der Zweck wurden ja feſt— 
geſtellt. Es wurde in der neuen Eingabe ausdrücklich die Errich— 
tung eines Laboratoriums als Zweck angegeben. Es kann alſo nicht 
nachträglich heißen, daſs die Genoſſenſchaft den Betrag von 1000 fl. 
nicht zur Errichtung eines Laboratoriums, ſondern zur Errichtung 
der elektriſchen Beleuchtung benützen wird. Das wäre geradezu 
widerſinnig. Wenn es vielleicht ſo in dem von Seite der Genoſſenſchaft 
geſtellten Anſuchen enthalten war, ſo iſt dies auch durch den An— 
trag des Herrn Gem.-Rathes Arnhart vollkommen ausgeſchloſſen. 
Wenn Sie den Betrag von 1000 fl. bewilligen, ſo thun Sie nicht 
nur den Armen etwas und bieten den Leuten die Möglichkeit, ſich 
und ihre Familien zu ernähren, ſondern Sie erhalten auch dadurch 
das Gewerbe dem Auslande gegenüber concurrenzfähig. Denn nur 
ein Gewerbe, welches an Schulbildung und an allen Behelfen weit 
vorgeſchritten iſt, iſt dem Auslande gegenüber concurrenzfähig. Ich 
bitte Sie daher, den Antrag des Stadtrathes abzulehnen und den 
vom Herrn Gem.-Rathe Arnhart geſtellten Antrag anzunehmen. 

(Während vorſtehender Rede hat Vice-Bürgermeiſter Dr. 
Richter den Vorſitz übernommen.) 

Gem.-Nath Taubler: Meine Herren! In derſelben ſchwierigen 
Lage, in welcher ſich die Drechslergenoſſenſchaft befindet, befindet 
ſich auch eine große Anzahl anderer Gewerbe, und ich glaube, dajs 
jedes dieſer Gewerbe dieſelbe Aufmerkſamkeit verdient wie die 
Drechslergenoſſenſchaft. Es fällt mir als Gewerbetreibender nicht 
ein, gegen irgend etwas, was für ein Gewerbe geſchieht, Einſprache 
zu erheben, und Sie wiſſen wohl, dafs ich erſt in einer der letzteren 
Sitzungen für die Erhöhung einer Subvention für ein Gewerbe 
geſtimmt habe, welche die Bagatelle von nur 100 fl. als Subven— 
tion für ihre Fachſchule erhalten hat. Dieſer Fall trifft aber bei 
der Drechslergenoſſenſchaft nicht zu, welche bereits eine Subvention 
von 1000 fl. ſeitens der Gemeinde erhält. Die Drechslergenoſſen— 
ſchaft iſt wohl bedeutend größer; aber, meine Herren, wir befaſſen 
uns immer mit Dingen, welche eigentlich nicht Aufgabe der Ge— 
meinde, ſondern der Regierung ſind. 

Die Regierung iſt verpflichtet, die fach- und gewerblichen 
Schulen auf jene Höhe zu bringen, welche nothwendig iſt, um 
das inländiſche Gewerbe dem ausländiſchen gleichwertig zu machen, 
und iſt dies nicht Aufgabe des Gemeinderathes. Die Regierung wird 
ſehr froh ſein, wenn Sie mit viel ſolchen Anträgen kommen. Sie 
werden dadurch die Laſten der Regierung ſehr erleichtern, und die 
Regierung wird dann ſoweit gehen, zu ſagen: Gehen Sie nur 
an den Wiener Gemeinderath, der wird Ihnen ſchon das und das 
einrichten. Sie glauben gar nicht, wie ſchwierig es iſt — ich bin 
ſelbſt Mitglied des Schulcomités einer ſolchen Fachſchule —, von 
der Regierung auch nur einige hundert Gulden zu bekommen. 
Wenn die Gemeinde ſich bereit findet, die Aufgabe der Regierung 
zu übernehmen, fo wird man in dieſen Kreiſen das gewiſs mit 
Vergnügen begrüßen. Ich betrachte es ſogar als gefährlich, das 
zu thun. Denn wenn die Gemeinde, die ohnehin für dieſe Schule 
eine Subvention von 1000 fl. gibt, ſich noch herbeiläßt, ihr ein 
Laboratorium und eine technologiſche Sammlung einzurichten und 
gewiſſermaßen bahnbrechend mit dem Betrage von 1000 fl. vor- 
zugehen, ſo wird die Regierung nicht viel mehr dazu thun; wenn 
ſie überhaupt etwas thut. Sie erfüllen hier rein eine Aufgabe, 
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welche der Regierung zukommt, denn die Regierung hat die Auf— 
gabe, die Genoſſenſchaften und die Fachſchulen in einer Weiſe 
zu unterſtützen, daſs das Gewerbe blühen und gedeihen kann. Der 
Gemeinderath thut nach meiner Auffaſſung genug, wenn er dieſer 
Schule eine Subvention gibt. Wenn Sie jagen werden, dafs die 
Subvention von 1000 fl. für dieſe Genoſſenſchaft vielleicht noch 
eine zu geringe iſt und dass dieſe Subvention erhöht werden ſoll, 
weil die Fachſchule ausgedehnt worden iſt, ſo werden Sie auch 
mich bereit finden, für die Erhöhung der Subvention zu ſtimmen, 
allein ich kann mich nicht damit einverſtanden erklären, einen 


Betrag von 1000 fl. zu geben, bevor noch eine Anſtalt gegründet 


wird, deren Errichtung eigentlich Aufgabe der Regierung und des 
Staates iſt. Ich bitte Sie, dem Antrage des Referenten zuzu— 
ſtimmen und den Antrag auf Bewilligung von 1000 fl. für die 
Errichtung einer Sammlung und eines Laboratoriums abzulehnen, 
weil dies nicht unſere, ſondern Aufgabe des Staates und der 
Regierung iſt. (Bravo! rechts.) 

Gem.-Nath Grünbeck: Wenn es ſich um die Sub— 
ventionierung und Unterſtützung einer Schule handelte, haben wir 
meines Wiſſens noch nie gezaudert zuzuſtimmen. Denn gerade 
durch die Schule geben wir dem Arbeiter das beſte Mittel in die 
Hand, ſeine Zukunft zu ſichern; bei jeder Gelegenheit wird im 
Reichsrathe geſagt: Schafft und unterſtützt Gewerbeſchulen! Wir 
dürfen bei ſolchen Gelegenheiten nicht immer ſchöne Worte im 
Munde führen und Zukunftspredigten halten, ſondern müſſen auch 
tatkräftig eingreifen. Hier handelt es ſich um eine Genoſſenſchaft, 
die 14.000 bis 16.000 Menſchen beſchäftigt, von denen ein jeder 
eine Familie hat, und gerade einen ſolchen Gewerbszweig, der auf 
induſtriellem Gebiete gewiss nicht hervorragend thätig wirken kann, 
muſs man in erſter Linie unterſtützen, und das kann nur durch 
Schulen und Ausbildung geſchehen. Was wird verlangt? Ein 
chemiſches Laboratorium, wo die Zuſammenſetzung der Farben und 
Miſchungen gelehrt wird; damit werden nur nützliche und 
praͤktiſche Leute herangebildet, das Gehirn der einfachen Arbeiter 
wird gewijs nicht überlaſtet und die Beſorgniſſe, die der College 
Tagleicht hegt, ſind nicht begründet. 

Bei der erſten Verhandlung iſt der Antrag mit wenigen 
Stimmen gefallen, man iſt, wie ich mich erinnere, zum Antrag— 
ſteller gelaufen und hat ihm geſagt: Bringen Sie bei der nächſten 
Gelegenheit einen Antrag ein, und wir werden ſehen, was ſich 
machen läſst und werden gewiss zuſtimmen. Heute iſt ein anderer 
Geiſt in der Sache und es wundert mich, wenn der eine oder 
andere Gewerbsmann, deſſen Schulen beſſer ausgebildet ſind, da— 
gegen ſpricht; gerade dieſe ſollten nicht geizen und ſollen für den 
Mindergebildeten das Möglichſte aufwenden, damit auch dieſe auf 
eine ſolche Stufe kommen, die Producte, die wir jetzt vom Aus— 
lande beziehen müſſen, in heimiſcher Induſtrie zu erzeugen. Wenn 
man bedenkt, dass dieſer Gewerbszweig im Export nach Amerika 
und Rumänien ſtark gefährdet iſt, iſt es unſere heilige Pflicht, dieſen 
Leuten ein beſſeres Daſein zu ſchaffen, darin liegt auch ein Stück 
Löſung der ſocialen Frage; ich glaube, wir thun beſſer, das Geld 
hier aufzuwenden zur Ausbildung der Arbeiterſchaft, als daſs wir 
genöthigt ſind, dasſelbe zur Brotvertheilung und für Wärmeſtuben 
auszugeben. Sehen Sie, es iſt rein verkehrt. 

Wir, diejenigen, die eigentlich Finſterlinge und Rückſchrittler 
genannt werden, ſind für eine beſſere Ausbildung des Gewerbe— 
ſtandes und der Schule; die Herren drüben — nicht alle, es gibt 
gewiſßs Ausnahmen — die fortſchrittlichen, freiheitlichen, kämpfen 
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gegen die Schule und ſagen: Es iſt doch gut, 
Menſchen nicht zuviel mit beſſerem Wiſſen belaſtet. 
darüber überlaſſe ich Ihnen; 
freiſinnig gehandelt iſt. 

Meine Herren, wenn Sie denken, dafs gerade in der Perl— 
mutterinduſtrie ja früher viel einfachere Artikel, nur Knöpfe, gemacht 
wurden, jo hat die Ausſtellung gezeigt, dafs man zu etwas Beſſerem 
greifen mufs, zum Brochemachen und zur Ver fertigung verſchiedener 
Kunſtgegenſtände. Wodurch kann man das mehr in die Arbeiter— 
ſchaft bringen, als gerade durch die Gewerbeſchule? Und da zeigt 
es ſich ganz gut, daßs dieſer unſer Antrag richtig iſt. 

Ich will nicht mehr ſprechen, es ſind nach mir noch mehrere 
Redner, welche auch über den Gegenſtand ſprechen wollen. Aber 
eine Bitte möchte ich noch an Sie richten. Wie Sie ſich nennen, 
wahre Fortſchrittler, können Sie, glaube ich, unmöglich dagegen 
ſtimmen, wenn es ſich um die weitere Ausbildung des Volles 
handelt. (Bravo! Bravo! links.) 

Gem.⸗Nath Dr. Zimmermann (zur Geſchäftsordnung): Ich 
beantrage die Wahl von Generalrednern. (Gelächter links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichler: Es iſt die Wahl von 
Generalrednern beantragt worden. Ich erſuche jene Herren, welche 
dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Dieſer 
Antrag iſt angenommen. Es ſind noch zum Worte gemeldet, contra: 
Die Herren Gem.-Räthe Jedliéka, Hawranek, Schlechter, 
Gräf, Stehlik, Bärtl, Frauenberger, pro die Herren . 
Gem.-Räthe Villicus, Dr. Nechausky und Tagleicht. Ich 
bitte dieſe Herren, je einen Generalredner zu wählen. (Nach einer 
Pauſe:) Zu Generalrednern ſind gewählt contra: Herr Gem.-Rath 
Jedliéka; pro: Herr Gem.-Rath Dr. Nechansky. 

Gem.-»Rath Dr. Nedansky: Es iſt in dieſer ganzen 
Debatte über einen Punkt geſprochen worden, welcher eigentlich 
nicht einer ſo ausführlichen Erörterung bedurfte. Denn es iſt ja 
möglich, dass die Errichtung eines ſolchen chemiſchen Laboratoriums 
und einer ſolchen technologiſchen Sammlung für die Perlmutter— 
drechsler eine ſehr nützliche Errichtung wäre. Aber wir können 
unmöglich nach der heutigen Sachlage einen Betrag von 1000 fl. 
votieren, während uns dafür jede Grundlage fehlt. Der Herr 
Referent hat bereits darauf hingewieſen, daſs die Eingabe der 
Drechslergenoſſenſchaft in dieſer Richtung ablehnend erledigt worden 
iſt. Wenn ich richtig verſtanden habe, hat die Genoſſenſchaft nach 
dieſer Ablehnung eine neue Eingabe nicht eingereicht. Wir wiſſen 
alſo gar nicht, will die Genoſſenſchaft heute noch dieſes Labora— 
torium überhaupt errichten, oder nicht. Wir wiſſen auch nicht, 
auf welcher Grundlage dies geſchehen ſoll, und ob ſie wirklich 
1000 fl. braucht. Dieſer Betrag hängt ja rein in der Luft, er iſt 
lediglich von dem Antragſteller ausgeſprochen worden, aber ohne 
jede Motivierung. Eine klare Motivierung, daßs gerade dieſer 
Betrag nothwendig ſei, liegt nicht vor und meines Erachtens hat 
die Genoſſenſchaft, wenn fie wirklich noch mit dieſem Plane 
umgeht, dieſes Laboratorium zu errichten, es ſchlecht angefangen, 
daſs ſie nicht neuerdings ein verbeſſertes Geſuch einbrachte, in 
welchem ſie genau auseinanderſetzte, aus welchen Gründen das 
Laboratorium nothwendig iſt, wie es eingerichtet werden ſoll und 
wieviel es koſten wird. Solange uns ein ſolcher Plau nicht vor— 
liegt, ſind wir außer Stande, darüber zu entſcheiden und bei aller 
Gewerbefreundlichkeit des einzelnen wäre es geradezu Leichtſinn, 
wenn der Gemeinderath in einem ſolchen Falle ohne eine gehörige 
Information über einen doch ſo namhaften Betrag entſcheiden würde. 


wenn man die 
Das Urtheil 
ich glaube gewiſs nicht, dass das 
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Man darf dies nicht nur rein vom Standpunkte des Berufes 
auffaffen und fagen: Ich als Gewerbetreibender muss für die 
Gewerbetreibenden ſprechen und ſtimmen, ſondern wir müſſen hier 
als Gemeinderath entſcheiden. So oft wird in dieſem Saale 
geſagt, wir müſſen auf den Säckel der Steuerträger Nüdficht 
nehmen, und ſo iſt es auch hier der Fall. Eine Auslage darf nur 
bewilligt werden, wenn wir ein klares Bild haben, wozu ſie 
bewilligt werden ſoll. 

Aus dieſem Grunde hauptſächlich bin ich für den Antrag 
des Stadtrathes. Wenn die Genoſſenſchaft von der Überzeugung 
durchdrungen iſt, dafs ihr ein ſolches Laboratorium nützlich ſei, 
ſo möge ſie neuerlich mit einer wohlmotivierten Eingabe an uns 
herantreten und wir werden dann auf Grund genauer Informationen 
in der Lage fein, darüber Beſchluss zu faſſen. 
gleichfalls mit dem Herrn Referenten überein, 
gefährlicher Präcedenzfall wäre, 
Geſuches und trotzdem ein neues Geſuch nicht eingebracht wurde, 
jetzt dem Geſuchſteller nachrennen und ſagen würden: Jetzt gib 
uns Pläne, motiviere die Sache! Wie geſagt, wenn die Genoſſenſchaft 
die Errichtung eines ſolchen Laboratoriums für nothwendig hält, 
ſo möge ſie neuerlich an den Gemeinderath herantreten, auf 
Grund des Antrages des Herrn Gem.-Rathes Arnhart können 
wir aber heute nicht Beſchlufs faſſen. 

Es iſt auch wohl zu bedenken, was Herr Gem.-Rath 
Taubler gejagt hat, dafs wir ein gefährliches Präjudiz gegen- 
über dem Staate ſchaffen würden, denn es iſt kein Zweifel, daſs, 
falls ein ſolches Laboratorium für die Fortbildung der Drechsler 
nothwendig iſt, es Sache des Unterrichtsminiſteriums wäre, die 
Anſtalt zu errichten. Laſſen wir uns alſo nicht in Dinge ein, die 
ſehr viel Geld koſten, wenn ſie auch dem Gewerbe dienen; ich 
bin gewiſs dafür, dem Gewerbe nach Kräften zu helfen, aber 
überall können wir nicht helfen, wo die anderen das Gewerbe 
im Stiche laſſen. Ich bitte Sie alſo aus dieſen Günden, für 
den Antrag des Stadtrathes zu ſtimmen. 

Gem.-Nath Jedliéöka: Meine Herren, ich bitte Sie, mit 

mit mir ein wenig Geduld zu haben, denn ich kann dem Wunſche 
des Herrn Vorſitzenden nicht entſprechen und mich nicht ſehr kurz 
faſſen. Es hat auf mich einen peinlichen Eindruck gemacht, dass 
ich dieſes Referat durch ein ganzes Jahr auf der Tagesordnung 
geleſen habe, ich habe auch niemals gehört, daſs jemand von den 
Herren ſich angeſchickt hätte, darüber zu referieren und die Sache 
endlich zur Entſcheidung zu bringen. Es hat dies bei mir die 
Meinung beſtätigt, daſs die Herren drüben (rechts) es nicht fo 
ernſt mit ihrem Wohlwollen für den Gewerbeſtand zu nehmen 
ſcheinen. (Widerſpruch rechts. — Beifall links.) 
Nun endlich iſt einmal die Vorlage hier, und da iſt von 
drüben (rechts) von einem Herrn beantragt worden, man ſolle 
ſie wieder vertagen. Jetzt war die Angelegenheit ein ganzes Jahr 
beim Stadtrath und jetzt ſoll ſie vertagt werden. Wann kommt 
dann überhaupt jemand von uns dazu, für den Gewerbeſtand 
etwas zu thun? Sollen wir ſolange warten, bis der Stand total 
zugrunde gegangen iſt? Hat die Gemeinde einen Nutzen oder 
Freude, wenn er zugrunde geht? Wollen Sie vielleicht einigen 
Großcapitaliſten oder einigen Herren, welche Strafhausarbeit er- 
zeugen, zuliebe den Gewerbeſtand zugrunde gehen laſſen? 

Die Drechsler ſind genau ſo Handwerker wie wir. Ich bin 
Vertreter von Handwerkern!“ und fühle mich verpflichtet, für den 
Stand der Drechsler nach Kräften einzutreten. Die Regierung 


daſs es ein 


Darin ſtimme ich 


wenn wir nach Ablehnung des 
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ſorgt ja auch für das Gewerbe. Hofrath Exner iſt Director des 
technologiſchen Muſeums. Natürlich kann nicht jedes Kind, welches 
in die Lehre geht, da hineingehen, da kommen Leute hin, die eine 
gewiſſe Vorbildung ſich angeeignet haben, um ſich dort auszubilden. | 
Sonſt verlangt ja die Genoſſenſchaft auch nichts. Sie will nur 
ihre Lehrlinge ſo ausbilden, damit ſie den ſchweren Kampf um das 
Daſein mit den Geſellſchaften aufnehmen können. 

Wenn Sie Gelegenheit gehabt hätten, den Bericht des Ge- 
werbe⸗Inſpectors Kulka zu leſen, würden Sie ganz Merkwürdiges 
gefunden haben. Er hat davon geſprochen, dass es deshalb dem 
Gewerbeſtande ſo ſchlecht geht, weil die Betriebsweiſe veraltet ſei 


und der Zeit nicht mehr entſpreche. Nun nimmt die Genoſſenſchaft 


einen Anlauf und will die Leute zeitgemäß ausbilden, ſie will ſie 
mit der Chemie vertraut machen, damit fie die Färbung der Roh⸗ 
ſtoffe vornehmen können. Die Franzoſen haben das weg und 
ſchicken die Waren herein. Geben Sie nun den Leuten die Mittel 
an die Hand, dafs die Genoſſenſchaft ihre Lehrlinge vervollkommnen 
kann, daſs auch den Meiſtern eine ſolche Bildung zugänglich iſt 
und ſie lernen können, wie man das macht, dann machen Sie die 
Leute concurrenzfähig und ſchaffen für den Staat Einnahmen. 
Von vielen Seiten wird bezweifelt, dafs es überhaupt nothwendig 
iſt, eine ſolche Schule zu errichten. Eine Nothwendigkeit wird es 


gewiss fein, denn wenn es nicht eine Nothwendigkeit wäre, hätte 


die Regierung nicht dieſen Erlaſs herausgegeben und die Genoſſen— 
schaft aufgefordert, eine ſolche Schule zu errichten, damit die An⸗ 
gehörigen mit der Außenwelt concurrieren können. Es handelt ſich 
allerdings um die Erhaltungskoſten, und ich weiß, dass die Aus⸗ 
lagen für eine ſolche Schule groß ſind. Ich habe Gelegenheit 
gehabt, die Auslagen, welche eine ſolche Schule erfordert, kennen 
zu lernen. Die Drechsler bekommen 3500 fl. vom Staate, 300 fl. 
von der Handelskammer und vom Gemeinderathe 1000 fl. 

Nun, ſie müſſen praktiſchen Unterricht ertheilen; die Leute 
haben ein ganzes Stockwerk eines Hauſes zu einer Werkſtätte her⸗ 
gerichtet, ſie haben Bildhauerarbeiten, mechaniſche Drehbänke her⸗ 
geſtellt, damit die Lehrlinge, welche bei kleinen Meiſtern lernen 
und nicht in der Lage ſind, mit dieſen Behelfen ſich vertraut zu 
machen, Gelegenheit haben, das kennen zu lernen und nicht blind 
in die Welt hineinrennen. Das koſtet aber ein Heidengeld. Wir 
haben eine Schule für praktiſch⸗mechaniſche Arbeit und das koſtet 
uns 4000 fl., da zahlt die Genoſſenſchaft gewiss auch noch 1500 fl. 
darauf. Wenn die Drechsler mit dem ganzen Stocke nichts anderes 
thun würden, ſo würden ſie wenigſtens einen Zins dafür bekommen; 
ſo wird gewiss eine anſtändige Summe beigetragen, und wenn 
man der Genoſſenſchaft einen Vorwurf machen will, dajs fie zum 
zweitenmale an uns herantritt, jo mufs ich jagen, ja an wen folf 
ſich denn die Genoſſenſchaft wenden? (Referent: An den Staat.) 
An den Staat? — Das iſt ein Factor, der ſagt: Das geht uns 
nichts an; die Induſtrie wird bei uns nicht betrieben. Die 
Gewerbetreibenden ſind alſo auf den Gemeinderath angewieſen, 
damit er ſie unterſtütze. Es gibt viele Gegenden, in denen die 
Leute gar nicht wiſſen, was das iſt, chemiſche Färberei von 
Rohſtoffen. Sie ſehen alſo, dass das Verlangen begründet iſt. Die 
Regierung hat ja 10.000 fl. für den Zweck beſtimmt, dass die 
Gewerbetreibenden auf dem Lande draußen mit den Maſchinen 
vertraut gemacht werden, daſs man ihnen mit den Maſchinen 
Experimente vorführe, damit ſie die Bedeutung der Maſchinen 
ſehen und angeregt werden, solche Maſchinen ſucceſſive anzuſchaffen. 
Wenn alſo der Staat etwas thut, ſo iſt das ganz begreiflich. 
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Es kann aber nicht ausreichen, folglich müſſen die Gewerbetreibenden 
au den Nächſtſtehenden herantreten. Nehmen Sie andererſeits 
Folgendes: Wer müſste denn die Buben unterrichten? Müßste die 
Commune nicht für die Lehrer aufkommen und ſämmtliche Localitäten 
hergeben? Wenn Sie alſo die Subvention nicht geben wollen, ſo 
müjsten Sie dieſelben Ausgaben machen und hätten noch die 
Scherereien der Aufſicht. 

Die Genoſſenſchaft iſt auch nicht klein, fie zählt 13.700 An- 
gehörige. Das iſt eine Einwohnerzahl, wie ſie ſelten von einer 
Provinzſtadt erreicht wird. Wenn für eine ſo große Menge von 
Leuten die Gemeinde 1000 fl. ein⸗ für allemal gibt (Hört! Hört! 
links), ſo iſt das doch nicht zu hoch. In Zinſen genommen, ſind 
das nur 50 fl. jährlich, und die Gemeinde braucht die Subvention 
nur einmal zu geben. Die Bedenken, welche College Tag leicht 
dahin geäußert hat, dafs ihm nicht klar iſt, wie die Leute das 
Geld verwenden werden, find nicht begründet. Ich muss den Herrn 
Collegen Tag leicht darüber beruhigen. Die Drechsler, welche 
es verſtanden haben, eine ſolche Schule zu errichten, von Grund 
aus aufzubauen, werden auch in der Schule dasjenige anzuwenden 
wiſſen, was dem Gewerbeſtande nothwendig iſt. Sie werden gerade 
ſolche Einrichtungen cultivieren, durch welche ſie mit dem Auslande 
concurrenzfähig werden, und die Erzeugung jener Artikel herbeizu- 
führen ſuchen, welche aus dem Auslande hereinkommen müſſen, 
und durch die wir alſo geſchädigt werden. 

Der Niedergang des Drechslergewerbes iſt nur eine Folge 
der verkehrten Zollpolitik. Amerika hat ſich hermetiſch abgeſchloſſen. 
Dadurch iſt das ganze Abſatzgebiet unſeren Leuten entzogen 
worden. Wenn auf der einen Seite der Handel ſtark geſchädigt 
wird, mufs man auf der anderen Seite möglichſt helfen, daſs er 
ſich wieder erhole, damit Staat und Stadt ſteuerkräftige Bürger 
haben. Ich will Sie nicht mehr lange mit der Sache beſchäftigen. 
Ich habe nur die Bitte an alle jene, welche es ehrlich mit dem 
Gewerbeſtande meinen, dafs Sie den Antrag des Herrn Referenten 
ablehnen und den Antrag des Collegen Arnhart annehmen. 
Sie werden ſich damit den Dank der Bevölkerung verdienen. 
(Beifall links.) 

Referent (zum Schlusswort): Ich mus vor allem richtig⸗ 
ſtellen, um was es ſich eigentlich handelt. Ich mufs aus dem 
Geſuche hervorheben, dafs die Schule erſucht: erſtens um die 
1000 fl., die ſie bekommen hat; zweitens um 1000 fl. für die 
Errichtung des Laboratoriums, einer techniſchen Sammlung und 
zur erſten Inſtallation der elektriſchen Beleuchtung. 600 fl. ge- 
hören nach dem Geſuche ſelbſt für die elektriſche Beleuchtung, 
400 fl. für das chemiſche Laboratorium. Wenn nun der Herr 
Antragſteller Arnhart kommt und ſagt: Ich will 1000 fl. für 
das Laboratorium geben, ſo kann er ſich dem Begehren der Ge— 
noſſenſchaftsſchule angeſchloſſen und 600 fl. für die elektriſche 
Beleuchtung und 400 fl. für die Verſuchsſtation verlangt haben, 
oder er kann 1000 fl. bloß für die Verſuchsſtation geben wollen. 
Dann gibt er um 600 fl. mehr als die Berufsfachleute, zu denen 
der Herr Gem.⸗Rath Arnhart nicht gehört, weil er einem ganz 
anderen Stande angehört, für dieſelbe Sache verlangen. Es iſt 
ein Erlaſs angeführt worden, worin die Regierung aufgefordert 
haben ſoll, die Drechslergenoſſenſchaft ſoll etwas thun, um das 
Gewerbe zu heben. Da mußs ich ſagen, die richtige Antwort der 
Drechslergenoſſenſchaft wäre geweſen, an die Regierung zu ſchreiben, 
wenn fie wünſcht, dass etwas geſchehen ſoll, und wenn ſie das für 
nothwendig findet, ſo möge ſie ihrer Verpflichtung gemäß das Geld 
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dazu beſchaffen. Es iſt aber nicht der richtige Weg, ſich an die 
Gemeinde zu wenden, an dieſelbe Gemeinde, welche durch Monate 
und Jahre lang bemüht war, die ihr nicht gehörigen Mittelſchulen 
abzuſtoßen, bezüglich deren jetzt der Verſuch gemacht zu werden 
ſcheint, auf dem Wege der Gewerbe⸗Fachſchulen und Subventionen 
dasjenige hereinzubringen, was für die Mittelſchulen auf der 
anderen Seite der Staat ausgegeben hat. Nun möchte ich bitten, 
die Sache doch vollkommen vorurtheilslos zu beobachten und zu 
fragen: Wie ſteht die Genoſſenſchaft, wie ſteht die Schule? Da 
beziehe ich mich .. .. (Unterbrechungen links.) 

Ich möchte den Herrn Vorſitzenden bitten, mir Ruhe zu ver- 
ſchaffen. Ich glaube, keinen Anlass zu irgend einer Unterbrechung 
zu geben. Ich bin aber als Referent verpflichtet, alle Momente 
für meinen Antrag vorzubringen, und das Recht werde ich mir nicht 
nehmen laſſen durch Ihre fortwährenden, ganz ungehörigen Zwiſchen⸗ 
rufe. — Was den Stand der Genoſſenſchaft anbelangt, ſo ſind es 
lauter officielle Acten, insbeſondere der Ausweis der Genoſſenſchaft 
ſelbſt, welchen ich Ihnen vorlege. Aus dem letzteren geht hervor, 
daſs das Genoſſenſchaftsvermögen Ende December 1890 91.257 fl. 
betrug, und dafs ſich dieſes Vermögen gegenüber dem Jahre 1889 
um 7487 fl. vermehrt hat, wovon ein gewiſſer Betrag, über deſſen 
Detaillierung ich nicht weiter ſprechen will, wegfällt, ſo dafs ſich 
ein wirklicher Überſchufs von 4320 fl. in einem Jahre ergeben 
hat, alſo faſt ſoviel, als die Genoſſenſchaft für ihre Schule braucht. 
Was den Stand der ökonomiſchen Verhältniſſe der Schule anlangt, 
jo glaube ich, iſt genügend, wenn man anführt, dafs in dieſem 
Berichte der Genoſſenſchaft Folgendes ſteht: „Die ökonomiſchen 
Verhältniſſe der Schule müſſen in Hinblick auf die eingelaufenen. 
Subventionen als recht befriedigend bezeichnet werden.“ Die Ge— 
noſſenſchaft anerkennt alſo, dajs der Stand der Schule durch die 
Subventionen hinreichend befriedigend geſtaltet iſt, ſie gibt in 
ihrem Berichte 90.000 fl. Vermögen an, und der jährliche Ver— 
mögenszuwachs hat faſt die Koſten der Schule erreicht, und da 
wird von den Herren Rednern, welche für die Subvention geſprochen 
haben, die Sache ſo dargeſtellt, als ob von den 400 fl., um 
welche es ſich thatſächlich handelt, beziehentlich von den 1000 fl. 
das Wohl und Wehe der ganzen Genoſſenſchaft abhienge, die vier— 
mal ſoviel Überſchuſs im Jahre hat. Das wird von derſelben 
Seite gejagt, welche bei anderen Fällen nicht oft genug wieder- 
holen kann, wie ſehr man mit den Steuergeldern der armen Be— 
völkerung ſparen und wirtſchaften muss. 

Über den Beſuch der Schule kann ich wieder nur den officiellen 
Act, den fünfzehnten Jahresbericht der fachlichen Fortbildungsſchule, 
citieren, aus welchem ausdrücklich hervorgeht, dafs, während im 
Jahre 1888/89 noch 206 Schüler die Schule beſucht haben, im 
nächſten Jahre nur 184, und wie wir heute von dem informierten 
Herrn Collegen Tagleicht gehört haben, im zweitnächſten Jahre 
nur 146 Schüler die Schule beſucht haben. Abgeſehen davon, daſs 
146 Schüler bei 6000 fl. Koſten ein Miſsverhältnis iſt, ſo iſt 
auch dadurch noch bewieſen, daſs der Magiſtrat rechtgehabt hat, 
als er in feinem erſten Referat gejagt hat, man müſſe einige Zeit 
warten, um zu ſehen, wie ſich die Verhältniſſe der Schule ent- 
wickeln, und es ſei jetzt nicht der Zeitpunkt, Inveſtitionen für dieſe 
Schule zu machen und neue Einrichtungen zu treffen, wo der 
Beſuch der Schule in ſo auffälliger Weiſe zurückgeht. 

Nun iſt einem der Herren Collegen, welcher ſich für die Ab- 
lehnung der Subvention ausgeſprochen hat, und welcher dem 
Gewerbeſtande angehört, daraus ein großer Vorwurf gemacht worden 
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weil er gejagt hat, es ſei für dieſe Schule kein Bedürfnis vor- 
handen. Es iſt merkwürdig, daſs der Herr Antragſteller über die 
Bedürfniſſe der Genoſſenſchaft genauer informiert iſt, als zwei ſehr 
gewichtige Factoren, welche dem Herrn Collegen Tagleicht zur 
Seite ſtehen. 

Es liegt hier eine Denkſchrift vor über die Errichtung einer 
Lehr⸗ und Verſuchsanſtalt für die Drechslergenoſſenſchaft — und 
dazu gehört dieſes Gewerbe — und da wird Folgendes angeführt: 

Das vom Handelsminiſterium der Handels- und Gewerbe⸗ 
kammer zur gutächtlichen Außerung zugewieſene Geſuch der Drechsler⸗ 
geuoſſenſchaft wurde in der Sitzung vom fo und ſovielten in 


folgender Weiſe erledigt: Die Kammer wolle erklären, ſie halte die 


Errichtung einer Tages-Fachſchule für das Drechslergewerbe für 
kein hinlänglich nachgewieſenes Bedürfnis und könne daher auch 
nicht eine ſolche befürworten. (Hört!) Aber auch noch ein Factor, 
den wir doch gewiss für das gewerbliche Unterrichtsweſen als 
competent erachten müſſen, ſteht auf Seite des Collegen Tag leicht, 
das iſt die k. k. Central⸗Commiſſion für das gewerbliche Unter⸗ 
richtsweſen, welche in ihrer Sitzung vom 28. Mai 1889 gegenüber 
dem Referat auf Errichtung einer ſolchen Fachſchule Folgendes 
erklärt hat, daſs für dieſen Induſtriezweig — ich citiere wörtlich — 
an zahlreichen Fachſchulen bereits vorgeſehen iſt und dajs derſelbe 
auch an der in den weſtlichen Vororten Wiens geplanten Staats⸗ 
Gewerbeſchule gepflegt werden ſoll. Unter dieſen Verhältniſſen 
könne ein dringendes Bedürfnis nach Errichtung einer neuen Lehr⸗ 
anſtalt für Drechslerei nicht wahrgenommen werden und es wäre 
daher wenigſtens derzeit davon abzuſehen. (Hört! Hört! rechts.) 
So ſprechen berufene Factoren über dieſe Sache. Es ſtellt ſich die 
Sache folgendermaßen dar: Das Actenmaterial, welches vorliegt, 
behandelt dieſe technologiſche Sammlung und das chemiſche Labora- 
torium ganz nebenher; wenn ſich die Herren die Mühe nehmen 
wollen, die mehrere Bogen lange Eingabe zu leſen, ſo werden Sie 
immer von Mietzins, Glühlicht und verſchiedenen anderen Dingen 
leſen, das wenigſte, was vorkommt, iſt die technologiſche Sammlung. 
Da wird nur nebenbei geſagt: Nachdem die Fachſchule nicht zu— 
ſtande kommt, wäre es zweckmäßig, eine ſolche Sammlung zu 
haben, und dazu möchte man noch die 400 fl. Es kommt in der 
Eingabe der Genoſſenſchaft ſelbſt vor, daſs fie für dieſe Zwecke 
400 fl. verwenden will. Es liegt kein Lehrplan, kein Programm 
vor, was eigentlich geſchehen ſoll, kein Nachweis, dajs eine Lehrkraft 
vorhanden iſt; wie die Herren wahrſcheinlich denken, ſoll eine Art 
Verſuchsſtation errichtet werden, welche vorſorgen ſoll für neue 
Erfindungen, für Verbeſſerungen des Gewerbes, um es concurrenz⸗ 
fähiger zu machen; man will der franzöſiſchen Concurrenz be- 
gegnen. Da mufs jemand da fein, der weiß, wie es die Franzoſen 
machen, der erklären kann, ſo machen die es. (Widerſpruch links.) 
Das iſt alles nicht nachgewieſen. Was dem Herrn Collegen Arnhart 
die Genoſſenſchaft über ihre Angehörigen erzählt hat, hat mich 
nicht zu kümmern, ich habe zu referieren, was in dem Acte ſteht, 
und davon ſteht nichts darin. Wenn ich den Antrag wiederholen 
ſoll, jo lautet er, daſs das Plenum derzeit auf dieſes 
Anſuchen (Ruf links: Es iſt ein Antrag!) nicht eingehen 
möge. 

Ich betone, das es unrichtig iſt und dafs ich es zurückweiſen 
mufs, wenn das als Gewerbefeindlichkeit hingeſtellt wird. (Gem.⸗ 
Rath Dr. Lueg er: Das iſt es auch!) Ich hätte vielleicht Anlass, 
auch in dieſer Richtung eine Bemerkung zu machen, hinzuweiſen, 
warum gerade Herren von dieſer Seite und aus Wahlbezirken, die 
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nicht unſerer Partei angehören, ſich ſo eifrig für dieſes Geſuch 
einſetzen. Ich habe es nicht gethan, weil ich in eine ſolche Debatte 
das Parteimoment nicht hineinziehen will; ich mufs aber unſere 
Partei dagegen verwahren, daſs fie, wenn fie angeſichts der vor⸗ 
ſtehenden Sachlage gegen die Subvention ſtimmen ſollte, eine 
Gewerbefeindlichkeit begeht; das iſt nicht richtig. Wenn die Ge⸗ 
noſſenſchaft uns das Material an die Hand geben wird, um zu 
beurtheilen, welchen Plan ſie vor hat, ob er durchführbar iſt, 
werden wir überlegen, ob der Plan zweckmäßig iſt und ob wir 
eine Subvention geben ſollen. Aus dieſen Gründen bitte ich, den 
Antrag des Stadtrathes anzunehmen. 

Gem.-Nath Stehlik (zur Geſchäftsordnung): Meine Herren! 
Dieſer Act der Humanität, den wir vornehmen ſollen, iſt für die 
Gewerbetreibenden jo wichtig, dass es nothwendig iſt, die Abjtim- 
mung namentlich vorzunehmen, damit wir ſehen, wer gewerbe- 
freundlich und wer gewerbefeindlich ift. (Bravo! Bravo! links. — 
Gelächter rechts.) 

Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Ich muſss den Herrn 
Redner erſuchen, zu ſagen, über welchen Antrag namentlich abge— 
ſtimmt werden ſoll. 

Gem.-Nath Stehlik: Natürlich über den Antrag Arnhart. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt durchaus nicht 
natürlich, weil vier Anträge vorliegen. ; 

Gem.- Bath Arnhart (zur thatſächlichen Berichtigung): Ich 
mufs gegenüber den Ausführungen des Herrn Referenten thatſächlich 
berichtigen, das in meinem Antrage von einer elektriſchen Anlage 
gar keine Rede iſt. Mein Antrag ſpricht wörtlich nur für die 
Errichtung eines chemiſchen Laboratoriums und einer technologiſchen 
Sammlung. 

Zweitens habe ich den Herrn Referenten dahin thatſächlich zu 
berichtigen, daſs mir der 16. Jahresbericht der Fortbildungsſchule der 
Drechslergenoſſenſchaft vom Jahre 1891 vorliegt und dajs hier 
ein Promemoria, betreffend die Errichtung eines Tages⸗ und 
Abend⸗Fachcurſes für das Drechslergewerbe unter beſonderer Be⸗ 
rücksichtigung der Perlmutterbranche vorliegt. Wenn dieſes der 
Herr Referent nicht hat, dafür kann ich nichts. Ich berichtige 
thatſächlich, daſs dieſes Promemoria erſt nach der Mac⸗Kinley⸗Bill 
ausgearbeitet wurde. 

Gem.⸗Nath Villicus (zur thatſächlichen Berichtigung): Ich 
muss eine Bemerkung des Herrn Gem.⸗Rathes Herr degen be 
richtigen. Er hat geſagt, dass an der Fachſchule der Drechsler— 
genoſſenſchaft kein Lehrbuch gebraucht werde, daſs demnach die 
Schüler Lehrbücher nicht haben und dieſe auch nicht brauchen. Nun, 
zur Ehre dieſer Fachſchule und aller anderen Fachſchulen der Ge— 


noſſenſchaften muſs ich bemerken, dass Lehrbücher gebraucht werden. 


Traurig wäre es, wenn ſie nicht gebraucht würden. Soll da kein 
Lehrbuch nothwendig fein, wenn an der erſten Claſſe der Fach—⸗ 
ſchule der Drechsler Chemie, Phyſik, kaufmänniſches Rechnen, 
Buchführung, Geographie, geometriſches Zeichnen gelehrt wird? 
Wenn ſich der Schüler alles merken muss, was der Lehrer ſagt, 
fo gibt es lauter Talente; und dass der Lehrer alles jo oft wieder— 
holt, bis es die Schüler ſich gemerkt haben, iſt auch nicht möglich. 
Dieſe Schule beſindet ſich in der Mollardgaſſe, wo auch die Ober— 
realſchule iſt, an welcher ein chemiſches Laboratorium beſteht. Wenn 
da eine Vereinigung ſtattfände, ſo wären dieſe Wünſche erfüllt 
und würden kein Geld koſten. 

Gem.-Nath Tagleicht (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Gegenüber dem Collegen Jedliöka berichtige ich, daſs ich Grund 
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habe, zu befürchten, daßs dieſe begehrten 1000 fl. nicht für die 
angegebenen Zwecke verwendet werden, weil die Genoſſenſchaft keine 
Vollmacht hat, dieſen Betrag für den angegebenen Zweck zu ver⸗ 
wenden. Es iſt in ihrem von der Behörde genehmigten Schulplane 
die Verwendung für Chemie nicht vorgeſehen, es iſt damit meine 
Anſicht vollkommen berechtigt. 

Weiterhin berichtige ich den Herrn Collegen Frauenberger 
dahin, das er fi nicht echauffieren ſoll über Anfichten, welche 
hier von einem Gewerbetreibenden in Gewerbeangelegenheiten aus⸗ 
geſprochen werden, und daſßs er ſich in Zukunft zu derartigen 
Außerungen nicht hinreißen laſſe. Endlich berichtige ich diejenigen 
Herren, welche der Meinung find, dafs der Gemeinderath für das 
Gewerbe zu wenig thut oder je zu wenig gethan hat, dahin, dass 
der Gemeinderath im Jahre 1890, und zwar im October für das 
Perlmutterdrechslergewerbe einen Betrag von 5000 fl. beſtimmt 
und gezahlt hat, eine Gewerbefreundlichkeit, meine Herren, die 
jedenfalls größer iſt, als diejenige, welche von den Sprechern 
ſelbſt bewieſen worden iſt. Gerade diejenigen Herren Collegen 
aus den Vororten, welche damals in dem Vertretungskörper waren, 
haben für die Perlmutterdrechsler gar nichts gethan, ſondern der 
Wiener Gemeinderath hat viel für die Perlmutterdrechsler gethan, 
indem er außer dem ausgewieſenen Betrage von 5000 fl. noch 
petitioniert hat, daſs der Genoſſenſchaft aus der Franz Joſef— 
Stiftung ein größerer Betrag gewährt werde. 

Gem.-Nath Hipp (zur thatſächlichen Berichtigung): 
berichtige gegenüber dem Herrn Referenten thatſächlich, daſs ihm 
ein kleiner Lapſus paſſiert iſt. 
es ſei noch nicht nachgewieſen, 
Mann haben, der ihnen genau zeigt, wie die Franzoſen die Sache 
machen. Nun, der Herr Referent iſt kein Fachmann, ſonſt würde 
er wiſſen, daßs man ſolche Geſchäftsgeheimniſſe nicht in die Öffent- 


Verſuchsanſtalt dienen, um zu ermöglichen, hinter das Geheimnis 
zu kommen, wie dieſe Färbung vorgenommen wurde und wird. 
(So iſt es! links.) Alſo, gerade deshalb, weil man dieſes Geheimnis 
nicht kennt und weil ſich in Paris niemand findet, der herkommen 
und ſagen würde: Sie, Drechslermeiſter, in dieſer Weiſe wird das 
hergeſtellt — ſoll das Laboratorium errichtet werden. 

Referent (zur thatſächlichen Berichtigung): Ich habe rück⸗— 
ſichtlich der elektriſchen Beleuchtung nur zu bemerken, dafs ich nicht 
geſagt habe, in dem Antrage Arnhart ſei davon die Rede, ſondern 
ich habe geſagt, entweder ſcheint er für das, was die Genoſſenſchaft 
gemeint, und dann iſt die elektriſche Beleuchtung dabei, einzutreten, 
oder er will mehr geben, als die Genoſſenſchaft verlangt. Ich muss 


aber weiter den Herrn Gem.-Rath Arn hart berichtigen. Er hat, 
ſich in feiner Berichtigung auf ein Promemoria berufen; dieſes iſt | 


aus dem Jahre 1891 und es ſteht oben „Separatabdruck aus dem 
Jahresberichte pro 1891 der fachlichen Fortbildungsſchule“. Dieſer 
Bericht erſcheint im September, während der Antrag des Herrn 
Gem.⸗Rathes Arnhart vom 17. Juli 1891 iſt, und es iſt daher 
ausgeſchloſſen, daſs ihm dieſes Promemoria in ſeinem Antrage 
vorſchwebte, es ſei denn, daßs er im Stande geweſen wäre, voraus— 
zuahnen, was drei Monate ſpäter im Druck erſcheinen wird. 
Gem.-Nathß Hamranek (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Ich möchte zunächſt den Herrn Vorſitzenden erſuchen, mich auch 
ſolange berichtigen zu laſſen, als den Herrn Gem.⸗ Rath Tag⸗ 
leicht. Der Herr Referent hat geſagt, er habe ſich um nichts 
anderes zu kümmern, als was in den Acten ſteht. Ich mus ihn 


Er ſagte bei ſeinen Ausführungen, 
ob die Drechsler den betreffenden 
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erinnern, daſs er, wie er noch in der IX. Section war, geſagt 
hat, wenn man ein Referat bekommt, mujs man ſich an Ort und 
Stelle überzeugen, ob die Sache nothwendig iſt oder nicht. 

Übrigens entſchuldige ich ihn, denn ſein Beruf führt ihn 
meiſt nach Trieſt und da kann er ihm in Wien freilich nicht nach⸗ 
gehen. 

Cem.-Rath Gräf (zur Berichtigung): Ich habe einen Vor⸗ 
wurf zu berichtigen, den Herr Gem. Rath Tagleicht gegen jene 
Vororte erhoben hat, in denen das Drechslergewerbe ausgeübt 
wird. Zur Zeit, als dieſe Gemeinden noch ſelbſtändig waren, 
waren die Noth und das Elend nicht ſo groß und die Drechsler 
waren damals auch nicht um eine Unterſtützung bei den Gemeinden 
eingeſchritten; dieſelben waren alſo auch nicht in der Lage, Sub— 
ventionen und Aushilfen zu bewilligen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Wir ſchreiten zur Ab- 
ſtimmung. Es liegen vor: erſtens der Antrag des Herrn Refe⸗ 
renten: „Die Bewilligung eines Betrages zu dem gedachten Zwecke 
wird abgelehnt“; zweitens der Antrag Arnhart: „Es ſei zu dem 
angegebenen Zwecke, nämlich zur Errichtung eines chemiſchen 
Laboratoriums und einer technologiſchen Sammlung für die Ge⸗ 
noſſenſchaft der Drechsler ein- für allemal ein Betrag von 1000 fl. 
zu ſpenden.“ Dann liegt ein Antrag des Herrn Gem.⸗Rathes 
Frauenberger vor: „Bei der Drechslergenoſſenſchaft ſei an⸗ 


zufragen, was die Errichtung des chemiſchen Laboratoriums koſtet 
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und ob die Exiſtenzbedingungen dazu vorhanden find. 
weiters binnen vierzehn Tagen wieder zu referieren.“ 
Endlich geht ein Antrag Villicus dahin: „Bei jeder Fach⸗ 
ſchule, welche die Gemeinde Wien ſubventioniert, ſoll ein gewiſſer 
Betrag zum Ankaufe von Lehrmitteln für arme und würdige Schüler 
beſtimmt werden.“ Dieſer letztere Antrag wäre dem Stadtrathe 


Es ſei 


zuzuweiſen, es wird die Verſammlung darüber befragt werden. 
lichkeit gibt, ſondern dazu ſoll eben das Laboratorium und die 


Zuerſt kommt der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Frauen 
berger zur Abſtimmung, weil er die Vertagung involviert. Wird 


er abgelehnt, ſo kommt der Antrag Arnhart zur Abſtimmung. 
Vorher wird noch über die Frage entſchieden werden, ob darüber 


namentlich abzuſtimmen ſei. 

Ich bringe nun den Antrag des Herrn Gem. Rathes 
Frauenberger zur Abſtimmung, an die Drechslergenoſſenſchaft 
eine Anfrage zu dem erwähnten Zwecke zu richten. Die Herren, 
welche mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, wollen die Hand 


erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 


— Nach einer Pauſe:) Der Antrag iſt abgelehnt. 

Es kommt nunmehr der Antrag Arnhart zur Abſtimmung. 
Vorher iſt zu entſcheiden, ob namentlich abzuſtimmen ſei. Ich 
bitte jene Herren, welche mit der namentlichen Abſtimmung ein⸗ 
verſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht. — Gem.-Rath 
Frauenberger: Die namentliche Abſtimmung iſt ja nicht 
nothwendig! — Ruf links: Es iſt nothwendig, damit es die Welt 
ſieht!) Dieſe Bemerkungen ſind nicht am Platze, es kann jeder 
ſtimmen, wie er will. — 28 Stimmen ſind für die namentliche 
Abſtimmung. Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe 0 
Es ſind 32 Stimmen dagegen, daher iſt die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung abgelehnt. Es kommt der Antrag Arnhart zur 
Abſtimmung, der dahin geht, 1000 fl. ein- für allemal für den 
angedeuteten Zweck zu bewilligen. Ich bitte jene Herren, welche 
dieſem Antrage zuſtimmen, ſich von den Sitzen zu erheben. (Ge— 
ſchieht.) Es find 36 Stimmen dafür. (Rufe links: Es waren 41!) 
Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe ſe:) Der Antrag 


— 


Arnhart iſt angenommen. (Beifall links und auf der 
Gallerie.) Ich bitte die Gallerie, ſich ruhig zu verhalten. 

Ich bitte nun jene Herren, welche zuſtimmen, dass der An— 
trag des Herrn Gem.⸗Rathes Villicus dem Stadtrathe zuge⸗ 
wieſen werde, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die 
Minorität, daher die Zuweiſung abgelehnt. 

Es wurde daher beſchloſſen, der Genoſſenſchaft 
der Drechsler zur Errichtung eines chemiſchen Labo— 
ratoriums und einer technologiſchen Sammlung 
ein⸗ für allemal einen Betrag von 1000 fl. zu 
widmen. 

Vice Mürgermeiſter Dr. Richter: Die Sitzung it ges 
ſchloſſen. 

(Schluſs der Sitzung 7 Uhr 45 Min. abends.) 


Slenographiſcher Vericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Nefidenzitadt Wien vom 9. Juni 1892 
unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. Nep. 
Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Franz Borſchke. 


Nürgermeiſter Dr. Prix: Ich eröffne die Sitzung. 

1. Die Herren Gem.⸗Räthe Schrenckh und Karl Moriz 
Mayer entſchuldigen ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung. 
Dem Herrn Gem.⸗Rath Stiaßny wurde zum Zwecke einer 
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tudienreiſe für die Donauregulierungs-Commi . f 
= ſe f | 3 3 ion ein Urlaub dafs Herr Karl Preyſing, 


von vierzehn Tagen bewilligt. Ich erſuche, die Einläufe bekannt⸗ 
zugeben. 


2. Schriftführer Gem.⸗Rath Zagorski: Von Seite der k. k. 
Bergdirection in Pribram iſt folgende Zuſchrift anhergelangt 
(liest): 

Euer Hochwohlgeboren! 

Im Beſitze der hochgeſchätzten Zuſchrift vom 4. d. Mts., Z. 3248, beehrt 
ſich die ergebenſt gefertigte k. k. Bergdirection, den Empfang des von Euer 
Hochwohlgeboren dem hochlöblichen Gemeinderathe der Reichshaupt⸗ und Reſi⸗ 
denzſtadt Wien beantragten und von Hochdemſelben in der am 3. d. Mts. ſtatt⸗ 
gehabten Plenarſitzung einftimmig bewilligten, den Hinterbliebenen der bei der 
entſetzlichen Grubenkataſtrophe in Pribram verunglückten Bergleute gewidmeten 
Betrages von 5000 fl. zu beſtätigen und für dieſe munificente hochherzige 
Spende Euer Hochwohlgeboren und dem hochlöblichen Gemeinderathe den tief- 
innigſten und herzlichſten Dank im Namen der zu Betheilenden auszuſprechen. 

Der hochlöbliche Wiener Gemeinderath genießt in ſeinen außerordentlich 
hervorragenden Leiſtungen an Unterſtützungen Hilfsbedürftiger einen wohlver⸗ 
dienten Weltruf und hat dieſen edlen Ruf anlässlich des in Rede ſtehenden 
furchtbaren Grubenunglücks neuerdings auf das glänzendſte bewährt. 

Die k. k. Bergdirection erlaubt ſich ſchließlich, die Bitte anzufügen, dieſe 
ehrerbietigſte Dankſagung dem hochlöblichen Wiener Gemeinderathe in geeigneter 
Weiſe bekanntgeben und den Ausdruck tiefſter Hochachtung genehmigen zu wollen. 


Bürgermeiſter: Zur Kenntnis. 


Seite des Herrn Bürgermeiſters von Brünn iſt folgende Zuſchrift 
anher gelangt (liest): 
Euer Hochwohlgeboren! 

Der ergebenſt gefertigte Feſtausſchuſs beehrt ſich mit Gegenwärtigem, Euer 
Hochwohlgeboren die geziemende Mittheilung von der Abhaltung des IV. öſter⸗ 
reichiſchen Bundesſchießens in Brünn — in den Tagen vom 26. Juni bis 
5. Juli d. J. — mit der höflichſten Bitte zu machen, auch die hochverehrliche 
Gemeindevertretung der Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien von dieſem 
patriotiſchen Feſte, das Feſttheilnehmer aus ganz Oſterreich unter das Banner 
des angeſtammten Herrſcherhauſes führen wird, in Kenntnis ſetzen zu wollen. 
Sloeine kaiſerliche und königliche apoſtoliſche Majeſtät, 
Protector des öſterreichiſchen Schützenbundes, hatte die Gnade, eine Einladung 


der Allerhöchſte 
Trinkwaſſers in die Häuſer dieſer Bezirke eheſtens durchgeführt werde, dafs 
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zu dieſem Feſte huldreichſt anzunehmen und Höchſtſein Erſcheinen in beſtimmte 
Ausſicht zu ſtellen. 

Der ergebenſt gefertigte Feſtausſchuſs erlaubt ſich, Euer Hochwohlgeboren 
zu dieſem echt öſterreichiſchen Feſte höflichſt einzuladen und bittet, auch der hod)= 
verehrlichen Gemeindevertretung der Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien dieſe 
ergebene Einladung gütigſt übermitteln zu wollen. 

(Folgen die Unterſchriften.) 

Bürgermeifter: Zur Kenntnis. 

4. Schriftführer Gem.-Nath Zagörski: Von Seite des 
Wiener Männergeſangvereines iſt folgende Zuſchrift anher gelangt 
(liest): 

Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 

Der Central-Ausſchuſs zum Empfange der „Berliner Liedertafel“ in Wien 
beehrt ſich, Ihnen, hochgeehrter Herr Bürgermeiſter, die Mittheilung zu machen, 
daſs von dem zum Zwecke des feſtlichen Empfanges unſerer Berliner Gäſte 
geſammelten Betrage die Summe von 360 fl. ö. W. übrig blieb und in der 
Schluſsſitzung dieſes Ausſchuſſes der Beſchluſs gefaſst wurde, obigen Betrag 
zu gleichen Theilen denjenigen Inſtituten, für welche die Berliner Liedertafel 
hier wirkte, zuzuwenden. 

In Ausführung dieſes Beſchluſſes beehren wir uns nun, Ihnen, hoch⸗ 
geehrter Herr Bürgermeiſter, den Betrag von 120 fl. ö. W. inliegend zu über⸗ 
ſenden und bitten Sie, denſelben für die Armen Wiens gütigſt verwenden zu 
wollen. 

Gleichzeitig beehrt fi das gefertigte Comité, ſowohl Ihnen, hochgeehrter 
Herr Bürgermeiſter, als auch dem löblichen Gemeinderathe der Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien für die zuvorkommendſte und liebenswürdige Bereit⸗ 
willigkeit, mit welcher Sie die Intentionen des Comités förderten, herzlichſten 
und verbindlichſten Dank zu ſagen. 

Indem wir Sie bitten, beim löblichen Gemeinderathe der Dolmetſch 
unſerer Dankesäußerung ſein zu wollen, zeichnen mit dem Ausdrucke der vollſten 
Hochachtung 

für den Central⸗Ausſchuſs zum Empfange der „Berliner Liedertafel“: 
(folgen die Unterſchriften). 

Nürgermeiſter: Der Gemeinderath ſpricht den Dank aus. 

5. Schriftführer Gem.-⸗Nath Zagörski: Von Seite des Herrn 
Alois Bruſati, Obmann des Armeninſtitutes im XIV. Bezirk, 
Rudolfsheim, wird folgende Zuſchrift übermittelt (liest): 

Hochlöbliches Gemeinderaths-Präſidium! 

Der ergebenſt Gefertigte beehrt ſich, zur geneigten Kenntnis zu bringen, 
Realitätenbeſitzer, Schönbrunnerſtraße 72, ihm zur 
Handbetheilung für unterſtützungsbedürftige Arme des XIV. Bezirkes den 
Betrag von 100 fl. übergeben hat. 

Mürgermeiſler: Wird dankend zur Kenntnis ge 
nommen. 

6. Schriftführer Gem.⸗Rath Zagörski: Von Seite der Haus⸗ 
beſitzer im XII. Bezirke iſt durch Herrn Gem. Rath Schneider— 
han folgende Petition überreicht worden (liest): 

Löblicher Gemeinderath 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien! 

Seit dem Monate December 1891 tragen die der k. k. Haupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien neueinverleibten Gemeindebezirke alle Laſten in demſelben 
Ausmaße wie die alten Bezirke, ohne aber die gleichen Vortheile zu genießen. 
Insbeſonders iſt es der Mangel an geſundem Trinkwaſſer, welchen die früheren 
Vororte zu beklagen Urſache haben. 

Es iſt überflüſſig zu erwähnen, weil hinlänglich bekannt, mit welchen 
Schwierigkeiten es in den früheren Vorortegemeinden verbunden iſt, ſich mit 
dem nöthigſten Trinkwaſſer im dürftigſten Ausmaße aus den Auslaufbrunnen, 
wo ſolche überhaupt vorhanden ſind, zu verſorgen, während in den alten 
Gemeindebezirken das koſtbare Hochquellenwaſſer vielfach. zu Nutzzwecken in 
Verwendung kommt, wie Betreibung von Aufzügen, „Bädern, Beſpritzung von 
Straßen und Gärten, zu Induſtriezwecken u. dgl. Überflüſſig iſt es weiters 
zu erwähnen der ſanitären Nachtheile, welche der Mangel an gutem Trink⸗ 


waſſer nicht nur für die neuen Bezirke, ſondern des fortwährenden gegenſeitigen 


3. Schriftführer Gem.-Nath Zagörski (fortfahrend): Von | 


Verkehrs wegen, für die ganze Großſtadt im Gefolge haben. Wer ſollte es 
unter den gegebenen Verhältniſſen nicht begreiflich finden, daßs ftatt geſundem 
Trinkwaſſers nur allzuhäufig durch Hauscanäle und Senkgruben verunreinigtes 
Brunnenwaſſer genoſſen wird? Die Folgen hievon ſind Epidemien, die nicht 
Stand halten an den früheren Grenzen der Stadt Wien, ſondern die eindringen 
in alle Bezirke der Hauptſtadt. | 

In Anerkennung dieſer Gründe hat die Plenarverſammlung des Vereines 
der Hausbeſitzer im XII. Bezirke von Wien am 20. Mai 1892 folgende Petition 
nahezu einſtimmig beſchloſſen und mit deren Einbringung die Vereinsleitung 
beauftragt: 

„Der löbliche Gemeinderath der k. k. Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
wird auf das dringendſte gebeten, ohne Verzug und mit allen Mitteln dahin 
zu wirken, daſs die nen einverleibten Bezirke eheſtens mit geſundem Trink⸗ 


* 


waſſer in ausreichendem Maße verſehen werden, dafs die Einleitung ſolchen 
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aber, ſollte eine ſolche Einleitung nicht ſofort möglich fein, bis dahin in den 
neuen Bezirken die Zahl der Auslaufbrunnen vermehrt, beziehungsweiſe in 
jenen Bezirkstheilen, in welchen ſolche nicht beſtehen, Auslaufbrunnen errichtet 
werden. 

Die Plenarverſammlung des Vereines der Hausbeſitzer im XII. Bezirke 
von Wien hält ſich nicht berufen, vorzuſchlagen oder ein Urtheil abzugeben, in 
welcher Weiſe der angeſtrebte Zweck erreicht werden ſoll, ſondern überläſst es 
der weiſen Entſchließung des löblichen Gemeinderathes und der Beurtheilung 
berufener Fachleute, welches der beſtehenden, auf die Erhöhung der Quantität 
des zuzuführenden Trink- und Nutzwaſſers abzielenden Projecte in Erwägung 
gezogen und ausgeführt werden ſoll, erklärt ſich aber entſchieden dagegen, dass 
mit der Zuleitung des nöthigen Trinkwaſſers in die neuen Gemeindebezirke bis 
zur Ausführung eines der in Betracht kommenden Projecte, insbeſonders einer 
Nutzwaſſerleitung zugewartet werde. „ 

Dieſelbe Plenarverſammlung iſt vielmehr der vollſten Überzeugung, dajs 
es möglich ſein werde, den billigen Forderungen der neuen Gemeindebezirke 
gerecht zu werden, wenn die Mittel gefunden und angewendet werden, Er- 
ſparungen im Verbrauche des Hochquellenwaſſers in den alten Bezirken von 
Wien durchzuführen.“ 

Indem die ergebenſt gefertigte Vereinsleitung hiemit den erhaltenen Auf⸗ 
trag in Ausführung bringt, gibt ſie ſich der Erwartung hin, dajs der löbliche 
Gemeinderath, insbeſondere deſſen Mitglieder aus den neuen Bezirken eine 
dauernde Steigerung der Belaſtung der Hausbeſitzer der Geſammtgemeinde durch 
die Ausführung eines koſtſpieligen und irrationalen Projectes hintanzuhalten 


wiſſen werden. 
(Folgen die Unterſchriften.) 

Vürgermeiſter: Dient zur Kenntnis. 

Schriftführer Gem.-Nath Zagorski (liest): 

7. Interpellation des Gem.⸗Nathes Schuh: 

Bereits im vorigen Jahre, und zwar am 2. Juni, habe ich im geſund⸗ 
heitlichen Intereſſe der Geſammtbevölkerung unſerer Stadt den motivierten 
Antrag auf Durchführung der Straßenreinigung zur Nachtzeit 
für ſämmtliche Bezirke Wiens eingebracht. 

Dieſer mein Antrag wurde damals dem Stadtrathe behufs Vorberathung 
und Berichterſtattung zugewieſen und harrt heute noch ſeiner Erledigung. 
Beſagte, von mir für ſämmtliche Bezirke Wiens beantragte nächtliche Reini⸗ 
gungsart wurde früheren Anträgen gemäß probeweiſe bereits im Jahre 1890 
in den Hauptverkehrsſtraßen des VII. und IX. Wiener Gemeindebezirkes, und 
zwar im VII. Wiener Gemeindebezirke Neubau auf der Mariahilferſtraße 
manuell durch Straßenkehrer, im IX. Wiener Gemeindebezirk Alſergrund in der 


und Alſerſtraße ſowie der Univerſitätsſtraße durchgeführt, und fand ſpeciell die 
im IX. Bezirke gehandhabte maſchinelle Art vermittelſt drei von der Commune 
angeſchafften vierräderigen zweiſpännigen Kehrmaſchinen, welche ſich beſtens 
bewährten und von 
wurden in der Zeit vom 1. Mai bis Ende November des Jahres 1891 unter 
Einbeziehung der Alſerbachſtraße und des Althanplatzes in dieſer Reinigungs- 
art ſeine Fortſetzung. 

In dieſem Jahre jedoch wird bisnun die Reinigung vorerwähnter Haupt⸗ 
verkehrsadern wie aller übrigen Gaſſen des IX. Bezirkes manuell durch eine 
ungenügende Zahl von Straßenkehrern und bei Tage unter großer Staub⸗ 
entwicklung, alſo in einer, die! beſonders in den Morgenſtunden in großer 
Zahl verkehrenden Paſſanten arg beläſtigenden und überdies mangelhaften Art 
und Weiſe vorgenommen, trotzdem für die Inſtandſetzung der drei Kehr⸗ 
maſchinen behufs Wiederaufnahme nächtlicher Kehrung im heurigen Jahre ein 
Betrag von 650 fl. bewilligt wurde, dieſelben bereits hergerichtet ſind und 
ihrer Ingebrauchnahme harren. 

Nach Vorausgeführtem erlaube ich mir die ergebene Aufrage: 

Ob hochgeehrter Herr Bürgermeiſter nicht geneigt 
wären, ſchleunigſt zu veranlaſſen, daſs ſpeciell im 
IX. Wiener Gemeindebezirke gleich den Vorjahren die 
nächtliche Straßenreinigung vermittelſt der drei Kehr— 
maſchinen ſofort begonnen werde, und weiters die 
ergebene Anfrage, wann ich die Erſtattung des Referates 
über meinen vorjährigen eingangs erwähnten Antrag 
erhoffen darf. 

Vürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, 
daſs ich die Angelegenheit betreiben werde. 

Schriftführer Gem.-Nath Zagoörski (liest): 

S. Interpellation des Gem.⸗Nathes Nüſch: 

Sehr verehrter Herr Bürgermeiſter! 

Der geehrte College Herr Dobes hat am 10. November v. J. einen 
Antrag eingebracht betreffs der Rückerſtattung des von den Beamten der ehe⸗ 
maligen Gemeinde Unter⸗Meidling geleiſteten Penſionsfondbeitrages, welchen 
der verehrte Herr Bürgermeiſter an den Stadtrath leitete. . 

In Anbetracht deſſen, dafs bisher noch kein Beſcheid erfloffen iſt und 
den ſeit 1. Jänner d. J. nach verſchiedenen Bezirken vertheilten Beamten der 
Penſionsfondbeitrag entfallen iſt, der bis zu dieſer Zeit geleiſtete Penſions⸗ 
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fondbeitrag aber nicht rückerſtattet wurde, war anzunehmen, daſs im Stadtrathe 
eine theilweiſe Berückſichtigung dieſer Beamten beſchloſſen wurde. 

In Anbetracht aber deſſen, daſs mit 1. d. M. auf einmal allen Beamten 
und Dienern, auch denen, die in anderen Bezirken ſtabiliſiert ſind, abermals 
ein dreipercentiger Abzug von ihrem Gehalte für den Penſionsfond ohne 
jegliche ſichtbare Documentierung gemacht wurde, und in Anbetracht, dass 
gedachten Beamten trotz des Beſchluſſes der ehemaligen Gemeinde Unter⸗ 


m 


Meidling, fir die Beamten die Einkommenſteuer zu tragen, diefe Einkommen⸗ 
ſteuer vom 1. Jänner d. J. den Beamten dennoch in Abzug gebracht wird, 
erlaube ich mir die ergebene Anfrage zu richten: 


1. Nach welchen Beſtimmungen die Beamten und 
Diener der ehemaligen Gemeinde Unter⸗Meidling heute 
behandelt werden? | | 

2. Aus welchem Grunde ein Abzug für den Pen: 
ſiounsfond ohne jegliche ſichtbare Documentierung am 
1. d. M. wieder gemacht worden iſt? und 

3. Ob und wann der geleiſtete Peuſionusfondbeitrag 
rückerſtattet wird? 

Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, darauf Folgendes zu 
erwidern: Nach Artikel IV des Landesgeſetzes über die Vereinigung 
der Vororte mit Wien wurden die Vorortebeamten von Seite der 
Gemeinde Wien übernommen, weil die Gemeinde Wien alle Rechte 
und Verpflichtungen der früheren Gemeinden zu übernehmen hatte. 
Nun haben im Bezirke Meidling die Beamten einen Penſionsfond 
gebildet, zu welchem dieſelben Beiträge leiſten. 

Inſolange daher die Vorortebeamten nicht in den Status der 
Gemeinde Wien aufgenommen ſind, müſſen dieſe Beiträge umfo- 
mehr geleiſtet werden, als aus dem Penſionsfonde Rechte der 
Betheiligten und ihrer Witwen und Waiſen entſtehen. Es kann 
daher dieſe Angelegenheit erſt mit der Einreihung der Vororte— 


beamten in den Status gelöst werden. 
Porzellangaſſe, Liechtenſteinſtraße, Nuſsdorferſtraße, Währingerſtraße, Spitalgaſſe 


Was den Umſtand anbelangt, dafs eine Zeitlang dieſer Beitrag 
nicht eingehoben worden iſt, ſo beruht er nur auf der Nichtvor— 
ſchreibung der betreffenden Beiträge in der ſtädtiſchen Hauptcaſſe 
und werden die rückſtändigen Beträge durch die Zugeſtehung mehr— 
monatlicher Raten hereingebracht werden. 

Betreffend die Einkommenſteuer für die Bezüge dieſer Beamten, 
iſt die Verhandlung darüber im Zuge und wird in kurzem darüber 
berichtet werden. 

Schriftführer Gem.-Nath Zagorski (liest): 

9. Antrag des Gem.-Nathes Becker und Genoſſen: 


Es wurde zur Zeit der Gründung für die Strecke der Tramway Meid- 
ling — Margarethen — Praterſtern und Margarethen, d. i. Hundsthurmerplatz— 
Döbling den Anforderungen der Bevölkerung Rechnung getragen und war die 
Communication dieſer Strecke eine in jeder Weiſe zufriedenſtellende. 

Nun iſt dies ſeit dem neuen Tarif und der neuen Fahrregelung ein 


anderes geworden; vom XII., V., IV. Bezirk verkehrt kein Wagen direct, ſon⸗ 


dern mußs umgeſtiegen werden, um zum Praterſtern zu gelangen; für den ein⸗ 
zelnen iſt dies weniger läſtig, für eine Familie mit mehreren Kindern jedoch 
ſehr unangenehm. | 

Ich erlaube mir ein Beiſpiel anzuführen. Eine Mutter mit vier Kindern, 
eines davon am Arm, hat dieſelben glücklich in Meidling im Wagen unter⸗ 
gebracht. Es ſitzen alle, die gute Mutter denkt: „Jetzt geht es luſtig dem 
Prater zu“; ſo war es ehedem, bei der jetzigen Fahrordnung — o weh! — 
die gute Mutter muſs am Kärnthnerring umſteigen, um zum Praterſtern zu 
gelangen; bei dem regen Verkehr dort hat ſie mit Aug' und Hand zu thun, 
um ihre kleine Schar dem nächſten Wagen zuzuführen. Die Wagen ſind 


meiſtens beſetzt, und ſie ſieht ſich gezwungen, mit den Ihrigen zu ſtehen, wenn 


nicht eine mitleidige Seele ſich erbarmt, und ihr, da ſie das Kind am Arm 
hat, einen Platz anbietet. Solche Fälle kommen in den verſchiedenſten Varia⸗ 
tionen vor; zudem iſt die Fahrzeit eine ſehr unregelmäßige, man mußs oft 
zehn bis fünfzehn Minuten warten; dann kommen drei Wagen auf einmal. 
Ich erlaube mir daher den Antrag zu ſtellen: 
erſucht, 


Der Herr Bürgermeiſter wird 
Tramway-Geſellſchaft dahin zu wirken, daſs 

1. die directen Fahrten Meidling — Praterſtern, oder 
Hundsthurm — Praterſtern, fo wie dies früher der Fall 
war, wieder eingeführt werden, 
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2. dal auch die frühere regelmäßige Fahrzeit ein- 
gehalten wird. 

Bürgermeifler: An den Stadtrath. 

10. Antrag des Gem.-Rathes Nückauf und Genoſſen: 

Mit Rückſicht darauf, dafs in der Nähe von vielen Fiaker- und Ein- 
ſpänner⸗Standplätzen, jo insbeſonders in der Akademie-, Künſtler- und Canova⸗ 
gaſſe keine Auslaufbrunnen ſich befinden, die dringende Nothwendigkeit hiefür 
jedoch ſowohl vom ſanitären Standpunkte aus als auch zum Zwecke des 
Tränkens der Pferde unbedingt vorliegt, und dies umſomehr, als aus den 
benachbarten Häuſern jede Waſſerabgabe verweigert wird, — erlaubt man ſich, 
den dringenden Antrag zu ſtellen: 


Der löbliche Gemeinderath wolle die Errichtung 
von Auslaufbrunnen in der Nähe von ſolchen Fuhr— 
werksſtandplätzen, beſonders im J. Bezirk, bewilligen, 
— woſelbſt für die Waſſerbeſchaffung in anderer Weiſe 
nicht vorgeſorgt iſt. 

Bürgermeifter: An den Stadtrath. 

11. Referent Gem.⸗Rath J. Müller: Ich habe die Ehre, 
zu referieren zu Beilage 84. Es handelt ſich hier um die Be— 
ſtimmung einer Baulinie, und zwar im Bezirke Hernals in der 
Kirchengaſſe, welche zwiſchen dem Elterleinplatz und der Ottakringer⸗ 
ſtraße verläuft. In dieſer Straße iſt die Kirche gelegen. Von der 
Kirche aufwärts iſt die Straße in einer Breite von 11˙38 m und 
von der Kirche abwärts bis zum Elterleinplatz ebenfalls in einer 
Breite von 11˙38 m durchgeführt. Es iſt das die miniſteriell ge— 
nehmigte Baulinie und ſind in dieſer Straße, insbeſondere in der 
oberen Strecke von der Kirche aufwärts nahezu ſämmtliche Häuſer 
in letzter Zeit erbaut worden, daher die Nothwendigkeit, eine 
Anderung der Baulinie eintreten zu laſſen, nicht beſteht, und es 
wird auch in dieſer Strecke vom Stadtrathe keine Anderung der 
Baulinie vorgeſchlagen, ſondern es wird beſtimmt, dass in dieſer 
Strecke die Linie, wie ſie jetzt beſteht, beiderſeits in einer Breite 
von 11˙38 m zu gelten hat. Bezüglich der unteren Strecke — 
Elterleinplatz bis zur Kirche — iſt es jedoch nothwendig, infolge 
der Adaptierungsarbeiten, welche jetzt in der Kirche vorgenommen 
werden, eine Verbreiterung der Straße vorzunehmen, umſomehr, 
als die untere Kirchengaſſe vom Elterleinplatz gegen Währing die 
Breite von 15°17 m beſitzt, und es wird vom Stadtrathe vorge— 
ſchlagen, die Verbreiterung in dieſer Strecke vom Elterleinplatz bis 
zur Kirche mit 1517 m feſtzuhalten, fo daſs die Häuſer Nr. 27 
und 29 in die mit Strichpunkten im Plan gezogenen Linien zu 
ſtehen kommen. Ich erſuche Sie, dem Antrage des Stadtrathes 
Ihre Zuſtimmung zu geben. Derſelbe lautet (liest): 

Es werde für die Hernalſer Kirchengaſſe in der 
Strecke von der Hauptſtraße bis zur Ottakringerſtraße 
auf der Seite der Häuſer mit den geraden Nummern 
die beſtehende Straßenflucht als Baulinie beibehalten, 
die Straßenbreite von der Ottakringerſtraße bis zum 
Kirchenplatze mit 11-38 m belaſſen, wodurch ſich die 
Baulinie für die gegenüberliegende Häuſerreihe ergibt, 
und nur für die Strecke vom Kirchenplatze bis zur 
Hernalſer Hauptſtraße die Straßenbreite auf 15-17 m 
vergrößert, ſo daſs für die Häuſer Or.-Nr. 27 und 29 
ſich die im Plane ſtrichpunktierte Linie als Baulinie 
beſtimmt. 

HGSem.-Nath Eigner: Meine Herren! Ich möchte Sie nur 
mit einigen Worten erſuchen, dem Antrage des Herrn Referenten 
zuzuſtimmen. Wie Sie nämlich gehört haben, ſind beiderſeits neue 
Häuſer aufgeſührt worden; an der unteren Seite ſind ein Drittel 
neue Häuſer. Es wäre daher nicht gut, wenn man eine andere 
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Baulinie annehmen würde. Das andere Stück bitte ich auch anzu⸗ 
nehmen. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke übernimmt den 
Vorſitz.) 

Gem.-Nath Jedliéka: Wenn wir ſchon hier bei der Baulinien⸗ 
beſtimmung in der Kirchengaſſe ſind, wäre es doch beſſer geweſen, wir 
hätten gleich die ganze Baulinie für die Zukunft feſtgeſetzt. Dieſe Linie 
iſt unten der Frequenz des dortigen Platzes entſprechend breit, beim 
Ausgang gegen die Ottakringerſtraße aber iſt ſie ſehr ſchmal. Es 
wäre alſo gut geweſen, wenn wir die ganze Kirchengaſſe in einer 
Linie beſtimmt und gegen die Ottakringerſtraße erweitert hätten. 

Referent: Vielleicht befindet ſich der Herr Vorredner in 
einem Irrthum. Die Straße iſt durchaus in einer Breite von 


11:88 m von der Hauptſtraße bis zur Ottakringerſtraße durch- 


geführt. In dem Plane erſcheint zwar eine Verſchmälerung, das iſt 
aber bloß infolge der Copiatur geſchehen. Es ſoll eine Baulinie 
von 11˙88 m in der ganzen Kirchengaſſe beſtehen bleiben. 

Gem.⸗Nath Grünbeck: Ich möchte nur bitten, dem Antrage 
des Herrn Referenten zuzuſtimmen und nicht auf die Anregung 
des Herrn Collegen Jedliò&ka einzugehen. Es dürfte wahr— 
ſcheinlich nur ein Verſehen in dem Plane vorliegen. Auf beiden 
Seiten ſtehen neue Häuſer; es iſt alſo gar nicht vorauszuſetzen, 
dass die Linie nicht richtig ſei. 

Gem.⸗Nath Eigner: Ich möchte nur den Plan ein biſschen 
ins Auge faſſen. Der Herr College Jedliôka dürfte nur dadurch 
irregeführt worden ſein, weil es auf dem Plane ſo ausſieht, als 
wenn beim Ausgange in die Ottakringerſtraße eine Verengerung 
ſtattfinde. Der Plan iſt eben nicht richtig gezeichnet; dadurch wird 
die Situation unklar. Ich mus wieder mein Bedauern darüber 
ausſprechen, daſs die Pläne fo fehlerhaft find, dass die Herren, 
welche die Gegend nicht kennen, bei Beſtimmung von Baulinien 
irregeführt werden. Ich bitte, dieſe Pläne genau zu machen. (Wider⸗ 
ſpruch rechts.) 

Referent: Ich habe nur bezüglich der Pläne etwas zu be⸗ 
merken. Das ſind Autographien, welche auf feines Papier gezeichnet 
werden. Durch eine kleine Verſchiebung iſt es möglich, dafs eine 
ſolche Unrichtigkeit entſteht. Das iſt kein Verſehen, ſondern es liegt 
in der Natur der Copiatur ſelbſt. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Vorſchlie: Ich erſuche jene Herren, 
welche dem Antrage des Herrn Referenten zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es werde für die Hernalſer Kirchengaſſe in der 
Strecke von der Hauptſtraße bis zur Ottakringerſtraße 
auf der Seite der Häuſer mit den geraden Nummern 
die beſtehende Straßenflucht als Baulinie beibehalten, 
die Straßenbreite von der Ottakringerſtraße bis zum 
Kirchenplatze mit 11-38 m belaſſen, wodurch ſich die 
Baulinie für die gegenüberliegende Häuſerreihe ergibt, 
und nur für die Strecke vom Kirchenplatze bis zur 
Hernalſer Hauptſtraße die Straßenbreite auf 15:17 m 
vergrößert, ſo daſs für die Häuſer Or.-Nr. 27 und 29 
ſich die im Plane ſtrichpunktierte Linie als Baulinie 
beſtimmt. 
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Vice-Nürgermeiſter Dr. Vorſchſte: Ich erſuche den Herrn 


Gem.-Rath Kreindl, zu referieren. (Gem.⸗Rath Kreindl tritt 


an den Referententiſch.) 

12. Referent Gem.⸗Nath Kreindl: Z. 2340. Subventions⸗ 
anſuchen des Wohlthätigkeitsvereines „Humanitas“ in Hernals. 
Dieſer patriotiſche Hilfsverein, welcher den Zweck verfolgt, arme 
Waiſenkinder zu bekleiden, hat im Jahre 1890 420 Kinder mit 
warmen Winterkleidern und Schuhen verſehen, daher in beſter 
Weiſe ſeine menſchenfreundliche Abſicht bethätigt. 

Der Magiſtrat beantragt und der Bezirksvorſteher befürwortet 
warm, dem Vereine eine Subvention von 30 fl. pro 1892 zu 
bewilligen, welchem Antrage ſich der Stadtrath anſchließt. Ich bitte 
um Ihre Genehmigung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Borfdke: 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem patriotiſchen 
Wohlthätigkeitsvereine „Humanitas“ in Hernals eine 
Subvention von 30 fl. pro 1892 zu bewilligen. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Borfhke: Ich erſuche den Herrn 
Gem.⸗Rath Meißl, zu referieren. (Gem.-Rath Meißl tritt an 
den Referententiſch.) 

13. Referent Gem.-Rath Meißl: Der Brigittenauer 
Kindergarten⸗Verein bittet um eine Subvention. Er hat ſchon ſeit 
einer Reihe von Jahren eine Subvention im Betrage von 500 fl. 
erhalten. 

Die Subvention wird vom Bezirksſchulrathe, vom Bezirks- 
ſchulinſpector und der Bezirksvertretung wärmſtens befürwortet. 

Für die Brigittenau, wo die Bevölkerung größtentheils arm 
iſt, iſt ein ſolcher Verein eine wahre Wohlthat, weil er den armen 
Kindern ein Aſyl während der Zeit bietet, als ihre Eltern in der 
Arbeit ſind. Ich erſuche Sie daher, den Antrag des Stadtrathes 
anzunehmen und dem Vereine eine Subvention von 500 fl. pro 1892 
zu geben. 

Cem.-Rath Frauenberger: Ich erlaube mir an den Herrn 
Referenten die Anfrage, mit welchem Betrage dieſer Verein bisher 
unterſtützt wurde. 

Referent: Immer mit demſelben Betrage. 

Vice⸗Vürgermeiſter Dr. Vorſchle: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, bitte ich diejenigen 
Herren, welche mit dem Referenten-Antrage einverftanden find, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Brigittenauer 
Kindergarten-Vereine eine Subvention von 500 fl. 
pro 1892 zu bewilligen. 


14. Referent Gem. -Nath Matzenauer: Ich habe die 
Ehre, zu referieren über das Anſuchen des Comités zur Errichtung 
eines Denkmales in der Stephanskirche zur Erinnerung an das 
Jahr 1683. Den Herren wird bekannt ſein, daſs das Denkmal 
unter dem hohen Thurme von St. Stephan errichtet, vom Bildhauer 
Helmer ausgeführt und ein bedeutendes Kunſtdenkmal werden 
wird, von ungefähr gleicher künſtleriſcher Bedeutung wie das 
Chriſtinen⸗Denkmal in der Auguſtinerkirche. Das Denkmal wird 
auf nahezu 100.000 fl. zu ſtehen kommen. Der Gemeinderath hat 
bereits durch ſechs Jahre jährlich 1000 fl. für dieſes Denkmal 
votiert. Die Geldmittel des Comités ſind nicht reichlich genug, 
um die ganze Ausgabe decken zu können. Es fehlen noch eirca 


Keine Einwendung? 
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20.000 fl. Über Erſuchen des Comités wird nun vom Magiſtrate 
beantragt, der Gemeinderath möge neuerlich einen Beitrag von 
3000 fl. jährlich, auf drei Jahre, zuſammen alſo 9000 fl., 
für dieſes Denkmal widmen. Nachdem bereits 6000 fl. gegeben 
worden ſind, ſtellt ſich der geſammte Beitrag des Gemeinderathes 
auf 15.000 fl., welcher Betrag gegenüber der Geſammtausgabe 
von nahezu 100.000 fl. für ein Denkmal, welches eine weſentliche 
Zierde Wiens fein wird, als entſprechend bezeichnet werden mußs. 
Der Stadtrath hat ſich nun dem Antrage des Magiſtrates ange- 
ſchloſſen und beantragt Ihnen, dem Comité auf drei Jahre je 
3000 fl. jährlich zu geben; der Betrag für das Jahr 1892 iſt 
aus dem Reſervefond zu entnehmen, während die Beträge für die 
nächſten zwei Jahre in die betreffenden Budgets einzuſtellen ſind. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchle: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich jene Herren, 
welche mit dem geſtellten Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchicht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Comité zur 
Errichtung eines Erinnerungs-Denkmales an das 
Jahr 1683 im St. Stephansdome auf drei Jahre 
je eine Subvention von 3000 fl. zu bewilligen. Die 
Bedeckung dieſer Auslage hat pro 1892 durch Ver— 
weiſung auf den Reſervefond, pro 1893 und 1894 
durch Einſtellung in die betreffenden Budgets zu 
erfolgen. 


15. Referent Gem.-Rath Dr. Vogler (ad Nr. 71): 
Der Gemeinderath hat am 15. März l. J. über die von Seite 
des Handelsminiſteriums gegebene Anregung, daſss die Gemeinde 
Wien in einigen Theilſtrecken des Linienwalles ſofort die Demolierung 
desſelben in Angriff nehme und durchführe, ohne das Reſultat der 
obſchwebenden Verhandlungen wegen überlaſſung der Linienwall⸗ 
gründe abzuwarten, folgende Beſchlüſſe gefaist : 

1. Die Gemeinde Wien übernimmt die Planierungsarbeiten 
an den Linienwallſtrecken zwiſchen der Lerchenfelder- und Breiten: 
felderſtraße, dann von der Landes-Irrenanſtalt bis zur Währinger- 
linie gegen dem, dafs ihr die Auslagen für jene Arbeiten, welche 
unmittelbar dem Baue der künftigen Stadbahn dienlich ſind, aus 
dem Anlagecapitale dieſer Bahn erſetzt werden, wobei es ſelbſt— 
verſtändlich iſt, daſs, ſoweit die Stadtbahn im Sprengel der 
Gürtelſtraße läuft, nur jene Aufwendungen zu erſetzen kämen, 
welche nicht ohnehin für die Gürtelſtraße auch dann gemacht 
werden müſsten, wenn die Stadtbahn nicht im Zuge derſelben 
erbaut werden würde. 

2. Wenn die bei dem h. k. k. Finanzminiſterium in Ver⸗ 
handlung ſtehende Bitte der Gemeinde Wien wegen überlaſſung 
der Linienwälle im Laufe des Jahres 1892 zu einer Vereinbarung 
mit der Gemeinde Wien führt, kraft deren die derzeit im bücher— 
lichen Eigenthume des Staates befindlichen Linienwallgründe in 
das Eigenthum der Gemeinde Wien übergehen, ſo ſoll die Ge— 
meinde Wien keinerlei Anſpruch an den Staat auf den Erſatz für 
die Planierungsarbeiten zu ſtellen haben, welche fie an jenen 
Gründen des Linienwalles in der obigen Strecke vornimmt, 2 
entweder in die künftige Straße fallen oder Baugründe ſind. 

3. Wenn aber die bei dem h. k. k. Fine e 
ſchwebenden Verhandlungen zu der im Punkte 2 erwähnten 
Vereinbarung im Laufe des Jahres 1892 nicht, führen ſollten, 
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fo hat die Staatsverwaltung der Gemeinde Wien auch jene Koſten 
der Plauierungsarbeiten in der erwähnten Strecke des Linienwalles 
zu erſetzen, welche an den in den künftigen Straßen und in den 
Gürtelſpiegel außerhalb des Stadtbahnplanums fallenden Gründen 
oder an Baugründen ausgeführt werden. 

4. Die Gemeinde Wien nimmt auch bezüglich der in Rede 
ſtehenden Linienwallſtrecken diejenigen Cautelen an, welche von 
Seite des h. k. k. Finanzminiſteriums bei Bewilligung der neuen 
Durchbrüche des Linienwalles gefordert wurden. 

Hierüber iſt nun eine Note der Statthalterei eingelangt, 
welche die Anſicht des Miniſteriums in dieſer Angelegenheit mit— 
theilt. Ich glaube mich für verpflichtet halten zu ſollen, dieſe 
Note vollinhaltlich vorzuleſen. Dieſelbe lautet (liest): 

3. 26324. N 

Mit Beziehung auf den Bericht vom 11. März 1892, Z. 1201, in An⸗ 
gelegenheit der Arbeiten an Beſeitigung des Linieuwalles wird Euer Hochwohl— 
geboren eröffnet, daßs der Herr Finanzminiſter ſeinerzeit über Auregung des 
Herrn Handelsminiſters erklärt hat, dafs ſeinerzeit gegen die Juangriffnahme 
der Planierungsarbeiten auf diejenigen Linienwallſtrecken, über welche die 
künftige Stadtbahn zu führen fein wird, kein Anftand erhoben werde, und daſs 
er bereit ſei, der Gemeinde Wien die Vornahme dieſer Arbeiten unter den 
Cautelen zu geſtatten, welche bei Bewilligung der neuen Linienwalldurchbrüche 
laut des Finanz⸗Miniſterial⸗Erlaſſes vom 1. Jänner 1892, Z. 47334 ex 1891 
an die k. k. Dicafterialgebäude-Direction in Wien gefordert werden müſſen. 


Als ſolche Linienwallſtrecken haben ſich infolge der gepflogenen Erhebungen 


die Strecken zwiſchen der Lerchenfelder- und der Breitenfelderſtraße, dann 
zwiſchen der Landes⸗Irrenanſtalt und der Währingerlinie ergeben. Durch die 
oberwähnte Erklärung erſcheint im weſentlichen der Umfang gekennzeichnet, in 
welchem die betreffenden Arbeiten derzeit vorzunehmen ſein werden. Es würde 
nämlich die Planierung der bezeichneten Linieuwallſtrecken zunächſt nur inſoweit 
in Ausſicht genommen, als es die künftige Anlage der Stadtbahn bedingt oder 
zweckmäßig erſcheinen läſst. Es iſt ferner klar, dajs die betreffenden Arbeiten in 
ſtetem Einvernehmen mit der General-Inſpection der öſterreichiſchen Eiſen— 
bahnen und der Dicaſterialgebäude-Direction, in deren Verwaltung die Linien— 
wallgründe ſtehen, vorzunehmen, und daßs insbeſondere die Arbeitspläue im 
Detail unter Zuziehung von Vertretern dieſer beiden Behörden feſtzuſtellen ſein 
werden. 

Was nun die Erklärung aubelangt, welche der Gemeinderath der Stadt 
Wien in feiner Sitzung vom 11. März l. J. in Betreff der Bedingungen be⸗ 
ſchloſſen hat, unter denen die Gemeinde die bezeichneten Planierungsarbeiten 
zu übernehmen bereit wäre, ſo hat der Herr Finanzminiſter gegen die Punkte! 
und 4 dieſer Erklärung nichts zu erinnern. 

Dagegen iſt der Herr Finanzminiſter nicht in der Lage, ſich jenem Stand⸗ 
punkte anzuſchließen, welcher in den Punkten 2 und 3 dieſer Erklärung zum 
Ausdruck gelangt, und zwar aus dem Grunde, weil es vollſtändig ausge⸗ 
ſchloſſen erſcheint, dafs die Regierung ein Reſultat, welches von dem Zuſtande⸗ 
kommen eines Geſetzes abhängig iſt, und zugleich auch noch die Friſt, innerhalb 
welcher ein ſolches Reſultat erreicht werden ſoll, zur Bedingung für das Ent⸗ 
ſtehen oder Nichtentſtehen von Verpflichtungen des Staates vertragsmäßig macht. 
Die Regierung kann von ihrem Standpunkte allenfalls ihren Einfluſs dahin 
geltend machen, dafs ein Geſetz überhaupt und fo ſchuell als möglich zuſtande 
komme, ſie kann aber nimmermehr, für den Fall als dieſer Erfolg nicht zu 
erreichen wäre, vertragsmäßige Verpflichtungen auf ſich nehmen. 

Der Herr Finanzminiſter hat daher zu den in Punkt 2 und 3 der er⸗ 
wähnten Erklärung berührten Fragen nur ſoviel bemerkt, daſs für den Fall, 
als das Eigenthum der Linienwallgründe nicht an die Gemeinde Wien über⸗ 
gehen ſollte, es keineswegs in feiner Abſicht liegen kann, ſolche Erſatzanſprüche, 
welche für dieſen Fall durch die Ausführung der bezeichueten Arbeiten der Ge⸗ 
meinde Wien nach den beſtehenden Geſetzen eventuell erwachſen würden, von 
vorneherein auszuſchließen. 

Ebenſo iſt der Herr Finanzminiſter bereit zu erklären, daſs in dem eben 
erwähnten Falle die Regierung bei einer eventuellen Auseinanderſetzung über 
dieſe Fragen ſich von Erwägungen der Billigkeit leiten laſſen wird; zu weiteren 
dieſe Frage betreffenden Erklärungen aber kann ſich der Herr Miniſter von 
feinem Standpunkte aus nicht veranlasst ſehen. Mit Rückſicht hierauf könnten 
daher in das einen rechtsverbindlichen Charakter an ſich tragende Protokoll, 
welches vor dem Beginne der erwähnten Planierungsarbeiten unter Mitwirkung 
der niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur wie auch der Dicafterialgebäude- 
Direction aufzunehmen ſein wird, andere Beſtimmungen als ſolche, die den 
Punkten 1 und 4 der Erklärung des Gemeinderathes entſprechen, nicht aufge⸗ 
nommen werden. ö 

Ich lade ſonach Euer Hochwohlgeboren ein, mir eheſtens über die nunmehr 
von der Gemeinde eingenommene Stellung, beziehungsweiſe hinſichtlich einer 
Umgangnahme von den erwähnten Punkten 2 und 3 die Erklärung der Ge⸗ 
meinde zu berichten. 

Wien, 29. April 1892. 

Kielmansegg m. p. 

Meine Herren! Ich erlaube mir hierüber Folgendes zu 
bemerken: Wenn von Seite des hohen Finanzminiſteriums 
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bemerkt wird, daſs der Gemeinderath ſich einfach begnügen ſolle 
mit der Erklärung des Finanzminiſters — wenn in den Geſetzen 
begründete Erſatzanſprüche für den Fall als die Linienwallgründe 
der Gemeinde nicht zugeſprochen werden ſollten, an das Arar 
geſtellt werden — er dieſelben gewiſſermaßen nicht von vornherein 
ausſchließen wolle, ſondern daßſs er diesfalls ſich von Rückſichten 
der Billigkeit werde leiten laſſen, ſo glaube ich, kann die Gemeinde 
Wien ſich damit abſolut nicht begnügen. Das bürgerliche Geſetz⸗ 
buch oder andere Geſetze würden in dieſem Falle der Gemeinde 
keine genügende Handhabe bieten, um ſolche Erſatzanſprüche zu 
ſtellen. Wir haben im bürgerlichen Geſetzbuch den § 1042, welcher 
jagt, daſs, wer einen Aufwand gemacht hat, den nach den Geſetzen 
ein anderer hätte machen ſollen, Erſatz dafür beanſpruchen kaun. 

Aber damit iſt im vorliegenden Fall ſehr wenig geholfen, 


weil es ſchwer zu ſagen iſt, ob gerade der Staat verpflichtet wäre, 


die Planierungs-Arbeiten an den Linienwallgründen als Eigen— 
thümer derſelben aus eigenem vorzunehmen, nachdem ja die Linien⸗ 
wallgründe, in dem Zuſtand wie ſie ſich jetzt befinden, einfach 
belaſſen werden können und wenn ſich die Gemeinde Wien herbei— 
laſſen würde, dieſe Planarbeiten auf ihr Riſico auszuführen, ſo 
würde ſie immerhin Gefahr laufen, einen eventuellen Erſatzanſpruch 
nicht liquidiert zu bekommen. | 

Aus dieſem Grunde glaubt auch der Stadtrath, Ihnen 
empfehlen zu ſollen, daſs der Gemeinderath im weſentlichen auf 
ſeinem früheren Beſchluſs beharre, wobei noch zu bemerken iſt, 
daſs damals der Beſchluſs ſeitens des Gemeinderathes gefaſst 
worden, weil damals dieſe Arbeiten als Nothſtandsbauten in Aus⸗ 
ſicht genommen worden waren, ein Grund, der eigentlich jetzt 
entfallen iſt. 

In einem anderen Punkte aber glaubt der Stadtrath den 
Erwägungen, welche von Seite des Finanzminiſters in dieſer Note 
bekanntgegeben werden, gewiſſermaßen Rechnung tragen zu ſollen. 
Es wird nämlich in dem früher gefalsten Gemeinderaths-Beſchluſſe 
gefordert, daſs bis Ablauf des Jahres 1892 die Frage wegen 
Überlaſſung der Linienwallgründe definitiv zur Austragung komme. 

Nun wird von Seite des Finanzminiſters darauf hingewieſen, 
daſs es ſich in dem vorliegenden Falle um ein Geſetz handelt, und 
da — geſetzgebende Körperſchaften arbeiten bekanntlich nicht ſehr 
raſch — ein Termin von einigen Monaten keine Rolle ſpielt, 
erſcheint es aus dieſem Grunde zweckmäßig, den vom Gemeinderathe 
feſtgeſetzten Termin bis Ablauf des Jahres 1893 zu verlängern. 

Vollends von einem Termine abzugehen, wäre aber aus 
mehrfachen Gründen nicht möglich, weil es zweifelhaft iſt, ob 
dann die Gemeinde Wien in der Lage wäre, allfällige Erſatz⸗ 
anſprüche für Planierungsarbeiten ſtellen zu können. 

Ich empfehle Ihnen daher namens des Stadtrathes folgenden 
Antrag zur Annahme: N 

Es ſei der gedachte Gemeinderaths-Beſchluſs 


vom 11. März 1892 — wenn ich früher 15. März geſagt 


habe, ſo war das ein Irrthum — mit der Modification 
aufrecht zu halten, daſs der Zeitraum für den 
Abſchluſs der beim k. k. Finanzminiſterium ſchwebenden 
Verhandlungen wegen überlaſſung der Linienwälle an 
die Gemeinde bis Ende 1893 ausgedehnt werde, ſo 
daſs es in dem Punkte 2 und 3 dieſes Beſchluſſes 
auſtatt „im Laufe des Jahres 1892“ zu lauten hätte 
„bis zum Ablaufe des Jahres 1893“. 
4 
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Gen-Rath Frauenberger: Meine Herren! Ich bin über- 
zeugt, daſs jeder von uns hier im Gemeinderathe die Zuſchrift 
des Finanzminiſters an den Bürgermeiſter mit Bedauern zur 
Kenntnis nehmen muſs. Es zeigt hier wieder die hohe Regierung 
die Wienerfreundlichkeit, wenn es ſich darum handelt, etwas für 
die Stadt Wien zu thun. Ich laſſe es dahingeſtellt, obgleich die 
Frage offenkundig iſt, wem die Linienwallgründe gehören. Daſßs 
die Linienwallgründe eher der Gemeinde Wien gehören als jemand 
anderen, das wird jeder von uns begreifen und einſehen, aber wo 
die Macht iſt, dort hört natürlich das Recht auf. Ich gebe mich 
übrigens der ſicheren Hoffnung hin, das die hohe Regierung nicht 
wird umhin können, der Gemeinde Wien die Linienwallgründe 
zuzuſprechen. 

Was will aber die Gemeinde Wien im gegenwärtigen Stadium 
der Verhandlung? Die Gemeinde will regulieren, die Gemeinde 
will Arbeit ſchaffen, und nur für den Fall, als die Linienwall— 
gründe der Gemeinde Wien nicht zugeſprochen werden, daſs 
wenigſtens die Regierung ſo gut ſein möge, dieſe Auslagen an die 
Gemeinde Wien zurückzuerſetzen. Selbſt das wird von der hohen 
Regierung verneint. (Rufe: Es ſoll in Erwägung gezogen werden!) 
In Erwägung gezogen! Ich glaube, ſo etwas braucht man nicht 
lange in Erwägung zu ziehen, das iſt billig und gerecht! Man 
kann dieſen Zuſtand, wie er jetzt beſteht, nicht belaſſen, man kann 
ja dieſe Gruben nicht offen laſſen, und wann ſollen denn dieſe 
Arbeiten geſchehen? Die müſſen jetzt geſchehen, zur ſchönen Zeit, 
nicht im Winter, da können wir wieder nichts machen, und dann 
ſtehen wir abermals ein Jahr vor dieſen Ruinen. 

Ich mußs mein tiefſtes Bedauern ausſprechen, dass die hohe 
Regierung dem guten Willen des Gemeinderathes in einer ſolchen 
Weiſe zuwiderhandelt. Damit ſchließe ich, und ich hoffe, daſs, 
wenn wir den Antrag des Referenten annehmen, wir zum Ziele 
gelangen, und ich bitte Sie, denſelben anzunehmen. (Bravo! 
Bravo! rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Die Rede des unmittelbaren Vor— 
redners iſt deswegen intereſſant, weil ich mich erinnere, daßs er bei 
einer anderen Gelegenheit der Regierung ein begeiſtertes Loblied 
geſungen hat. (So iſt es! links.) Viele von Ihnen — nicht alle — 
hätten es ſich zu einer anderen Zeit überlegen ſollen, der Regierung 
ſolche Elogen zu machen, wie ſie es wirklich gethan haben. Man 
geht nicht ungeſtraft in die Laube; wenn man einmal gegangen 
iſt, dann wird man ſo behandelt, wie uns jetzt die Regierung 
behandelt — und mit Recht! Sie verdienen es gar nicht, anders 
behandelt zu werden, weil Sie in einer Weiſe der Regierung ent— 
gegengekommen und fie gelobhudelt haben, dafs die Regierung der 
Meinung fein mufs, ſie kann mit Ihnen machen, was ſie will. 

Es freut mich, dajs der unmittelbare Herr Vorredner zur 
Erkenntnis gekommen iſt; aber er wird auch zu der Erkenntnis 
gekommen ſein, daſs es gerade die Oppoſition des Wiener Ge— 
meinderathes war, die in dieſer Frage immer den richtigen Weg 
betreten hat, dafs wir immer der hohen Regierung die eiſerne 
Hand gezeigt haben, und dass wir uns wenigſtens an den be— 
treffenden Lobhudeleien, welche manchmal geradezu in widerlicher 
Weiſe ausgeſtreut worden ſind, nicht betheiligt haben. Was den 
vorliegenden Fall betrifft, fo ſagt die Regierung, dafs fie die 
Sache nicht ſchnell erledigen kann, weil angeblich der geſetzgebende 
Weg ein außerordentlich langſamer ſein ſoll. Meine Herren! Der 
geſetzgeberiſche Weg iſt nur daun langſam, wenn man ihn langſam 
haben will (Sehr richtig! links), und er iſt ſehr ſchnell, wenn man ihn 
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ſchnell haben will. Wenn es ſich um ein Unglück des Volkes handelt, 
wenn es ſich darum handelt, das Volk unglücklich zu machen, da 
geht es blitzſchnell. Nur wenn es ſich darum handelt, dem Volke 
irgendwelche Wohlthaten zukommen zu laſſen, daun geht es furchtbar 
langſam. Wenn der Finanzminiſter will, ſo iſt ein ſolches Geſetz 
binnen 14 Tagen von beiden Häuſern des Reichsrathes erledigt. 
Der Reichsrath tagt ja jetzt; er ſoll die Vorlage einbringen, es 
wird dadurch nicht das geringſte verſchoben, es wird vielleicht nur 
um eine Sitzung mehr abgehalten werden müſſen, vielleicht nicht 
einmal, weil ja ein ſolcher Gegenſtand ohne Debatte erledigt wird. 
Alle dieſe Gründe ſind daher nur Scheingründe, und ich bin über— 
zeugt, daſs, wenn Sie der Regierung jetzt nur das geringſte Ent— 
gegenkommen zeigen, dieſes Entgegenkommen nicht belohnt wird, 
und wenn Sie die Friſt erſtrecken, ſo bekommen Sie Ende 1893 
geradeſoviel, wie Sie Ende 1892 bekommen werden, nämlich höchſt⸗ 
wahrſcheinlich gar nichts. Das iſt meine Überzeugung. Ich bin 
daher der Meinung, daßs man dem Finanzminiſterium nicht ent— 
gegenkommen ſoll; hat man Zeit, die Goldwährung durchzu— 
peitſchen und das Volk ins Unglück zu ſtürzen (Beifall links), fo 
muſs man auch Zeit haben, dem Volke Wohlthaten zu erweiſen. 
Der Vortheil, der hier dem Volke zugute kommt, iſt viel mehr 
wert als der ganze Schwindel, der mit der Goldwährung getrieben 
wird. (Beifall links.) Ich erlaube mir daher, folgenden Antrag 
zu ſtellen: Den Gemeinderaths-Beſchluſs vom 11. März 
1892 ſeinem vollen Juhalte nach aufrecht zu erhalten. 
Will die Regierung, ſo kann ſie bis Ende 1892 ſpielend leicht 
fertig werden, weil im Jahre 1892 ſogar noch der zweite Seſſions⸗ 
abſchnitt im Herbſte oder Winter ſtattfinden wird; will ſie aber 
nicht bis Ende 1892 fertig werden, ſo wird ſie auch nicht bis 
Ende 1893 fertig werden, dann ſchläft die Sache ein, und Sie 
werden nicht einen einzigen Kreuzer von der Regierung zu Geſicht 
bekommen. Ich bitte, den Antrag anzunehmen, und ich bin über— 
zeugt, der Stadtrath wird damit auch einverſtanden ſein. (Beifall 
links.) 

Gem.-Nath Värtl: Als am 11. März d. J. der Gemeinde⸗ 
rath dieſen Beſchlußs gefafst hat, iſt er von der Intention aus— 
gegangen, der arbeitenden Bevölkerung ſchnell und raſch Arbeit zu 
ſchaffen, nicht der Commune Gutes zu thun. Drei volle Monate 
hat die Rückantwort gedauert, und jetzt ſind wir wieder dort, wo 
wir am 11. März geweſen ſind, weil die Regierung auf einige 
Punkte nicht eingeht. Wir müſſen wieder antworten, und bevor 
die Rückantwort kommt, vergehen wieder drei Monate, und ſo iſt 
der Sommer, alſo die Arbeitszeit, herum; das iſt ſehr bedauerlich. 
Im März wurde das Referat einſtimmig angenommen, und wir 
alle dachten, dass jetzt die Demolierung der Linienwälle raſch vor 
ſich gehen werde, aber heute ſtehen wir auf demſelben Standpunkt. 
Ich empfehle Ihnen den Antrag Lueger, wir gehen Schritt für 
Schritt zurück, die Regierung koumt uns nicht entgegen; bleiben 
wir alſo bei dem Beſchluſſe vom 11. März dieſes Jahres! (Bravo! 
links.) 

Gem.-Rath Grünbeck: Meine Herren! Wie wir hören, 
ſollen jetzt die unſchönen Baracken an den Linien vermietet werden; 
es wird dort ein alter Tandelmarkt errichtet; ſoll das der Stadt 
zur Verſchönerung und Zierde gereichen? Mit ſchwerem Herzen 
haben ſich die Vororte zur Einbeziehung herbeilaſſen müſſen, wir 
wollten unſeren Theil zur Verſchönerung der Stadt beitragen; auf 
dieſe Weiſe wird jedoch die Stadt nicht verſchönert und es wird 
lange dauern, bis wir eine anſtändige Großſtadt werden: Bei der 
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Verzehrungsſteuer hat das Finanzminiſterium raſch gearbeitet, und 
ich frage, wieviel es eingeheimst hat? Die Nachbeſteuerung war 
in acht Tagen fertig. Wenn es ſich darum handelt, aus dem Volke 
Geld herauszuziehen, müſſen wir ſtaunen, wie raſch gearbeitet 
wird, wenn man aber der Großſtadt, die die meiſten Steuern 
trägt, entgegenkommen ſoll, hat das Finanzminiſterium nicht Zeit, 
und die Sache wird verſchoben. Ich bin gegen jede Verſchiebung; 
endlich muſs die Regierung der Stadt Wien gerecht werden und 
uns geben, was recht und billig iſt. Wir ſind bei den Verkehrs— 
anlagen bis 12 Uhr hier geſeſſen und man hat uns dictiert, wir 
dürfen keinen Punkt ändern und den vorgelegten Speiszettel an— 
nehmen. Ich glaube, das ewige Dictieren ſeitens der Regierung 
muſs ein Ende nehmen und unſer Recht muſßs gewahrt werden. 
Gem.-Nath Eigner: Ich will mir nur einige Worte er— 
lauben. Wenn man die Gürtelſtraße in ihrem ganzen Umfange 
vom Donaucanal bis Nufsdorf, vom Schlachthauſe bis zum Sporn 
anſieht, was ſieht man da? Lagerplätze auf Lagerplätze, alte Bau— 
materialien, neue Holzplätze, Schandplätze für eine Großſtadt. Das 


ſieht einer Großſtadt nicht ähnlich, das iſt eine Verwahrloſung.“ 


Was ſieht man noch dort? Schaubuden, Circus, dicke Weiber und 
große Männer mit langen Bärten, kleine Kinder und verſchiedene 
Sachen, ein paar Ochſen mit ſechs Hörnern u. ſ. w., anſtatt daſs 
das Finanzminiſterium oder vielleicht die Commune Wien — wen 
das angeht, weiß ich nicht — hergienge, die Gürtelſtraße vollſtändig 
von dieſen Utenſilien räumte und auf das Niveau brächte und ſo 
herſtellte, daſs fie ein bifschen netter und reiner würde. Dort find 
die Stätten, wo ſich das ganze Geſindel aufhalten kann und Unfug 
in größtem Maße getrieben wird. 

Vorgeſtern hat mich auf der Tramway ein Mann aus 
Montenegro um die verſchiedenen Gebäude gefragt; er hat Wien 
gelobt und geſagt: Er habe alle Städte in ganz Europa geſehen 
und noch keine ſo ſchöne Stadt mit ſo ſchönen Gebäuden gefunden. 
Ich habe ihm geſagt: Gehen Sie einmal auf die neue Gürtel— 
ſtraße hinaus, dort werden Sie etwas ſehen! (Lebhafte Heiterkeit.) 
Dort werden Sie die Wienerſtadt nicht in dem Glanze ſehen, 
wie hier. 

Ich würde auch den Antrag ſtellen, man möge gegen das 
Finanzminiſterium ein bijschen energiſcher vorgehen, damit dieſe 
Sache ſobald als möglich in Angriff genommen werde. 

Referent (zum Schlufswort): Gegen den Antrag des Stadt— 
rathes iſt eigentlich im Principe eine Einwendung nicht erhoben 


worden, denn alle Redner, welche dafür geſprochen haben, find 


damit einverſtanden, daſs der Gemeinderaths-Beſchluſfs vom 
11. März 1892 aufrecht erhalten werde. Nun handelt es ſich um 
eine kleine Differenz. Der Herr Finanzminiſter erklärt oder macht 
darauf aufmerkſam, dass, nachdem es ſich bei der Frage der Über- 
laſſung der Linienwallgründe um einen Aet der geſetzgebenden 
Körperſchaften handelt, und infolge deſſen die Sache nicht fo ſchnell 
der Erledigung zugeführt werden kann, er ſich überhaupt nicht 
binden kann in Bezug auf eine vertragsmäßige Friſt, innerhalb 
welcher die Geſetzgebung die Sache erledigen mufs. Er kann, jagt 
er, nicht die Bedingung acceptieren, in welcher wir fordern, daſs 
es im Laufe des Jahres 1892 noch zu einer Vereinbarung zwiſchen 
der Gemeinde und dem Arar über die Linienwallgründe kommen 
ſoll. Herr Gem.-Rath Dr. Lueger meint nun, man ſoll bezüglich 
E Jahreszahl 1892 auf dem früheren Beſchluſſe beharren, während 
der Stadtrath vorſchlägt, nachdem einige Monate bereits verſtrichen 
ſind und eine Regierungsvorlage noch nicht eingebracht worden iſt, 
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das Arar habe ein volles 
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und nachdem es ſich factiſch um einen Act der geſetzgebenden 
Körperſchaften handelt, dieſe Friſt auf ein Jahr, das iſt bis 1893, 
zu erſtrecken. Ich glaube, daſs dieſer Beſchluſs des Stadtrathes 
denn doch gerechtfertigt erſcheint, denn es handelt ſich hier nicht 
bloß darum, eine Friſt überhaupt zu fixieren, in welcher eine Ver— 
einbarung zwiſchen der Gemeinde und dem Arar zuſtande kommen 
ſoll, ſondern es handelt ſich darum, daſs es im Beſchluſſe des 
Gemeinderathes heißt, dafs, wenn die beim Finanzminiſterium in 
Verhandlung ſtehende Bitte der Gemeinde Wien wegen überlaſſung 
der Linienwallgründe im Laufe einer beſtimmten Friſt zu einer 
Vereinbarung führt, die Gemeinde keinerlei Auſpruch an Erſatz 
der Koſten machen will, die Gemeinde will alſo den Koſtenerſatz 
davon abhängig 1 ob im Laufe des Jahres 1892 eine Ver— 
einbarung zuſtande kommt oder nicht. Da iſt es, glaube ich, billig, 
den Wünſchen des Finanzminiſteriums entgegenzukommen. Wir ſagen 
ja, indem wir die Friſt bis zum Jahre 1893 erweitern, nicht, 
Jahr Zeit, die Vereinbarung abzuſchließen, 
ſondern wir ſagen: Wir ſind befriedigt, wenn dieſelbe im Jahre 
1893 zuſtande kommt, und verzichten dann auf den Koſtenerſatz. 
Wenn eine Vereinbarung innerhalb dieſer Friſt nicht zuſtande 
kommt, mufs das Arar die Koſten erſetzen. Ich glaube alſo, die 
Herren ſollten doch den Stadtraths-Beſchluſs, wie er geſtellt iſt, 
annehmen. Ich bemerke übrigens noch einmal, daßs es ſich eigentlich 
nur um die Frage handelt, welche Jahreszahl in den früheren 
Gemeinderaths-Beſchluſs hineingeſetzt werden ſoll, jo daſs im 
Meritoriſchen der Gemeinderaths-Beſchlufs vom 11. März 1892 
aufrecht erhalten werden kann. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchle: Wir ſchreiten zu Ab- 
ſtimmung. Es iſt richtig, was der Herr Referent angeführt hat, 
dajs nämlich der Antrag des Herrn Dr. Lueger nicht als ein 
eigentlicher Gegen-Antrag zum Referenten-Antrag aufzufaſſen iſt, 
ſondern nur bezüglich des Zeittermines eine Anderung enthält. 
Ich glaube daher, dafs unſere Beſchluſsfaſſung kräftiger ſein wird, 
wenn wir mit Auslaſſung des Zeittermines zuerſt über den Stadt— 
raths⸗Antrag abſtimmen und dann über den Antrag des Herrn 
Dr. Lueger wegen der Zeitbeſtimmung, den ich als Zuſatz-Antrag 
betrachte. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Ich bedauere, aber mein Antrag 
iſt ein Gegen⸗-Antrag Der Antrag des Stadtrathes lautet: Der 
Gemeinderaths-Beſchluſs iſt au zu erhalten mit einer Be— 
ſchränkung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchke: Mit einer kleinen Ab- 
änderung. 

Gem.-Nath Dr. Cueger: Während ich ſage, der Gemeinde— 
raths⸗ Beſchlus iſt überhaupt aufrecht zu erhalten ohne irgend eine 
Anderung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchle: Nun, das iſt ziemlich 
gleichgiltig. Ich bitte alſo diejenigen Herren, die für den Gegen— 
Antrag ſtimmen, daſs der Gemeinderaths-Beſchluſs vom 11. März 
1892 ſeinem vollen Inhalte nach aufrecht zu erhalten ſei, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, der Gemeinderaths— 


Beſchluſfs vom 11. März 1892 iſt ſeinem vollen 
Inhalte nach aufrecht zu erhalten. 
Gem.-Nath Dr. Lueger (zur Geſchäftsordnung): Auf der 


Tagesordnung der heutigen Sitzung ſteht als Hauptgegenſtand 
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der Antrag des Stadtrathes, betreffend Beſtimmungen über die 
Regulierung der Bezüge der ſtädtiſchen Beamten. Ich erlaube mir 
die Anfrage, warum dieſes Referat heute nicht erſtattet, beziehungs- 
weiſe nicht fortgeſetzt wird, und die weitere Anfrage, wann eigentlich 
dieſes Referat erſtattet werden wird. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Borfhke: Der Herr Bürgermeiſter 
hat ſich ſchon bei Beginn der Sitzung unwohl gefühlt. (Gelächter 
und Widerſpruch links.) Ich bitte, meine Herren, wer das bezweifelt, 
den müsste ich für einen Verleumder halten. (Unruhe links.) Der 
Herr Bürgermeiſter hat ſich ſchon heute früh unwohl gefühlt. Ich 
habe mit ihm geſprochen und weiß es daher. Er iſt aber herüber— 
gekommen, weil er glaubte, das Referat erſtatten zu können. Sein 
Kopfleiden iſt aber jo intenſiv geworden, dafs er ſagte, es ſei ihm 
unmöglich, das Referat heute zu erſtatten, und man möge deshalb 
entſchuldigen, daſs das Referat nicht auf die heutige Tagesordnung 
geſetzt werde. 

Ich kann auch nicht ſagen, ob dieſes Referat morgen fort— 
geſetzt werden wird, weil ich nicht weiß, ob der Herr Bürger— 
meiſter morgen geſund ſein wird. (Neuerliche Unruhe und Gelächter 
links. Rufe links: Er iſt ja geſund!) Ich bitte, meine Herren, 
ich muss es entſchieden zurückweiſen, dafs man dem Herrn Bürger⸗ 
meiſter den Vorwurf macht, daßs er ſich überhaupt verſtelle und 
eine Krankheit ſimuliere; es iſt eine Gemeinheit, wenn ſo etwas 
geſagt wird! (Lebhafte Unruhe links. Rufe links: Aber, Herr 
Präſident!) Ich nehme das Wort zurück, aber ich bin in Auf— 
regung, weil ein anſtändiger Menſch ſo etwas nicht ſagen ſoll. 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Ich habe 
nur eine Bitte an den Herrn Vorſitzenden, nämlich die, daſs das 
Referat auf die Tagesordnung einer Sitzung geſtellt wird und 
daſs wir früher davon verſtändigt werden; z. B wenn es morgen 
kommt, ſo wiſſen wir das nicht, weil es nicht auf der Tages— 
ordnung ſteht, während man, wenn es als beſtimmt angeſetzt wird, 
weiß, daßs es kommt, die Acten mitnehmen und ſich vorbereiten 
kann; es ſind auch ſämmtliche Mitglieder zu verſtändigen, wenn 
über einen ſo wichtigen Gegenſtand referiert wird. Ich möchte 
alſo bitten, daſs wir nicht etwa überrumpelt werden, ſondern uns 
zu dieſem Gegenſtande vorbereiten können. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchke: Die Verſtändigung 
wird ſobald als möglich erfolgen; wenn das Referat morgen vor— 
kommt, werden die Herren morgen früh verſtändigt werden. Das 
verſpreche ich, es iſt auch natürlich. 

Ich erſuche nunmehr Herrn Gem.-Rath Schlechter zum 
Referat. 

16. Referent Gem.-Nath Schlechter: Ich habe die Ehre, 
über die gedruckte Vorlage Nr. 80 zu referieren. In Meidling 
befindet ſich die Firma Stützer und Naber, welche die Fournier— 
fabrication betreibt, und zwar befindet ſich dieſelbe mit ihrer 
Geſchäftslocalität in unmittelbarer Nähe des öffentlichen Auslauf— 
brunnens, welcher an der Ecke der Heinrichsgaſſe dort errichtet 
wurde. Es hat ſich nun mit dem Eintritte der Wirkſamkeit des 
neuen Bezirksamtes herausgeſtellt, daſs von dieſer Firma von dem 
bezeichneten Brunnen in den Nachtſtunden Waſſer in der Weiſe 
entnommen wurde, dass durch einen Gummiſchlauch, welcher an 
dem Brunnen angebunden war, und durch ein Thürchen Waſſer 
in das Haus geleitet und in Anſpruch genommen wurde — 
angeblich über mündliche Zuſtimmung des damaligen Bürger⸗ 
meiſters⸗ von Meidling, wie es in den Acten heißt. Es iſt jelbft- 
verſtändlich, dafs das Bezirksamt dieſe eigenmächtige Handlung 
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jofort eingeſtellt hat und infolge deſſen die Firma Stützer und 
Naber mit dem Anſuchen herangetreten iſt, man möge ihr die 
Bewilligung geben, dafs fie das Waſſer in der Weiſe beziehen 
darf, wie ſie es bisher bezogen hat und hat ſie dieſes Anſuchen 


dahin geändert, daſs man ihr AO h! Hochquellenwaſſer per Tag 


zum normierten Preis abgeben möchte, wobei gleichzeitig eine 
ſeparate Abzweigung der in der Straße befindlichen Rohre in 
Ausſicht genommen war. 

Anlässlich der Referatserſtattung hat nun der Stadtrath 
abgerathen, in dieſer Weiſe, ſolange nicht die Waſſerverſorgung 
für die bisherigen Vororte einheitlich geregelt werden kann, ein 
Präjudiz zu ſchaffen, und es hat daher auch der Magiſtrat 
abgerathen, dieſe Sache in dieſer Weiſe zu erledigen. Der Stadt— 
rath hat aber gemeint, nachdem es ſich um eine Fabrication 
handelt, wo Waſſer unbedingt nothwendig iſt, und nachdem ferner 
conſtatiert iſt, das ein Brunnen der Firma, welcher auf 40° 
vertieft wurde, das nöthige Waſſerquantum nicht gibt, daſs man 
auf Widerruf, nur ausnahmsweiſe die Bewilligung geben ſollte, 
dafs an die genannte Firma 40 h! täglich abgegeben werden, und 
zwar zu dem Preiſe, welcher für Induſtriewaſſer berechnet wird, 
und daſs fie ferner die Betriebskoſten zahlen und die Ablöſung des 
Waſſermeſſers ſeparat vergüte. Dieſer Beſchluſs des Stadtrathes 
iſt aber vom Herrn Bürgermeiſter nicht ausgeführt, ſondern ſiſtiert 
worden. (Rufe: Hört!) Der Herr Bürgermeiſter hat dieſen Beſchluſs 
mit einer Note an den Stadtrath zurückgeleitet. Dieſe Note lautet 
(liest): „Mit Rückſicht auf die vom Stadtbauamte in der Außerung 
vom 4. April 1892 gegen die Geſuchsgewährung geltend gemachten 
Bedenken, ſowie mit Rückſicht auf die von mir nach Faſſung des 
Stadtraths-Beſchluſſes vom 27. d. M. auf Bewilligung des geſtellten 
Anſuchens vom Stadtbaudirector eingeholte mündliche Außerung, 
in welcher ſich derſelbe gegen die Geſuchsgewährung namentlich in 
Hinblick auf ein hiedurch zu ſchaffendes Präjudiz ausgeſprochen hat, 
erſuche ich den Stadtrath um neuerliche Berathung dieſer Ange— 
legenheit.“ 

Der Stadtrath hat ſich neuerlich mit dieſer Angelegenheit 
befaſst, hat aber geglaubt, dafs vielleicht nur in der Form eine 
Anderung gemacht, trotzdem aber dem Anſuchen der Firma ent— 


gegengekommen werden ſolle. Er hat den Beſchluſßs gefaſst, welcher 


in der gedruckten Vorlage enthalten iſt (liest): Es ſei den 
Geſuchſtellern auf Widerruf der Bezug des Abfall— 
waſſers im Ausmaße von 40 hl täglich gegen Bezahlung 
der Gebüren für Induſtriewaſſer und gegen dem zu 
geſtatten, daſs dieſer Bezug in gewiſſen Nachtſtunden 
und durch eine beſondere Leitung ſtattfinde. 

Der Stadtrath war nämlich nicht der Meinung, dass das ein 
ſolches Präjudiz ſchaffen würde, das man durchaus vermeiden ſollte; 
er konnte auch nicht glauben, dafs dadurch, dafs die Bewilligung 
auf Widerruf ertheilt werde, hiedurch zu Berufungen Anlafs gegeben 
werde. Ich habe die Ehre, den Antrag des Stadtrathes, wie er 
gedruckt vorliegt, Ihrer Annahme zu empfehlen. 

Gem.-Rath Weitmann: Ich möchte an den Herrn Referenten 
die Anfrage richten, ob das ein ſogenanntes Überfallswaſſer iſt? 

Referent: Ich habe ja erklärt, dass zuerſt jenes Waſſer in 
das Haus geleitet wurde, welches bei dem Brunnen ausgelaufen 
iſt und welches mit dem Gummiſchlauche in den Nachtſtunden im 
Hauſe zur Verwendung gelangte, angeblich — wie es heißt — 
über mündliche Bewilligung des damaligen Bürgermeiſters von 
Meidling. Jetzt fol, um ein Bedürfnis zu befriedigen, das Waſſer 
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als Überfallswaſſer abgegeben werden bis zu 40 hl, und zwar 
in den Nachtſtunden; alſo Waſſer, welches nach Paſſierung des 
Brunnens in den Nachtſtunden abläuft, und zwar bis 40 hl auf 
Widerruf gegen dem, das die Gebüren für das Induſtriewaſſer 
bezahlt werden, welche gewiss nicht ſehr niedrig find und wodurch 
für die Gemeinde ein entſprechendes Einkommen reſultiert. 

Gem.-Nath Weitmann: Ich glaube, wenn das überfalls⸗ 
waſſer iſt und dasſelbe zu gewerblichen Zwecken benöthigt wird, 
können wir nichts dagegen haben, denn das Überfallswaſſer rinnt 
ja ohnedies nur unnöthigerweiſe ab. Dadurch leiſtet man dem 
betreffenden Geſchäftsmanne, der Steuern und Abgaben zahlen 
muss, einen großen Dienft, weil fein Brunnen, trotzdem er tiefer 
gegraben wurde, das nothwendige Waſſer nicht gibt. Wir ſind, 
glaube ich, geradezu verpflichtet, das Überfallswaſſer für gewerbliche 
Zwecke abzugeben. Das iſt gerecht und billig. Man ſchenkt damit 
dem Betreffenden nichts, er zahlt ja dafür, und wenn man das 
Waſſer nicht an ihn abgibt, ſo rinnt es unnöthig ab. Ich bitte 
daher, dem Antrage zuzuſtimmen. (Zuſtimmung.) 

Gem.-Nath Värtl: Es iſt ganz richtig, ich bin auch dafür, 
ich erlaube mir nur eine andere Anfrage zu richten, keiner der 
Herren wird wohl dagegen ſein. Wie findet denn die Controle ſtatt? 

Referent: Mit einem Waſſermeſſer. 

Gem.-Nath Värtl (fortfahrend): Alſo wird ein Waſſermeſſer 
aufgeſtellt. 

Referent: Es mußs einer aufgeſtellt werden. 

Gegenüber dem Herrn Collegen Weitmann mufs ich eine 
kleine Bemerkung machen. Er hat nämlich in Bezug auf die 
Leitung geſagt — wie war doch die Frage (zu Gem.-Rath Weit— 
mann gewendet), ich möchte bitten, fie zu wiederholen — .... 

Gem.-Nath Weitmann: Ob das Waſſer aus der Leitung 
entnommen wird? 

Referent: Das Bauamt hat darauf aufmerkſam gemacht, 
daſs es darum nicht eingerathen hat, weil in neuerer Zeit überall 
dieſe Selbſtſchluſshähne und Ventile angebracht werden und daher 
das Waſſer, wenn es nicht direct genommen wird, geſperrt wird. 
Infolge deſſen hat es geglaubt, man ſolle mit der Bewilligung 
von Überfallswaſſer zurückhalten und ſolle die Bewilligung nicht 
geben. Nachdem aber hier das Waſſer noch ſpeciell bezahlt werden 
muss, jo hat man ſich dafür entſchieden. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. 
Abſtimmung. Diejenigen Herren, welche für den Antrag ſind, bitte 
ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht. — Nach einer Pauſe ſe:) An⸗ 
genommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei den Geſuchſtellern auf Widerruf der Bezug 
des Abfallwaſſers im Ausmaße von 40 hl täglich 
gegen Bezahlung der Gebüren für Induſtriewaſſer 
und gegen dem zu geſtatten, daſs dieſer Bezug in 
gewiſſen Nachtſtunden und durch eine beſondere Leitung 
ſtattfinde. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchke: Ich erſuche den Herrn 
Gem.⸗Rath Schneiderhan zum Referate, in Vertretung des 
Herrn Gem.-Rathes Noske. 

17. Referent Gem.-Nath Schneiderhan: Ich habe die 


Ehre, zur G.-Z. 2729 zu berichten über ein Anſuchen des 
Donau⸗ Vereines um eine Subvention. 


[Subvention zu genehmigen. 
Borſchie: Wir ſchreiten zur 
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über die Thätigkeit des Donau⸗Vereines. 9 ich wohl 
nichts zu erwähnen. (Gem.⸗Rath Hawranek: O jal) Über 
Beſchluſs der ſiebenten Section wurde, und zwar. das letztemal am 
10. April 1891, demſelben eine Subvention von 200 fl. gewährt. 
Es wird von Seite der Amter bemerkt, daſs die Thätigkeit des 
Vereines ſich in nichts geändert hat und daßs er geradeſo wie 
früher anſtrebt, den Canal ſowohl wie die Donau ſchif ffbar zu 
machen und die Verbindung mit anderen Flüſſen herzuſtellen. 
Die Thätigkeit iſt alſo die gleiche wie früher. Der Stadtrath 
beantragt, dieſem Vereine eine Subvention wie im vorigen Jahre 
in der Höhe von 200 fl. zu bewikligen. Ich bitte, u 
Antrag zuzuſtimmen. 
Gem.-Nath Arnhart: 
der Gegenſtand auf gar keiner Tagesordnung ſteht. (Ruf: 
der gedruckten.) | | 
Bice-Bürgermeifter Dr. Borfhke: Ich habe ja bereits 
früher geſagt, dass Gem.-Rath Schneiderhan als Vertreter 
des Gem.⸗Rathes Nos ke referiert. (Rufe links: Ah jo! — Der 
braucht alſo einen Vertreter!) . 
Gegen den Antrag wurde keine Einwendung toben, 7 
erkläre denſelben für angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Donau en 
Subvention von 200 fl. pro zu be 


Ich möchte nur of daſs 
Auf 


eine 
willigen. 


18. Referent Gem.-Nath Nückauf: an übe dr e Ehre, 
zu berichten zur Zahl 2900 über ein Subventionsgeſuch. 

Der Verein „Einigkeit“, welcher ſich mit der: Gründung von 
Ferien⸗Colonien für arme Kinder befasst, und ſeit dem Jahre 1882, 
alſo ſeit zehn Jahren wirkt, hat im erſten Jahre 15 Zöglinge in 
die Colonien aufs Land geſchickt und im letzten Jahre, im 
Jahre 1891, 70 Zöglinge. ö 

Nachdem der Verein bisher um eine Subvention nicht ein- 
gekommen iſt und ſeine Auslagen ſich von Jahr zu Jahr vergrößern 
— im letzten Jahre betrugen ee 3700 A —, bittet-er um 
eine Subvention. 

Von dem Bezirksvorſteher ſowohl als vom Magiſtrat wurden 
100 fl. vorgeſchlagen, und der Stadtrath Bau Bu 


Gem.-Nath Frauenberger: Ich möchte mir an den Herrn 
Referenten die Anfrage erlauben, wo . * 5 
beſteht?;: h 

Referent: Im I. Bert, Feist Nr. 14. ik der. Sitz, 
und Präſident iſt Herr Philipp v. Schöller. 

Gem.-Nath Frauenberger: Und die Tendenz? 

Referent: Die Tendenz iſt die Errichtung von ⸗„Ferien⸗ 
colonien für ſchulpfli chtige und. erholungsbedürftige Kinder., Dieſe 
Kinder werden während der Ferien auf dem Lande untergebracht 
(Rufe: Der Verein iſt gar nicht bekannt!) Ich habe mir ſchon 
erlaubt zu ſagen, dafs er ſeit dem Jahre 1882, alſo durch zehn 
Jahre wirkt. Er iſt darum nicht bekannt, weil er bisher um eine 
Subvention an die Gemeinde nicht herangetreten iſt. Mit Rückſicht 
darauf, daſs der Verein in dem letzten Jahre 70 Zöglinge während 
der Ferien auf das Land geſchickt und 3300 fl. nach dem Jahres- 
berichte aufgewendet hat, bittet er nunmehr auch um eine Sub⸗ 
vention. Seit der Zeit ſeines Beſtehens 5 er . a. 
dieſen humanen Zweck verausgabt. N 
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Gem.-Nath Frauenberger: Ich werde gegen dieſe Sub⸗ 
vention nicht ſtimmen. Ich finde es auch ganz begreiflich, wenn 
der Verein „Einigkeit“, von dem ich bis zur Stunde nichts gehört 
habe, endlich auch um eine Subvention anſucht. Ich finde es 
begreiflich, wenn alle Vereine, welche in Wien exiſtieren, nächſtens 
kommen werden. Ich bin auch Obmann eines Vereines und werde 
vielleicht trachten, hieher zu kommen, weil man hier immer etwas 
bekommt. Wenn man 100 fl. bekommen hat, ſo erhält man im 
nächſten Jahre 200 fl., dann ſteht einer der Herren auf und 
beantragt 400 fl.; hier bekommt man eben immer etwas. Ich 
nehme es alſo keinem Vereine übel, wenn er hieher kommt. Ich 
fürchte aber, daſs das einmal ein Ende nehmen mujs. Wir geben 
hier Unſummen aus, und es kann nicht controliert werden, was 
mit dem Gelde geſchieht. 

Ich ſtelle daher bei dieſer Gelegenheit den Antrag, der 
Herr Bürgermeiſter werde erſucht, dem Gemeinderathe 
noch im Verlaufe des heurigen Jahres eine Zuſammen— 
ſtellung derjenigen Summen zukommen zu laſſen, 
welche an Subventionen an Vereine u. ſ. w aus 
gegeben werden, damit der Gemeinderath noch vor der 
Budgetberathung ein klares Bild darüber hat, wieviel tauſende 
von Gulden auf dieſe Weiſe zum großen Theile verzettelt werden. 
Ich bitte, meine Herren, dieſen meinen Antrag anzunehmen. Wir 
werden über die Subvention dann noch gelegentlich ſprechen. 

Cem.⸗Nath Vurſcht: Ich erlaube mir an den Herrn 
Referenten die Frage zu richten, ob der Obmann v. Schöller 
Alexander heißt? 

Referent: Es iſt Herr Philipp v. Schöller. 

Gem.-Nath Vurſcht: Der iſt Millionär und ſucht hier um 
eine Subvention für einen Verein an. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchle: Er iſt hier Obmann 
des Vereines. 

Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand meldet ſich.) 
Die Debatte iſt geſchloſſen. Jene Herren, welche mit dem 
Referenten⸗Antrage einverſtanden ſind, wollen die Hand erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Jene Herren, welche mit dem Antrage Frauen berger, es 
ſolle dem Gemeinderathe ein Verzeichnis aller Vereine u. ſ. w., 
welche Subventionen und Unterſtützungen erhalten, vorgelegt werden, 
wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Dem Vereine „Einigkeit“ wird eine Subvention 
von 100 fl. pro 1892 bewilligt. 

Der Herr Bürgermeiſter wird erſucht, dem Ge— 
meinderathe noch im Verlaufe des heurigen Jahres 
eine Zuſammenſtellung derjenigen Summen zu— 
kommen zu laſſen, welche aun Subventionen an Vereine 
u. ſ. w. ausgegeben werden. 

19. Referent Gem.-»Rath Nückauf: Z. 2901. Hier 
handelt es ſich um ein ähnliches Anſuchen des Vereines „Kinder⸗ 
ſchutz“ mit dem Sitze im J. Bezirke, Wollzeile. Obmann iſt Herr 
Siegmund Feſsler. Dieſer Verein ſorgt für das leibliche und 
geiſtige Wohl armer, verwaister Kinder, falls für deren Unterhalt 
nicht in anderer Weiſe vorgeſorgt iſt. Dieſe Kinder werden unter— 
gebracht und vollſtändig verpflegt. (Rufe: Wo?) In verſchiedenen 
(Rufe links: Gaſthäuſern! — Heiterkeit.) anſtändigen Familien, wo 
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für ihre Erhaltung vollſtändig geſorgt wird. Der Verein hat 
während des letzten Jahres 3959 fl. 44 kr. für 27 Schützlinge 
verausgabt. Er hat vom Gemeinderathe ſeit acht Jahren eine 


Subvention von je 100 fl. erhalten. Dieſe 100 fl. beantragt 


der Stadtrath auch für das Jahr 1892 zu gewähren. Der Betrag 


iſt bedeckt in Rubrik XXXXVIII sub 1 b. Ich bitte um Ihre 


Genehmigung. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Norſchle: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Da es nicht der Fall iſt, bitte 
ich jene Herren, welche für dieſen Antrag ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, 
„Kinderſchutz“ eine Subvention 
1892 zu bewilligen. 


20. Referent Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Ich 
habe die Ehre, über zwei Angelegenheiten, die ſich auf die Perſonal— 
vermehrung bei den ſtädtiſchen Amtern beziehen, Bericht zu erſtatten. 
Die Herren haben eine Tabelle zugeſendet erhalten, welche eine 
ſummariſche Überſicht der von den magiſtratiſchen Bezirksämtern 
übernommenen Actenrückſtände und der in den erſten drei Monaten 
des Jahres neu eingelaufenen Acten enthält. Dieſe überſicht iſt 
außerordentlich lehrreich und geſtattet einen Schlußs auf die Arbeitg- 
laſt, welche den einzelnen Bezirksämtern zufällt. Der Bericht, 
welcher von dem Magiſtrats-Director vorgelegt worden iſt und 
der ſich auf dieſe Tabelle bezieht, geht im weſentlichen dahin, daſs 
die Erwartung, die man bei der Einrichtung der Bezirksämter an 
die damalige Organiſation knüpfte, hinſichtlich des Umſtandes, 
dafs fie bezüglich der Perſonenanzahl den Anforderungen entſprechen. 
werde, ſich leider nicht erfüllt habe. Es hat ſich gezeigt, daſs mit 
dem derzeit den Bezirksämtern zugewieſenen Perſonale das Aus- 
reichen unmöglich gefunden werden könne. Es iſt die Einrichtung 
getroffen, daſs ſich die Vorſtände der Bezirksämter allmonatlich 
beim Herrn Bürgermeiſter verſammeln und demſelben ihre Er- 
fahrungen und Wahrnehmungen auf dem Gebiete der Verwaltung, 
beziehungsweiſe die Mängel, welche ſie zu finden Gelegenheit haben, 
mittheilen, fo dass ermöglicht wird, dieſelben ſo gut es geht 
zu beſeitigen. Bei dieſen Conferenzen iſt nun allgemein, mit Aus⸗ 


dem Vereine 
100 fl. pro 


von 


nahme der Bezirksämter für den III., XVI. und XIX. Bezirk, von 
den Amtsleitern die Klage laut geworden, daſs das vorhandene 


Beamten⸗ und Dienerperſonale den Anforderungen des Dienſtes 
nicht entſpreche. Es iſt eine ſolche Überbürdung des Perſonales 
eingetreten, daſs bei einigen beſonders mit Geſchäftsſtücken über⸗ 
häuften Bezirksämtern eine Zeitlang nur die allerdringendſten 
Sachen der Erledigung zugeführt werden konnten und dass ſich 
die Nothwendigkeit ergeben hat, auch außer den Amtsſtunden, an 
den Nachmittags- und Abendſtunden, die Arbeit fortzuſetzen, um 
nur den Anforderungen des Publicums gerecht werden zu können. 
Nun iſt eine ſolche Anſpannung der Kräfte auf die Dauer 
unmöglich und es wird nun, unter Hinweis auf die Tabelle, welche 
ich mir eingangs zu erwähnen erlaubt habe, darauf verwieſen, dafs eine 
Vermehrung des Perſonales nach Maßgabe der Arbeitslaſt, wie 
ſie aus den Ausweiſen ſich ergibt, unumgänglich geworden iſt. Es 
iſt richtig, dafs insbeſondere in dem erſten Monate des Jahres 
eine Anzahl — und zwar bei einigen Bezirksämtern eine ſehr 
bedeutende Anzahl — von Rückſtänden mit übernommen werden 
muſste, auf welche ich noch zu ſprechen kommen werde, aber es 
hat ſich gezeigt, daſs der normale Geſchäftsgang ein ſolcher iſt, 
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daſs das Perſonal, welches man anfänglich als ausreichend hielt, 
eben nicht vollkommen zu entſprechen in der Lage iſt. Bei der 
Schaffung der Bezirksämter, bei der Decentraliſation des Magiſtrates, 
gieng man von der Anſchauung aus, dafs dadurch den Wünſchen 
und Bedürfniſſen der Bevölkerung beſſer als bisher von der 
Centralſtelle entſprochen werden könne. Um nun dieſe berechtigte 
Erwartung der Bevölkerung erfüllen zu können, iſt es nothwendig, 
daſs das Perſonal, welches nach Maßgabe der Arbeitslaſt ſich als 
nothwendig erweist, auch zugemeſſen werde, und es iſt eine Ver— 
mehrung ſowohl des Beamten- als des Dienerperſonales unaus⸗ 
weichlich. 

Es wird auch in dem erſten Berichte darauf verwieſen, dajs die 
Häufung der Geſchäfte beim Central-Magiſtrate in dem ökonomiſchen 
Departement eine ſehr bedeutende geworden iſt, was wohl erklärlich 
iſt, wenn berückſichtigt wird, welches außerordentliche Arbeitsquantum 
infolge der Erweiterung der Stadt und des Zuwachſes an Ge— 
meinde-Eigenthum u. |. f. erwachſen mußste. 

Bezüglich der Rückſtände iſt nun darauf zu verweiſen, dafs 
dies nicht Rückſtände, ich möchte ſagen, im techniſchen Sinne des 
Wortes find, ſondern dass das die Einläufe darſtellt, welche nach 
den beſtehenden Normen von den Steuer Adminiſtrationen, den 
Steuerämtern, mit Schluſs des Jahres an den Magiſtrat zur 
Erledigung gelangen und umgekehrt. Denn die Herren wiſſen, dass 
gerade bei jedem Semeſterwechſel eine Unzahl von Gewerberück— 
legungen und Neuanmeldungen erfolgt, die ſich naturgemäß zu 
Beginn des Jahres außerordentlich häufen und eine ungeheuere 
Vermehrung der Agenden mit ſich bringen. Auch mit den Ab— 
ſchreibungen, den Correcturen bei der Hauszinsſteuer u. ſ. w. iſt 
dies der Fall. 

Bezüglich des Dienerperſonales wird darauf verwieſen, dass 
der Verſuch, welcher gemacht wurde, durch Zuſtellungen mittelſt 
der Poſt eine Verminderung der Arbeitslaſt herbeizuführen, leider 
miſslungen iſt, indem die Bevölkerung die Zuſtellungen durch die 
Poſt zurückwies, weil ſie die Auslagen für das Poſtporto ſcheute. 
Man mußste alſo zu den Zuſtellungen durch das Dienerperſonale 
zurückgreifen, beſonders in Fällen, wo es für die Behörde wichtig 
iſt, einen Ausweis über die Zuſtellung in der Hand zu haben. 

Es wird zum Schluſſe noch darauf verwieſen, dajs ein 
geſchultes Perſonal zur Aufnahme in den ſtädtiſchen Dienſt nicht 
in hinreichender Menge zur Verfügung ſteht, jo daſs nichts übrig 
bleibt, als Concepts-, beziehungsweiſe Kanzleipraktikanten aufzu— 
nehmen. 

Endlich wird noch auf einen wichtigen Umſtand verwieſen. 
Die Herren erinnern ſich, dafs die Arbeiten der letzten Volkszählung 
ſowohl bei der ſtatiſtiſchen Central-Commiſſion als auch in unſerem 
ſtatiſtiſchen Bureau durchgeführt und beendet wurden, und daßs 
die zur Vollführung dieſer Arbeiten ſeinerzeit aufgenommenen 
16 Diurniſten brodlos wurden. 

Es wird nun ſeitens des Magiſtratsdirectors darauf ver— 
wieſen, dafs es ſich empfehlen würde, dieſe Diurniſten im Dienſte 
zu behalten, weil das größtentheils außerordentlich geſchulte, und 
bereits auf ihre Tüchtigkeit durch lange Zeit erprobte Kräfte ſind, 
welche gewiss beſſere Dienſte leiſten als Praktikanten, die ſich erſt 
in den Dienſt einarbeiten müſſen. Es wird daher beantragt, dafs 
anſtatt einer Vermehrung der Kanzleipraftifanten um 30 eine ſolche 
um 15 vorzunehmen, dagegen dieſe 15 Diurniſten im Dienſte zu 
behalten und ſie an den betreffenden Orten zu verwenden, wo ſie 
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Ich bemerke zu den Anträgen, daſs es ſich nicht darum 
handelt, die von mir angegebene Maximalzahl ſofort in den Dienſt 
der Gemeinde aufzunehmen; in einigen Fällen iſt dies überhaupt 
nicht möglich. Es handelt ſich darum, dass der Gemeinderath die 
Bewilligung ertheilt, und der Bürgermeiſter in die Lage kommt, 
nach Maßgabe des Bedarfes und der vorhandenen Kräfte das 
Perſonal zu vermehren. 

Die Anträge, die ich mir zu unterbreiten erlaube, lauten (liest): 
Der Gemeinderath möge bewilligen: 1. Die Aufnahme 
von Couceptspraktikanten bis zur Maximalzahl von 20; 
2. Aufnahme von Kanzleipraktikauten bis zur Maximal— 
zahl von 15; 3. Aufnahme von 15 Kanzleidiurniſten 
— das ſind die von mir erwähnten, im ſtatiſtiſchen Departement 
beſchäftigt geweſenen —; 4. Aufnahme von 10 Aushilfs— 
dienern. 

Ich bitte um Genehmigung dieſer Anträge. 

Hem.-Nath Kareis: Es wird hier von einer Vermehrung 
des Beamtenperſonals nach jeder Richtung geſprochen. Wir wiſſen 
aber, daſs mit der Vermehrung der Agenden in dieſen Bezirks— 
ämtern die Geſchäfte der techniſchen Branche ebenfalls ganz gewiss 
ſehr vermehrt worden ſind. Von einer ſolchen Vermehrung hören 
wir hier aber nichts, und ich möchte mir die ergebene Anfrage an 
den Herrn Referenten erlauben, ob in dieſer Beziehung kein Be— 
dürfnis ſich herausgeſtellt hat, weil davon keine Rede iſt. Man 
wird doch die techniſchen Agenden nicht den Kanzleipraktikanten 
zuweiſen oder irgendeinem, der bei der ſtatiſtiſchen Central— 
Commiſſion beſchäftigt war. Daher möchte ich fragen, ob für die 
Vermehrung der techniſchen Stellen .. .. 

Referent (unterbrechend): Ich bitte, ich habe die Ehre gehabt, 
hier vor einiger Zeit über einen Antrag zu referieren, wonach der 
Baudirector ermächtigt wird, eine Anzahl von 20 Stellen durch 
Hilfskräfte zu beſetzen. Es iſt übrigens die Completierung des 
Perſonals mit dieſen Anträgen noch nicht abgeſchloſſen; aber es iſt 
erklärlich, daſs erſt auf Grund der Erfahrungen die Anträge geſtellt 
werden können. Derzeit handelt es ſich nicht um die techniſchen 
Abtheilungen der Amter, ſondern um Concept und Kanzlei. 

Gem.-⸗Aath Frauenberger: Ich werde den Anträgen des 
Herrn Referenten nicht widerſprechen, bin aber einigermaßen über— 
raſcht über die Anfrage des unmittelbaren Herrn Vorredners, ob 
denn gar kein Techniker gebraucht wird, das habe ich nicht erwartet. 
Ich habe mir gedacht, dajs man fragen wird: Ja, Herr Referent, 
wie kommt das eigentlich, die Bezirksämter ſind erſt eingeführt 
worden, ſie müſſen ſich erſt einleben, man mußs erſt ſehen, wie 
viel Perſonal gebraucht wird. Es mag ja ſein, daſs momentan 
viel zu thun iſt, aber dieſe Arbeit wird weniger werden. Dieſe 
Anfrage, habe ich gedacht, wird geſtellt werden. Dajs man aber 
fragt: Ja, braucht man denn nicht noch andere? Das finde ich 
ſehr ſonderbar. 

Ich möchte meinen unmittelbaren Herrn Vorredner in dieſer 
Beziehung beruhigen. Es wird uns nicht ein einziger Praktikant 
geſchenkt werden, wenn man ihn braucht; davon kann der Herr 
Vorredner überzeugt ſein, und wenn man fünf braucht, ſo wird 
man gewiſs zehn verlangen. Dieſe Verſicherung kann ich dem Herrn 
Vorreduer geben. Ich konnte dieſe Bemerkung nicht unterdrücken, 
weil ich eine ſolche Anfrage nicht erwartete; im übrigen ſtimme ich 
den Anträgen des Herrn Referenten zu. 

Gem.-Nath Geitler: Meine Herren, ich begreife eigentlich 


| nicht, warum mein unmittelbarer Herr Vorredner dem Herrn 
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Collegen Kareis in dieſer Weiſe entgegentritt. Herr College 
Kareis war vielleicht in der Sitzung, wo über die Vermehrung 
der Bauamtsbeamten referiert wurde, nicht zugegen und dadurch 
klärt ſich die Sache auf 

Ich habe aber eigentlich das Wort ergriffen, um über eine 
andere, Angelegenheit zu ſprechen. Ich bin ja überzeugt, dass die 
Agenden der Bezirksämter ſich fortwährend vermehren werden und 
ſtehe auch in dieſer Hinſicht vollkommen auf einem gegentheiligen 
Standpunkte, als der unmittelbare Herr Vorredner. Es liegt im 
Intereſſe der Gemeinde und der Steuerträger, daſs die Bezirks— 
ämter immer mehr Agenden übernehmen, die jetzt noch von der 
Centrale beſorgt werden. 

Ich habe bei jeder Gelegenheit, wo über dieſe Angelegenheit 
im Gemeinderathe geſprochen wurde, mich für eine möglichſte De— 
centraliſation der Agenden des Magiſtrates ausgeſprochen; wenn 
ich dies aber thue, jo begreife ich denn doch nicht, dais ſich nicht 
nach und nach eine Entlaſtung der Beamten des Central-Magiſtrates 
herausstellt. Ich muſs doch annehmen, dass, wenn die Bezirks— 
ämter, denen wir ja ſchon ziemlich viel Perſonal, wenn auch 
niedrigerer Kategorie, zugewieſen haben, ſoviel zu thun haben, 
im Magiſtrate ſelbſt doch etwas weniger zu thun fein wird, und 
ich glaube, daſs mit den wenigen Worten, die der Herr Referent 
über dieſe Angelegenheit geſprochen hat, dieſes Thema nicht 
erſchöpft iſt. 

Der Herr Referent hat ganz einfach mit wenigen Worten 
geſtreift, daßs die wirtſchaftlichen Agenden in der Centrale eine 
Vermehrung erfahren haben. Das mag ja ſein, aber andererſeits 
bin ich überzeugt, daſs in ſehr vielen Departements des Magi— 
ſtrates viel weniger zu thun ſein wird als früher, und die Beamten, 
die heute in der Centrale verwendet werden, ſind zum großen 
Theil geſchulte Beamte, die vielleicht zweckmäßiger bei den Bezirks- 
ämtern verwendet würden. Wir müſſen dies freilich dem Herrn 
Bürgermeiſter überlaſſen, der die Beamten überhaupt einzutheilen 
hat, aber ich glaube, wie geſagt, mit den wenigen Worten, die 
der Herr Berichterſtatter über dieſe Angelegenheit geſprochen hat, 
iſt es nicht gethan. Ich möchte alſo den Herrn Berichterſtatter 
bitten, uns über dieſe Angelegenheit etwas mehr zu ſagen, als er 
uns früher mitgetheilt hat. Es iſt undenkbar, dass ſich nicht 
auch hier im Magiſtrate die Geſchäfte vermindert haben und ich 
möchte daher bitten, uns darüber zu beruhigen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchle: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, der 
Herr Referent hat das Schluſßswort. 

Deferent: In der Sache ſelbſt habe ich nichts beizufügen. 
Bezüglich der Entlaſtung des Central-Magiſtrates iſt Folgendes 
zu berückſichtigen. Die politiſchen Departements ſind ſelbſtver— 
ſtändlich bis auf die Central-Gewerbedepartements verſchwunden, 
ſie exiſtieren nicht. In dieſer Beziehung iſt eine Entlaſtung des 
Magiſtrates eingetreten und die Departements ſind aufgelöst; die 
ökonomiſchen Departements, die beſtanden haben und welche jene 
Agenden zu bearbeiten haben, die im Centrale bleiben, haben aber 


eine außerordentliche Arbeitsvermehrung erfahren dadurch, daſs 


ein Zuwachs an Gemeindegut und Gemeindevermögen eingetreten 
iſt, infolge deſſen auch eine Vermehrung der Arbeitskraft noth— 
wendig eintreten muſs. Es iſt aber auch bezüglich der Verwaltung 
der Vororte darauf zu verweilen, das gewiſſe Geſchäftszweige, 
ich möchte jagen, erſt auf die Grundlage der alten Bezirke geſtellt 


werden muſsten. Ich verweiſe zunächſt auf die Straßenbeſpritzung 
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und Straßenreinigung, auf die Straßenpflaſterung u. ſ. w. Die 
Herren erinnern ſich aus dem umfangreichen Referate, welches hier 
erſtattet worden iſt, dajs in dieſer Hinſicht die Normen der alten 
Bezirke das erſtemal zur Anwendung kamen, dajs es ſich hier um 
eine außerordentliche Arbeitslaſt gehandelt hat, welche umſo fühl— 
barer und umſo bedeutender war, als es ſich das erſtemal um die 
Organiſierung dieſes Dieuſtes handelte und als die Erfahrungen 
über die zugebote ſtehenden Mittel — insbejondere gilt dies von 
den Brunnenanlagen u. ſ. w., welche erſt gemacht werden muſsten — 
nicht vorhanden waren. Mit einem Worte, in dieſer Beziehung 
it nicht zu gewärtigen, daſs eine Entlaſtung des Magiſtrates 
eintreten werde. Die Arbeitslaſt wird naturgemäß bei den öko— 
nomiſchen Departements ſich fortwährend häufen. 

Das eine, meine Herren, kann man fagen; die Decentrali- 
ſierung, welche begonnen hat, mufs vollſtändig durchgeführt werden. 
Es mußs auch das Steueramt zerlegt werden. In dieſer Richtung 
werden auch Vorlagen kommen, und dies alles iſt mit einer Ver— 
mehrung des Perſonales naturgemäß verbunden. Wir können nichts 
anderes thun, als trachten, dass die Organiſation eine ſolche werde, 
dajs ſie die Bedürfniſſe der Bevölkerung mit den mindeſten Koſten 
erfüllt, und es iſt gewijs richtiger geweſen, von vornherein mit den 
Arbeitskräften zu ſparen und jetzt, wo die Erfahrungen vorliegen, 
allmählich die Arbeitskräfte zu vermehren, als von vornherein einen 
großen Apparat, den man unmöglich verkleinern kann, aufzuſtellen. 
Ich glaube daher, dajs die Anträge, wie ſie vorliegen, begründet 
ſind, und bitte die Herren um die Annahme dieſer Anträge. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Vorſchle: Wir ſchreiten zur 
Abſtimmung. — Nachdem eine Einwendung nicht erhoben wurde, 
kann ich wohl über alle vier Punkte gleichzeitig avſtimmen laſſen. 
Die Herren, welche mit deuſelben einverſtanden ſind, bitte ich, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

1. Aufnahme von Eonceptspraftifanten 
Maximalzahl von 20. 

2. Aufnahme von Kanzleipraktikanten in der 


Maximalzahl von 15. 
3. Aufnahme von 15 Kanzleidiurniſten. 
4. Aufnahme von 10 Ausghilfsdienern. 

21. Referent Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich habe 
nun weiters Bericht zu erſtatten über ein Anſuchen des Oberbuch— 
halters. Der Tenor desſelben iſt abermals eine Vermehrung des 
Perſonales durch Aufnahme von weiteren 20 Praktikanten. Zur 
Unterſtützung ſeines Anſuchens gibt der Oberbuchhalter in einem 
ſehr genau gearbeiteten Expoſé folgende Umſtände an. 

Die Arbeitsvermehrung iſt eine außerordentliche. Es wird 
darauf verwieſen, daſs die Verbuchungspoſten der beſtandenen 
Vorortegemeinden im Jahre 1892 bei Beginn der neuen Admini— 
ſtration in die Journale der ſtädtiſchen Hauptcaſſa und ihrer bei 
den Bezirksämtern befindlichen Abtheilungen ſowie in die Verlags⸗ 
journale der Bezirksvorſtände übergegangen ſind. Der Oberbuch— 
halter verweist darauf, daſs er fortwährend dahin ſtrebt, das 
„Nummernmachen“ einzuſchränken, dafs alſo getrachtet wird, die 
Zahl der Einläufe des Protokolls zu verringern, dafs aber deſſen⸗ 
ungeachtet die Arbeitslaſt gewachſen iſt, und daſs insbeſonders die 
Zahl der nicht protokollierten Einläufe der Steueradminiſtration 
nahezu auf das dreifache geſtiegen iſt. Infolge Einbeziehung der 
Vororte ſind Gebüren, welche früher in denſelben nicht beſtanden, wie 


in der 
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die ſtädtiſchen Zuſchläge zu den Beſitzveränderungs-Gebüren vom un⸗ 
beweglichen Vermögen und die verſchiedenen Gattungen von ſtädtiſchen 
Taxen, ganz neu zugewachſen. Intereſſant ſind folgende Daten: Eine 
ganz außerordentliche Geſchäftsvermehrung iſt durch den Zuwachs 
an Steuercontribuenten erwachſen. Es hat ſich nämlich die Zahl der 
Hauszinsſteuer⸗Contribuenten von 14.000 auf 30.000, die der 
Grundſteuer⸗Contribuenten von 5000 auf 20.000, die der Erwerb⸗ 
ſteuer⸗Contribuenten von 55.000 auf 81.000 und die der Einkommen⸗ 
ſteuer⸗Contribuenten von 61.000 auf 85.000 vermehrt, zuſammen 
iſt eine Steigerung von 135.000 Conten auf 216.000 entſtanden, 
das iſt eine Vermehrung um 60 Percent. 


Nun iſt zu berückſichtigen, daſs der Buchhaltung die individuelle 
Berechnung, das heißt die Berechnung aller Zuſchläge bei den 
einzelnen Conten obliegt. Die Herren mögen daraus erſehen, 
welche Arbeit der Buchhaltung durch die Vermehrung zugewachſen 
iſt. Es iſt dann noch darauf zu verweiſen, daſs die Monats-, 
Quartals⸗ und Jahresnachweiſungen für die Finanz⸗Landes⸗ 


Direction und die Steueradminiſtrationen an Termine gebunden 


und an den feſtgeſetzten Tagen vorgelegt werden müſſen, weil die⸗ 


ſelben wieder an das Finanzminiſterium vorgelegt werden. Bei 


Einhaltung der Termine iſt es oft nicht möglich, alles Laufende 
zu bewältigen, und dies erklärt auch manche Rückſtände in der 
Erledigung z. B. von Rechnungen der Geſchäftsleute, welche auch 
vielfache Bearbeitung vorausſetzen. 

Es iſt noch weiters zu erwähnen, dafs durch die Einbeziehung 
circa 5000 mit Pfründen betheilte, 250 mit Koſtgeldern betheilte 
Kinder, 18 Armenhäuſer und ein Armen- und Waiſenhaus mit 
361 Pfründnern und 34 Waiſen zugewachſen ſind. Abermals eine 
bedeutende Vermehrung der Arbeitslaſt. 


Der Oberbuchhalter ſagt nun: Wenn eine Perſonalvermehrung 
um mindeſtens 20 Beamte als unabweisbare Nothwendigkeit ſich 
darſtellt, ſo iſt dies eine Zahl, die mit Rückſicht auf die durch die 
Vereinigung eingetretene enorme Steigerung der Bevölkerung, den 
Zuwachs an Häuſern und Gründen und die bereits erwähnte 
Geſchäftsvermehrung nicht als unbeſcheiden bezeichnet werden kann, 
weil in dem gegebenen Fall den nahezu auf das doppelte geſtiegenen 
Geſchäftsagenden eine Perſonalvermehrung bloß von 28 Percent 
gegenüberſteht. 

Nun wird noch auf etwas verwieſen, was für die Gemeinde— 
vertretung von größter Wichtigkeit iſt, das iſt nämlich die prompte 
Erledigung der Jahresrechnung und des Jahresvoranſchlages. Die 
letzte Jahresrechnung iſt insbeſonders von Wichtigkeit, weil ſie die 
Grundlage des Präliminares pro 1893 bilden wird, weil ſie alſo 
mit der größten Energie in Angriff genommen und rechtzeitig 
vollendet werden muſs, um bei der Berathung des Präliminares 
die nöthige Unterlage für die Kritik der Verwaltung und für ein 
Urtheil über die Einnahmen und Ausgaben zu gewähren. 

Es wird mit der Bitte geſchloſſen, der Gemeinderath möge 
die Vermehrung um 20 Praktikanten bewilligen mit dem ſyſtemiſierten 
Adjutum von je 500 fl. jährlich. Die Auslage wird ſich nicht in 
der Höhe von je 500 fl. herausſtellen, weil Rückſicht darauf ge- 
nommen werden mufs, dafs nach der Dienſtpragmatik eine acht⸗ 
wöchentliche Probepraxis zu vollſtrecken iſt, während welcher Zeit 
der Betreffende nur einen Suſtentationsbeitrag von je 25 fl. bezieht, 
und dafs ſchon ein Theil des Jahres verſtrichen iſt. Es wird aljo 
die Jahresauslage den Betrag von circa 5000 fl. nicht überſteigen. 
Dieſer Betrag iſt bedeckt in der vom Gemeinderathe bewilligten 
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Reſerve von 375.000 fl., welche bekanntlich für die Erhöhungen 
der Gehalte eingeſtellt wurde. 


Es wird Ihnen alſo folgender Antrag unterbreitet: 

Der Gemeinderath bewillige die Aufnahme weiterer 
20 Praktikanten mit dem Bezug des für die Buch— 
haltungs-Praktikanten ſyſtemiſierten Adjutums von je 
500 fl. jährlich. 

Ich bitte Sie um die Genehmigung dieſes Antrages. 


Vice-Pürgermeiſter Dr. Vorſchle: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall; ich bitte 
jene Herren, die dem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Der Gemeinderath bewilligt die Aufnahme 
weiterer 20 Praktikanten mit dem Bezuge des für 
Buchhaltungs-Praktikanten ſyſtemiſierten Adjutums 
von je 500 fl. jährlich. 


22. Referent Gem.⸗Nath J. Müller: Ich habe die Ehre 
zu referieren über den Act Zahl 185 vom vorigen Jahre, und 
zwar bezüglich des Antrages des Herrn Collegen Wur m, betreffend 
die Überreichung einer Petition wegen eventueller Beſeitigung der 
Heumarktkaſerne im III. Bezirke. Wie die Herren wiſſen, iſt die 
Heumarktkaſerne nicht unter diejenigen ärariſchen Bauten einbezogen 
worden, welche in der Zukunft zu caſſieren find, das heißt, fie ſoll 
bleiben. Über die Lage der Heumarktkaſerne werden die geehrten 
Herren wohl informiert ſein. Dieſelbe grenzt an den Heumarkt, 
Marokkanergaſſe, Rennweg einerſeits, andererſeits an derzeit noch 
nicht zur Verbauung gelangte Blocks, weil die Arrondierung daſelbſt 
fehlt. Es iſt durch dieſe Heumarktkaſerne die ganze Verbauung, die 
Frequenz, welche ſich bereits hier entwickelt hat, gehemmt. Betrachten 
Sie zum Beiſpiel die Strohgaſſe; das iſt eine Gaſſe, welche in 
directer Verbindung mit dem II. Bezirke ſteht. Ein ganz enormer 
Verkehr würde ſich entwickeln, wenn der Rennweg entlaſtet und 
ſeine Fortſetzung bis zum Heumarkt finden würde. Derzeit kann 
das nicht geſchehen, und es muss der Verkehr bei der Kirche und 
bei der Veithgaſſe hinauskommen. Wenn wir ferner die Niveau— 
verhältniſſe anſehen, fo find dieſelben derart ungünſtig, das man 
ſich wundern mufs, dafs dieſe Kaſerne nicht ſchon zur Demolierung 
gelangt iſt. Es iſt ein förmlicher Graben zwiſchen Kaſerne und 
Straße gelegen, der in äſthetiſcher Beziehung gewißs nicht ſchön 
zu nennen iſt. Ferner iſt es ein großer Complex, welcher — möchte 
ich ſagen — der Fructification entgeht. Wenn er caſſiert würde, 
ſo würden daſelbſt Straßen eutſtehen und Häuſer gebaut werden 
können, und es würden die Gemeinde und das Arar Nutzen davon 
haben. Wenn wir ferner den Rennweg betrachten, ſo iſt derſelbe 
derzeit mit allerlei Fuhrwerk, mit ſchwerem Fuhrwerk, leichtem 
Fuhrwerk, Tramwayverkehr und Militärtransporten derart in 
Anſpruch genommen, dafs der Rennweg in feiner Ausmündung 
nicht den Ablauf gegen die Heumarktkaſerne findet, wie er fein 
ſollte. Ich erlaube mir daher, Ihnen den Antrag vorzulegen, 
den der Stadtrath diesbezüglich ſtellt und der dahin geht, eine 
Petition an das Kriegsminiſterium zu richten, damit die Demo- 
lierung, reſpective Caſſierung dieſer Kaſerne veranlasst werde. Der 
Antrag lautet (liest): Es ſei die hohe Regierung im Wege einer 
Petition zu erſuchen, bei dem Baue neuer Kaſernen in Wien darauf 
Bedacht zu nehmen, dajs hiebei ein Erſatz für das Militär⸗Trans⸗ 
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porthaus in der Heumarktkaſerne gefunden und dadurch die ſeiner— 
zeitige Entfernung dieſer Kaſerne ermöglicht wird. 

Ich erſuche Sie um Annahme dieſes Antrages. 

Gem.⸗Nath Wurm: Der Stadttheil von der Schikaneder⸗ 
brücke abwärts bis zum Donaucanal hat jedenfalls eine ſehr große 
Zukunft und wird hoffentlich zu den ſchönſten Theilen Wiens 
gehören. Die Ausbildung des Platzes vor der Karlskirche hat 
gelegentlich des Referates über die Verkehrsanlagen Erwähnung 
gefunden. Die Ausbildung des Platzes vor dem Schwarzenberg⸗ 
Palais iſt gewiſs im höchſten Grade wichtig und es iſt zu bedauern, 
dafs dort ein Object ſteht, welches dieſer Ausbildung hinderlich iſt. 
Die Heumarktkaſerne iſt nächſt der Franz Joſefskaſerne dasjenige 
Object, welche der Ausbildung und Entwicklung des Stadttheiles 
am meiſten im Wege ſteht. Die Franz Joſefskaſerne ſteht der 
Ausbildung des Ringes im Wege, weil die Ringſtraße in ihrem 
ſchönſten Theile wegen der beiderſeitigen Bauten nicht fortgeſetzt 
und ausgebildet werden kann, und ebenſo iſt auch die Heumarkt— 
kaſerne gerade an einer Stelle, wo ſowohl ungünſtige Niveauver- 
hältniſſe ſind, als auch wo ein bereits ſchön entwickelter Bezirks— 
theil von dem übrigen Theile der Stadt abgeſchnitten iſt. Es iſt 
gewiſs ſehr erfreulich geweſen, dajs ſich auf den ehemaligen Metternich⸗ 
gründen ein eleganter Stadttheil gebildet hat; dieſer iſt jedoch durch 
die Heumarktkaſerne von dem übrigen Theile der Stadt vollkommen 
abgeſchnitten. Wenn nun die Heumarktkkaſerne fällt, iſt es möglich, 
die Straßenzüge, welche draußen in dieſem Stadttheile beſtehen, 
bis gegen die gegenwärtige Wien fortzuſetzen. Wenn nun die Wien 
überwölbt wird, iſt jedenfalls die Ausbildung dieſes Stadttheiles 
noch eine günſtigere und wäre umſomehr zu bedauern, wenn dieſes 
Object noch längere Zeit dort beſtehen würde. Aus dieſen Gründen, 
welche nicht bloß äſthetiſche Gründe ſind, da ſie auch für den 
Verkehr wichtig ſind und außerdem das ganze Wertverhältnis der 
Gegend jedenfalls beeinfluſſen werden, nachdem, wenn die Heu— 
marktkaſerne entfernt iſt, die ganze Gegend gewiss an Wert ge— 
winnen wird, iſt es ſehr motiviert, wenn wir eine Petition in 
dieſem Sinne an das Reichs⸗Kriegsminiſterium richten, dafs dieſe 
Kaſerne ſobald als thunlich entfernt werde, da außer der Franz 
Joſefskaſerne kein anderes Object der Entwicklung ſo hindernd 
entgegenſteht wie die Heumarktkaſerne. Ich bitte demnach, dem 
Referenten⸗Antrage zuzuſtimmen. 

Gem.⸗Nath Dr. Cueger: Ich bin in der glücklichen Lage, 
dafs ich durch lange Zeit in der Marokkanergaſſe gehaust habe, 
und ich habe zwei Reden zugehört, bei deren Anhören ich wirklich 
geradezu überraſcht war über die Schilderungen, die der Herr 
Referent und der unmittelbare Herr Vorredner zum beſten gegeben 
haben. Ich bitte, meine Herren, mir etwas zuzuhören. Dieſe Heu⸗ 
marktkaſerne liegt zwiſchen dem Rennweg und der Marokkanergaſſe. 
Der Referent ſagt: Wenn dieſe Kaſerne beſeitigt wird, ſo iſt 
dadurch eine Verbindung des V. mit dem III. Bezirke erleichtert. 
(Referent Gem.⸗Rath Müller: Ich habe das Wort „V. Bezirk“ 
gar nicht ausgeſprochen.) Sie haben das ausdrücklich geſagt. 
(Referent Gem.⸗Rath Müller: Ich bitte, im Stenogramme nach— 
zuleſen.) Das wird ſchon ausgebeſſert werden. Vielleicht war es 
ein Verſprechen; vielleicht glaubte er eine Verbindung des IV. und 
III. Bezirkes. Das iſt nur dann möglich, wenn die Anlagen, die 
jetzt bei dem Hochſtrahlbrunnen beſtehen, zerſtört werden, und längs 
des Schwarzenbergplatzes unten eine Straße gelegt wird; anders 
iſt es nicht möglich; wer die dortige Gegend kennt, weiß es. Wenn 
ſolche Gründe angeführt werden, fo mußs ich billig ſtaunen. Der 
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Herr Vorredner war Referent über die Verkehrsanlagen und hat 
Folgendes geſagt: Wenn die Wien überwölbt werden wird, wird 
es möglich fein, daſs dann die Straßen bis zur Inneren Stadt 
durchgeführt werden (Ruf: Bis zur Wien!) — bis an die Wien, 
hat er geſagt. Nun, weiß der geehrte Herr Referent über die 
Verkehrsanlagen nicht, daſs die Bahn dort in folgender Weiſe 
gehen ſoll; ſie ſoll ſich gerade beim Beginne der Heumarktkaſerne 
aus der Tiefbahn zur Hochbahn erheben, und zwiſchen dem Renn⸗ 
weg und der Saleſianergaſſe iſt eine Überbrückung der Bahn gar 
nicht möglich. Weiß das der geehrte Herr Referent über die Ver— 
kehrsanlagen nicht? Es iſt damals bei den Verkehrsanlagen viel 
zu wenig auf den Schwarzenbergplatz hingewieſen worden. Ich 
bin für die Beſeitigung der Heumarktkaſerne, ja ich ſage, das iſt 
eine der erſten Kaſernen, die beſeitigt werden ſoll, nicht ſo ſehr 
aus Verkehrsrückſichten, ſondern aus Schönheitsrückſichten, weil die 
Kaſerne dort den ganzen Schwarzenbergplatz in unerhörteſter Weiſe 
verſchandelt und weil ſie geradezu nach Beſeitigung ſchreit. Ich 
bin auch aus ſanitären Gründen für die Beſeitigung. Diejenigen 
Herren, welche dieſe Kaſerne kennen, werden zugeben, dass fie aus 
drei Theilen beſteht, aus dem ſogenannten Transporthaus und aus 
einem verhältnismäßigen Neubau; es iſt dieſer eine Tract gegen 
den Heumarkt unter Kaiſer Ferdinand gebaut worden. 

Dort liegen in der Regel ein oder zwei Infanterie-Bataillons; 
dann ſind rückwärts noch alte Baracken aus der Zeit der Kaiſerin 
Maria Thereſia; es find alte Militärbaracken, wie fie früher be- 
ſtanden haben, wo immer ein Regiment Artillerie einquartiert iſt. 
Wenn Sie dieſe Baracken dort rückwärts ſich vergegenwärtigen, fo 
möchte man ſtaunen, daßs ſolche Baulichkeiten belaſſen werden. 
Da gehen auswärts hölzerne Stiegen hinauf. Die Fenſter und 
Thüren find ſchmal, daſs man ſtaunt, dass fo etwas noch exiſtiert. 
Die Mauern zeigen Näſſe bis zum Dach hinauf. So ſcandalös 
ſind die Zuſtände, und ſolche Kaſernen werden belaſſen. 

In den Stallungen, die ebenerdig ſind, iſt einmal der Rotz 
ausgebrochen. Was iſt geſchehen? Statt dafs man dieſe Baracken 
niedergeriſſen und anſtändige hingebaut hätte, hat man aus dieſen 
Baracken alle Holzbeſtandtheile herausgeriſſen und hat die neuen 
Holzbeſtandtheile hineingegeben. Solche Zuſtände ſind dort. Wenn 
Sie das ſehen würden, würden Sie ſtaunen, dafs fo etwas möglich 
it. Man muss vis-à-vis gewohnt haben, um zu wiſſen, daſs es 
möglich iſt. Aus dieſen Schönheitsgründen bin ich für die Be— 
ſeitigung. Für den Verkehr, insbeſondere dann, wenn die Bahn⸗ 
anlage hergeſtellt wird, wird es gar nichts nützen. 

Aber der Antrag, wie er hier ſteht, iſt vollſtändig unzulänglich. 
Wenn Sie auch eine Erſatzkaſerne für das Militärtrausporthaus bauen, 
damit können Sie die Heumarktkaſerne nicht auflaſſen, weil eine 
Infanterie⸗ und eine Artilleriekaſerne dabei iſt. Es mußs daher 
eine Erſatzkaſerne für alles gebaut werden; ich würde meinen, dafs 
hiebei ein Erſatz nicht bloß für das Militärtransporthaus in der 
Heumarktkaſerne, ſondern für das Militärtransporthaus und für 
die Heumarktkaſerne gefunden werden mufs und dadurch die ſeiner— 
zeitige Entfernung dieſer Baulichkeiten ermöglicht wird. Dieſen 
Antrag ſtelle ich, und bitte um Ihre Zuſtimmung. Wenn nicht 
dieſe verrückte Bahnlinie dort wäre, würde dieſer Antrag eine viel 
größere Bedeutung haben. Jetzt wird ohnehin der Schwarzenberg⸗ 
platz durch dieſe Schnackerlbahn verſchandelt, es liegt nichts daran, 
ob noch ein Patzen dort iſt. Solange dieſes Bahnproject nicht 
geweſen iſt, wäre wohl das Verſchwinden dieſer Kaſerne von außer⸗ 
ordentlicher Bedeutung geweſen. | 
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Es freut mich nur, dafs der unmittelbare Herr Vorredner, 
der Referent für die Verkehrsanlagen war, ſelbſt zugeſteht, welches 
Rieſenverbrechen begangen würde, wenn die Strecke vom Rennwege 
bis zur Saleſianergaſſe unpaſſierbar gemacht und vom Verkehre 
mit der Inneren Stadt abgeſchnitten würde. Das nehme ich zur 
freudigen N weil man mir nicht glaubt, ſondern immer 
meint, dafs die Referenten die allergeſcheiteſten Leute ſind. 
(Heiterkeit.) Der Herr Referent hat ſich aber ſelbſt hier Unrecht 
gegeben und eine tiefe Wunde beigefügt. Nur hätte ihm das 


früher einfallen ſollen, damals, wie er als Referent für die Ver⸗ 


kehrsanlagen dort geſtanden iſt. (Beifall links.) 

Gem.-Nath Wurm: Ich antworte dem unmittelbaren Herrn 
Vorredner zunächſt damit, dafs ich ſehr darüber erfreut bin, daſss 
er den Antrag ſo geſtellt hat, wie ich ihn urſprünglich geſtellt 
habe. Ich habe auch die abſolute Verlegung der Heumarktkaſerne 
beantragt; leider wurde das im Stadtrath beſchnitten und es iſt 
die zahmere Form übrig geblieben. Dem ſtimme ich vollkommen 
bei, wenn der Antrag in etwas weiterer Form geſtellt wird. 

Was aber die übrigen Ausführungen des Herrn Vorredners 
anbelangt, ſo fühle ich mich durch dieſelben abſolut gar nicht 
getroffen. Es iſt ganz unmöglich, eine Bahn, wenn ſie als Niveau⸗ 
oder Hochbahn nothwendig iſt, zu bauen, ohne dass der Übergang 
irgendwo die Straße verſtellt. 

Es iſt das ganz mit dem zu vereinigen, was ich früher geſagt 
habe. Ich habe geſagt: Ein ſehr eleganter Stadttheil iſt durch die 
Heumarktkaſerne von der übrigen Stadt abgeſchnitten. Das iſt 
richtig. Wenn die Heumarkkkaſerne fällt, können Sie die Strohgaſſe 
bis zum Heumarkt verlängern. Dann kommen Sie zum Heumarkt, 
und von hier können Sie zur Schwarzenbergbrücke gelangen. 
Der Nullpunkt der Stadtbahn liegt in der Marokkanergaſſe. In 
der Nähe der Schwarzenbergbrücke können Sie paſſieren, und wenn 
die Linie fo gezogen wird, das fie direct bis zur Strohgaſſe ver- 
längert wird, ſo iſt dadurch eine Verbindung für den eleganten 
Stadttheil geſchaffen, die jetzt fehlt. Denn von der Strohgaſſe 
gelangt man durch ſchmale Gässchen — das Niveau iſt launenhaft — 
oder auf einem weiten Umweg auf den Rennweg. Neben der Heu⸗ 
marktkaſerne iſt eine tiefe Stelle; man muss von der Strohgaſſe 
einen weiten Umweg machen, oder man mußs auf der einen Seite 
hinunterſteigen und auf der anderen Seite wieder hinaufſteigen. 
Jedenfalls wäre dies eine weſentliche Erſchwerung, wenn man von 
der Strohgaſſe gegen die Schwarzenbergbrücke zu geht; außerdem 
wäre es auch fo unſchön, daſs ſchon aus dieſem Grunde die Heumarkt⸗ 
kaſerne beſeitigt werden mufs. Ich habe ausdrücklich betont, dass 
dies nicht nur deshalb wünſchenswert iſt, weil dieſer elegante 
Stadttheil durch die Kaſerne von der Stadt abgeſchnitten wird, 
ſondern auch, weil die Wertverhältniſſe in der ganzen Gegend 
gehoben werden und weil äſthetiſche Gründe dafür ſprechen, dajs 
dieſer Stadttheil entſprechend ausgebildet wird. Das ſind die 
Gründe, die ich angeführt habe, und ſie laſſen ſich ſehr gut mit 
dem vereinigen, was ich als Referent über die Verkehrsanlagen 
geſagt habe. Es iſt unmöglich, das zu übergehen, und wenn Sie 
dieſen Übergang an einer anderen Stelle machen, ſo iſt es noch 
unſchöner als hier. 

Referent (zum Schlusswort): Ich habe nicht viel beizu⸗ 
fügen, weil ja die ſämmtlichen Herren einverſtanden find, dass dieſe 
Kaſerne beſeitigt werden ſoll. Der Antrag des Gem.-Rathes 
Dr. Lueger iſt eigentlich inſoferne eine Erweiterung, als er die 
ſofortige gänzliche Beſeitigung dieſer Kaſerne wünſcht. 
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Ich habe hier den Antrag des Stadtrathes zu vertreten, habe 
aber für meine Perſon auch gegen den Antrag des Herrn Dr. 
Lueger nichts einzuwenden. Bezüglich des Vorwurfes gegen das, 
daſs ich von einer Verbindung zwiſchen den III. und V. Bezirk 
geſprochen haben ſoll, bemerke ich, daſs dies ein merkwürdiges 
Verſehen ſein müfste, Ich werde mich auch diesbezüglich im ſteno⸗ 
graphiſchen Protokolle überzeugen. An den V. Bezirk habe ich bei 
dieſer Sache gar nicht gedacht. Dass ich nicht ſämmtliche Übel⸗ 
ſtände geſchildert habe, geſchah aus dem Grunde, weil ich voraus— 
ſetzte, daßs ſämmtliche Herren dieſelben kennen, und deshalb habe 
ich mich fo kurz als möglich gefasst. 

Weiters habe ich nichts zu erwähnen und bitte Sie um 
Annahme meines Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchke: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. Von Herrn Dr. Lueger wird als Gegen-⸗Antrag bean⸗ 
tragt: Es ſei die Regierung im Wege einer Petition zu erſuchen, 
beim Baue neuer Kaſernen in Wien darauf Bedacht zu nehmen, 
daſs hiebei ein Erſatz für die Heumarktkaſerne und das Transport- 
haus gefunden und dadurch die ſeinerzeitige Entfernung dieſer 
Gebäude ermöglicht wird. Die Herren, welche dieſem Antrage zu— 
ſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei die hohe Regierung im Wege einer 
Petition zu erſuchen, bei dem Baue neuer Kaſernen 
in Wien darauf Bedacht zu nehmen, daſs hiebei 
ein Erſatz für die Heumarktkaſerne und das Trans— 
porthaus gefunden und dadurch die ſeinerzeitige 
Entfernung dieſer Gebäude ermöglicht wird. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Vorſchle: Die öffentliche 
Sitzung iſt geſchloſſen, es folgt eine vertrauliche. 

(Schluss der öffentlichen Sitzung um ¼7 Uhr abends.) 


Beſchluſs- Protokoll 
der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 


vom 9. Juni 1892. 
Vorſitz: Vice-Würgermeiſter Dr. Borfhke. 

1. Gem.-Rath Dr. Hackenberg referiert über das Offert 
der Margarethe Höfler auf käufliche Überlaffung des ihr gehörigen 
dritten Theiles des Hauſes Or.⸗Nr. 17 Nuſsdorferſtraße, Or. Nr. 12 
Fluchtgaſſe und beantragt die Annahme dieſes Offertes, wonach 
dieſelbe dieſes Hausdrittel um den Betrag von 12.000 fl. an die 
Gemeinde zu verkaufen ſich erbietet, wobei die Gemeinde die Über⸗ 
tragungsgebüren und Vertragskoſten zu tragen hat. | 

(Angenommen.) 

2. HGem.-Bath Matzenauer referiert über die Verleihung 
einer communalen Auszeichnung an die Armenräthe des J. Bezirkes 
Thomas Nowak, Johann Modl und Bartholomäus Mikeſch 
und beantragt, den Genannten in Anerkennung ihres langjährigen, 
erſprießlichen und aufopfernden Wirkens auf dem Gebiete der 
Armenpflege die große goldene Salvatormedaille zu verleihen. 

Angenommen.) 

3. Gem.-RNath Wurm referiert über das Anſuchen der 

Allgemeinen Depoſitenbank um Bekanntgabe der Schadloshaltung 
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für den beim Umbaue des Hauſes Or.⸗Nr. 1 Schottengaffe, I. Bezirk 
abzutretenden Straßengrund und beantragt: 

Es werde die Schadloshaltung für den im Falle des Umbaues 
des Hauſes Or.⸗Nr. 1 Schottengaſſe, Or.⸗Nr. 2 Teinfaltſtraße 
zur Verbreiterung der Teinfaltſtraße und Schottengaſſe mit zuſammen 
168-03 m? abzutretenden Grund nach dem Schätzungsergebniſſe 
mit durchſchnittlich 170 fl. per Quadratmeter beſtimmt, die weiter⸗ 
gehenden Anſprüche auf Beſtimmung der Schadloshaltung mit 
250 fl. per Quadratmeter dagegen abgelehnt und die Giltigkeit 


der zu genehmigenden Schadloshaltungsziffer auf zwei Jahre ein⸗ 


geſchränkt. (S 12 Bauordnung.) (Angenommen.) 
(Die Sitzung wird um ½8 Uhr abends geſchloſſen.) 


Stadtrath. 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 1. Juni 1892. 
Vorſitzende: 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Borſch ke. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Anweſende: Boſchan, v. Neumann, 


v. Götz, Noske, 

v. Goldſchmidt, Rückauf, 

Dr. Grübl, Schlechter, 
Dr. Hackenberg, Schneiderhan, 
Dr. Huber, Dr. Stenzl, 
Kreindl, Vaugoin, 

Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Matzenqauer, Witzelsberger, 
Meißl, Wurm. 
Müller, 


Bürgermeiſter Dr. Prix. 


Beurlaubt: Dr. v. Billing. 
Experte: Stadtbaudirector Berger, 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Secretär Roßner. 


Nach Eröffnung der Sitzung durch den Vice-Mürgermeiſter 
Dr. Vorſchlie macht derſelbe folgende Mittheilung: 
Geſchäftsausweis des Stadtrathes pro Mai 1892: 
F ⁰·wwwAAÄʃ m ˙ 706 Actenſtücke; 
hievon wurden durch den Stadtrath erledigt 408 
dem Magiſtrate wurden zur Vorberathung, eventuell 
Erledigung im eigenen Wirkungskreiſe zugewiefen . 68 9 
in Berathung befinden ſich noch 


76 


6 


(Zur Kenntnis.) 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Nichter referiert über das Anſuchen 
des Kanzlei⸗Directions⸗Adjuncten Karl Dorn um Urlaubsbewilligung 
und beantragt die Gewährung eines achtwöchentlichen Urlaubes behufs 
Landaufenthaltes. (An genommen.) 

St.-N. Meißl referiert über Geſuche um Aufnahme in den 
Wiener Gemeindeverband und beantragt die Verleihung der Zuſtändigkeit 
nach Wien an: ö 

Kernecker Juliana und Kernecker Amalia, Private; 

Humb Barbara, Fabriksgeſellſchafterin; 

Pick Alois, Caſſier; 


— 
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Bilek Amalia, Weißnäherin; 
Sindelaf Johann, Schloſſergehilfe; 
Goöd Michael, Maurer; 
Podſtatny Johann, Geſchäftsdiener und Hausbeſorger; 
Sebor Philipp, Tiſchlergehilfe; 
Marzi Wenzel, Hausbeſorger; 
Schmitz Karl, Gaſtwirt; 
Wild Franz, Gemiſchtwarenverſchleißer; 
Kudrna Johann, Schneider; 
Daum Edmund, Buchbinder; 
Kratochwil Antonia, Haushälterin; 
Greger (Braun) Joſefa, Arbeiterin; 
Schneider Johann, Privatier; 
Stadler Johann, Amtsdiener; 
Wallis Jakob, Möbeletabliſſements-Beſitzer; 
Korn Wenzel, Zimmermannsgehilfe; 
Swötlik Karl, Taſchnergehilfe; 
Steiden Heinrich, Proviſor der Rathhausapotheke; 
Kickmayer Joſef, Victualienhändler; 
Zabka Franz, Schuhmachermeiſter; 
Gorill Johann, k. k. Briefträger a. D.; 
Papſt Paul, Verſchleißer in der Wiener Kryſtall⸗Eisfabrik; 
Kirchner Victoria Anna, Handarbeiterin; | 
Babacel Karl, Vergoldergehilfe; 
Mücke Vincenz, Scaontiſt; 
Wanjura Raimund, Incaſſant der k. k. Verſicherungs⸗Ge⸗ 
ſellſchaft „Donau“; 
Weilguni Johann, Zimmermannsgehilfe; 
Hönig Wenzel, Hausbeſorger; 
Kaiſer Ludwig, Schuhmachergehilfe; 
Meiſinger Joſef, Hausdiener; 
Czech Franz, Hausbeſorger; 
Jully Karoline, Köchin, 
Babiéky Johann, Schuhmachermeiſter; 
Hannig Joſef, Tiſchlergehilfe; 
Saß Albert, Gaſtwirt; 
Heintſchel Franz, Buchhalter; 
Svaton Katharina, Dienſtmagd; 
Oſterlein Barbara, Pflegerin an der Schulabtheilung für 
ſchwachſinnige Kinder in Währing; 
Bernt Joſef, Hausbeſorger; 
Hachl Franz, Geſchäftsführer; 
Altmann Paul, Kutſcher und Hausbeſorger; 
Himmel Adalbert, Portier; 
Wollny Amalia, Wirtſchafterin; 
Bauer Samuel, Kaufmann, und 
Haidinger Joſef, Bäckergehilfe und Laternenanzünder. 
(Angenommen); 
— derſelbe referiert über ſieben Geſuche um Aufnahme in den 
Wiener Gemeindeverband und beantragt die Verleihung der Zu— 
ſtändigkeit nach Wien an: 
Kratochwill Franz, Beamter; 
Syrowatka Joſef, Schloſſergehilfe; 
Wagner Aloiſia, Dienſtmädchen; 
Aſtler Johann, k. u. k. Feuerwerker; 
Reinalter Ludwig, Bildhauer; 
Juranek Alois, Fabriksarbeiter, und 


Raab Marie, Handarbeiterin. (Angenommen); 
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— derſelbe referiert über mehrere Geſuche um Verleihung des 
Bürgerrechtes und beantragt die Verleihung des Bürgerrechtes an: 

Mayr Ferdinand, Gürtler; 

Wewerka Adolf, Kleidermacher. 

(Dieſe Anträge werden angenommen.) 

St.-N. Schneiderhan referiert über das Anſuchen des Regens⸗ 
chori in Altmannsdorf um Auszahlung ſeines Gehaltes und beantragt, 
dem Bittsteller die Remuneration von 80 fl. jährlich vom 11. Juli 
1891 an, und zwar den Betrag für die Zeit vom 11. Juli bis 
31. December 1891 ſofort, die folgenden Beträge aber halbjährig im 
nachhinein flüſſig zu machen. 

Dem Pfarramte in Altmannsdorf ſei zu bedeuten, dass die provi⸗ 
ſoriſche Beſtellung des Genannten genehmigend zur Kenntnis ge⸗ 
nommen wird, dafs jedoch feine definitive Ernennung oder die Be⸗ 
ſtellung eines anderen Regenschori der Gemeinde Wien als Nechts- 
nachfolgerin der beſtandenen Gemeinde Altmannsdorf zur Genehmigung 
anzuzeigen iſt, widrigens die auf Widerruf und unter ausdrücklichem 
Vorbehalte des Ernennungsrechtes bewilligte Remuneration für den⸗ 
ſelben eingeſtellt werden würde. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Hundeſteuerrückſtand pro 1890 
des Anton Zendlin und beantragt die Abſchreibung dieſes Rück⸗ 
ſtandes per 12 fl. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Bräuer um 
Ermäßigung der ihm für die Realität Einl. Z. 3177 des II. Bezirkes 
in der Salzach- und Leyſtraße vorgeſchriebenen Canaleinmündungs⸗ 
gebür per 436 fl. 92 kr. und beantragt die Ermäßigung dieſer Gebür 
auf den Betrag von 300 fl. Angenommen.) 

St.-N. v. Götz referiert über die Bewilligung eines Reiſe⸗ 
pauſchales für die zur diesjährigen Verſammlung des deutſchen Vereines 
der Gas⸗ und Waſſerfachmänner zu entſendenden zwei Bauamtsbeamten 
und beantragt die Bewilligung eines Reiſepauſchales von je 200 fl. 

5 Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Eingabe des Vorſtehers des 
XVIII. Bezirkes wegen Erhöhung der monatlichen Bezüge der Latern⸗ 
anzünder in den ehemaligen Gemeindegebieten von Neuſtift a. W. und 
Salmannsdorf und beantragt, mit Rückſicht auf die erhöhte Arbeits⸗ 
leiſtung dem Laternanzünder in Neuftift a. W. den Monatslohn von 
14 fl. auf 20 fl. und jenem in Salmannsdorf von 25 fl. auf 30 fl. 
zu erhöhen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert in Betreff der Adaptierung eines Lehrzimmers 
in der Schloſsrealität in Baumgarten und beantragt die Genehmigung 
der Verwendung der vom Magiftrate beantragten Localitäten für Lehr⸗ 
zwecke ſowie deren Adaptierung im Geſammtkoſtenbetrage von 450 fl. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Koſtenanſchlag für den Umbau 
des Haupt⸗Unrathscanales in der Feld⸗, Laudon⸗ und Breitenfelder⸗ 
gaſſe, VIII. Bezirk aus Beton im adjuſtierten Betrage von 11.780 fl. 
36 kr. und beantragt die Genehmigung der Ausführung dieſes prä⸗ 
liminierten Canalbaues. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Beſchaffung von Decorations⸗ 
bäumen zur Decorierung der Gaſſenfronten der ſtädtiſchen Objecte im 
XIII. Bezirke aus Anlaſs der Frohnleichnahms⸗Proceſſion und beantragt, 
die Entnahme der zu dieſem Zwecke im heurigen Jahre erforderlichen 
Stauden, reſpective Bäume aus dem Hütteldorfer Gemeindewalde zu 
bewilligen, jedoch habe die Entnahme dieſer Stauden nach Anweiſung des 
mit der Überwachung des genannten Waldes betrauten Förſters Franz 
Kratky in Hütteldorf zu geſchehen. Die Stadtbauamtsabtheilung des 
magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XIII. Bezirk hat für die Be⸗ 
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ſchaffung folder Decorationsſtauden in der ſpäteren Zeit in anderer 
Weiſe vorzuſorgen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Vornahme von Adaptierungsarbeiten 
im ſtädtiſchen Aſyl⸗ und Werkhauſe im X. Bezirk, Simmeringerſtraße 
behufs Erweiterung der Einfahrt zu den Magazinen und beantragt die 
Ertheilung des Bauconſenſes. (Angenommen.) 

St.-N. Vaugoin referiert über die Abſchreibung von Beerdi⸗ 
gungskoſten nach 39 Parteien im IV. und V. Bezirke und beantragt 
die Abſchreibung aus dem Titel der Uneinbringlichkeit. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Abſchreibung von Beerdigungskoſten 
nach 25 Parteien im III. Bezirke und beantragt die Abſchreibung aus 
dem Titel der Uneinbringlichkeit. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Diurniſten im 
Conſeriptionsamte Anton Wondaczek um Altersnachſicht behufs 
Erlangung einer Taxcommiſſärsſtelle und beantragt die Geſuchs⸗ 
gewährung. (Angenommen.) 

St.-N. Nückauf referiert über das Anſuchen des Vereines 
„Einigkeit“ im IV. Bezirke um Bewilligung einer Jahresſubvention 
und beantragt die Gewährung einer Subvention pro 1892 per 100 fl. 
und Bewilligung eines Zuſchuſscredites in dieſer Höhe zur Ausgabs⸗ 
Rubrik XXXVIII 1 a. ( Angenommen.) 

Hierüber iſt dem Gemeinderathe zu berichten. 

— Derſelbe referiert über das Anſuchen des Vereines „Kinder⸗ 
ſchutz“ in Wien um Gewährung einer Subvention pro 1892 und 
beantragt die Bewilligung einer ſolchen pro 1892 im Betrage von 
100 fl. (Angenommen.) 

Hierüber iſt dem Gemeinderathe zu berichten. 

— Derſelbe referiert über das Anſuchen des Anton Reis 
dinger, Eigenthümers der Realikät Or.⸗Nr. 29, Dietrichgaſſe um 
käufliche Überlaſſung des hinter den Realitäten Or.⸗Nr. 27 und 29 
Dietrichgaſſe, III. Bezirk gelegenen ſtädtiſchen Grundes (Theil der auf- 
gelaſſenen Weidegaſſe) und beantragt, auf dieſes Anſuchen nicht ein⸗ 
zugehen, ſondern die Verhandlung über die zur Completierung der 


Bauarea in der Drorygaſſe erforderliche Erwerbung eines Theiles der 


Weidegaſſe der Bauverhandlung vorzubehalten. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Heinrich Leo um 
Bewilligung zur Aufſtellung einer automatiſchen Wage im Stadtparke 
in der Nähe des Kinderſpielplatzes und beantragt die Geſuchsabweiſung. 
(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Martin und der 
Thereſe Hemetsberger um käufliche Überlaffung eines Grundtheiles 
des aufgelaſſenen Lerchenfelder Friedhofes und beantragt den Verkauf 
der unvollſtändigen Bauſtelle 10 auf dem aufgelaſſenen alten Lerchen⸗ 
felder Friedhofe im Ausmaße von 312˙88 m? an die Genannten um 
den Kaufpreis von 14 fl. 14 kr. per Quadratmeter, das iſt um den 
Geſammtpreis von 4424 fl. unter den vom Magiſtrate beantragten 
Modalitäten. ( Angenommen.) 
St.-N. Witzelsberger referiert über das Offertverhandlungs— 
ergebnis puncto Lieferung einer Rinderbrückenwage für den Contumaz⸗ 
markt am Central⸗Viehmarkte und beantragt, die Lieferung der neuen 
Brückenwage der Firma Paul Hoffmann um den Betrag von 
1080 fl. gegen dem zu übertragen, dass für eine Aufzahlung von 
16 bis 18 fl. der Wagkranz aus Eichenholz (anftatt Lärchenholz) 
hergeſtellt werde. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über zwei Offerte auf Miete des zum 
ehemaligen Gemeindehauſe in Gaudenzdorf gehörigen Gartens und 
beantragt, dieſen hinter dem Schulgebäude in Gaudenzdorf, Schönbrunner— 
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ſtraße 39 und 41 liegenden Garten für Schulzwecke zu belaſſen und 
die beiden genannten Offerte abzulehnen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Thereſia Kir ch⸗ 
wäger um Befreiung von der Standgebür per 12 kr. täglich für 
einen Verkaufsſtand in Nuſsdorf am Hauptplatze nächſt dem Eiſen⸗ 
bahnviaducte und beantragt die Geſuchsgewährung. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt, dieſe Befreiung nur auf Wider⸗ 
ruf zu geben. 

Referent accommodiert ſich. 

Der ſohin modificierte Referenten-Antrag wird 
angenommen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter referiert über die Maß⸗ 
nahmen zur Beſchaffung des nothwendigen Waſſers für das erweiterte 
Gemeindegebiet und ſtellt folgende Anträge: 

1. Das Stadtbauamt wird beauftragt, ſofort die nothwendigen 
Erhebungen und Unterſuchungen bezüglich der Grundwaſſerſtände, der 
vorhandenen Waſſermenge und der entſprechenden, durch das Stadt- 
phyſikat zu conſtatierenden Qualität des Grundwaſſers im Gebiete der 
Donau, und zwar ſowohl in dem im vorliegenden Projecte in Ausſicht 
genommenen Territorium, als auch jenſeits des Donauſtromes, ſowie 
auch an anderen geeigneten Orten durchzuführen und, falls die Unter⸗ 
ſuchungen in dem einen oder anderen Territorium günſtige Reſultate 
liefern, das Detailproject der Nutzwaſſerleitung mit den zugehörigen 
Detailkoſtenanſchlägen auszuarbeiten. 

Zugleich wird das Präſidium des Gemeinderathes ermächtigt, 
wegen Erwerbung, reſpective Sicherung der für die Anlage der Nutz⸗ 
waſſerleitung erforderlichen Grundſtücke die geeigneten Präliminar⸗ 
Kaufverträge abzuſchließen und behufs Erwirkung des behördlichen 
Conſenſes zur Ausführung der Nutzwaſſerleitung die Einleitung und 
Durchführung des waſſerrechtlicher Verfahrens zu veranlaſſen. 

Zum Behufe der techniſchen Vorarbeiten wird ein Credit, und 
zwar für die Unterſuchungen und Proben im Pauſchalbetrage von 
30.000 fl., und für die eigentlichen Projectsarbeiten, ſolange dieſelben 
dauern, ein jährlicher Betrag von 15.000 fl. unter Verweiſung des 
pro 1892 auflaufenden Erforderniſſes auf den Reſervefond und Ein- 
ſtellung des weiteren Erforderniſſes in das Präliminare der folgenden 
Jahre, bewilligt. 

II. Der Herr Bürgermeiſter wird ermächtigt, mit der Unter— 
nehmung der Wiener⸗Neuſtädter Tiefquellenleitung Verhandlungen ein⸗ 
zuleiten, um feſtzuſtellen: 

1. Die Art der Waſſergewinnung, der Zuleitung nach Wien 
und der Vertheilung in Wien; 

2. welches Quantum Waſſer der Stadt mit Sicherheit zur 
Verfügung geſtellt werden kann; 

3. innerhalb welcher Zeit eine Waſſerabgabe mit Sicherheit 
erfolgen kann; 

4. den Preis für die abzunehmende Waſſermenge; 

5. die Garantien für die Durchführung des Unternehmens. 

Der Herr Bürgermeiſter wird weiters ermächtigt, die Ausführung 
allenfalls nöthig erſcheinender Erhebungen, Proben und Vorarbeiten 
zu verlangen. 

Das Reſultat dieſer Verhandlungen und Erhebungen iſt dem 
Gemeinderathe zur Beſchluſsfaſſung vorzulegen. 

III. Das Stadtbauamt hat die Studien wegen eventueller feiner- 
zeitiger Einbeziehung von Hochquellen fortzuſetzen und über das Re— 
ſultat der Erhebungen ſeinerzeit Bericht zu erſtatten. 

1. Der löbliche Gemeinderath genehmigt den von der Donau— 
regulierungs-Commiſſion angebotenen, von der Gemeinde Wien zu 
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bewerkſtelligenden Ankauf des im Plane roth eingeränderten Grund— 
complexes, das iſt den Ankauf der Bauſtellen IV B, Gruppe VA B C 
und Gruppe VI AB nebſt dem zwiſchen dieſen letzten zwei Bauftellen 
liegenden Platze im Flächenmaße von 20.750·98 TO — 74.634-01 m? 
unter unentgeltlicher Überlaſſung der zwiſchen allen Bauſtellen liegenden 
Siraßengründe im Ausmaße von 6655·06 Oo = 23.937˙86 m, 
um den Kaufpreis von 103.754 fl. 90 kr. 

2. Es ſind wegen Formulierung der Kaufvertrags⸗Bedingungen 
mit der Donauregulierungs⸗Commiſſion Verhandlungen zu pflegen, 
deren Reſultat dem Gemeinderathe zur Genehmigung vorzulegen iſt. 

StR. Boſchan ſtellt folgende Anträge: 

1. Die Waſſerverſorgung des Gemeindegebietes iſt ausſchließlich 
Aufgabe der Gemeinde und darf daher nicht in die Hände von 
Privaten gelegt werden; 

2. unter keiner Bedingung darf die Qualität des bisher zu 
Trinkzwecken verwendeten Waſſers von ausgezeichneter Qualität eine 
Verſchlechterung erfahren. 

St.⸗R. Rückauf beantragt, es ſei das dem Grafen Hardegg 
gehörige Gut „Pax“ in Schwarzau in Bezug auf die Ergiebigkeit 
und Waſſerqualität der dort befindlichen Quellen zu unterſuchen. 

St.⸗R. v. Goldſchmidt beantragt, daſs die Verhandlungen 
mit der Tiefquellenleitungs⸗Unternehmung zunächſt aus eigener Macht⸗ 
vollkommenheit des Bürgermeiſters geführt werden ſollen. 

Es wird hierauf die Debatte wegen anderer dringender Referate 
abgebrochen. 

St.-R. Wurm referiert über den Statthalterei⸗Erlaſs vom 
17. Mai 1892, Z. 31367, betreffend die Einbeziehung des generellen 
Variantenprojectes der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eifen- 
bahnen für die Theilſtrecke „Weſtbahnhof —Südbahn“ der Gürtellinie 
der Wiener Stadtbahn in die Tracenreviſion hinſichtlich dieſer Stadt⸗ 
bahnlinie und ſtellt folgende Anträge: 

a) Die nach dem Beſchluſſe des Gemeinderathes vom 23. d. M. 
für die Tracenreviſion der Stadtbahnlinien sub J, dann sub II, Punkt 1 
bis incluſive 5 im allgemeinen geftellten Forderungen, ſowie die für 
die Gürtellinie J. Theil „Weſtbahnhof-Heiligenſtadt“ sub a), i) und 
im) getroffenen Beſtimmungen haben auch für die II. Theilſtrecke der 
Gürtellinie vom Weſtbahnhof zur Südbahn zu gelten. 

b) In der Strecke zwiſchen der Gumpendorferſtraße und der 
Mollardgaſſe iſt als Erſatz für den dort durch die Bahnanlage in Anſpruch 
genommenen Straßengrund eine innere Gürtelſtraße nach den von der 
Gemeinde Wien hiefür zu beſtimmenden Baulinien auf Rechnung der 
Bahnunternehmungen zu ſchaffen. 

c) In der Jakobsſtraße bei Kilometer 1˙6, dann am Platze vor 
der vormaligen Schönbrunnerlinie bei Kilometer 17, ſowie längs des 
Frachtenbahnhofes der Wien⸗Neudorfer Localbahn bei Kilometer 1˙8 
ſind gleichfalls Erſatzſtraßen für die dort durch die Gürtelbahn occu— 
pierten Straßengründe auf Koſten der Bahnunternehmung herzuſtellen. 

d) In der Strecke zwiſchen Kilometer 2-4 und Kilometer 3˙3, 
das iſt zwiſchen dem Hundsthurmer Friedhofe und der Matzleinsdorfer⸗ 
ſtraße, ift für die der Benützung entzogene Meidlingerſtraße die innere 
gegen den Pferdemarkt gelegene Gürtelſtraße auf Rechnung der Bahn⸗ 
unternehmung durchzuführen. 

e) Für die directe Verbindung der Margarethner Gürtelſtraße 
mit der Hundsthurmerſtraße ſowie der Oberen Bränhausgaſſe mit der 
Lainzerſtraße ſind im Bahnkörper entſprechend weite und hohe Durch⸗ 
läſſe anzulegen. 

f) Die Gemeinde Wien behält ſich vor, in der Verbindungscurve 
zwiſchen Kilometer 0·1 und Kilometer 0˙8 in der Richtung gegen 
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Meidling außer den bereits projectierten Bahnüberſetzungen und Durch— 
läſſen noch weitere Bahnüberfahrten und Bahndurchläſſe erſt nach 
Löſung der Frage über die Art der Verwendung der Gründe im Bahn⸗ 
delta vor dem Matzleinsdorfer Frachtenbahnhofe zu fordern. 

g) Die im Einſchnitte geführte Bahn zwiſchen Kilometer 0˙3 und 
Kilometer 0˙8 vor der Mariahilferlinie iſt auf Rechnung der Bahn— 
unternehmung ſofort einzudecken. 

h) Sollte die Führung der Bahn in Kilometer 1˙3 bis Kilo- 
meter 14 über das Gumpendorfer Schlachthaus nicht vermieden 
werden, ſo iſt die Gemeinde Wien für die Einräumung dieſer Servitut 
im Sinne des Punktes XIII, Abſatz 8 des „Programmes“ zu ent— 
ſchädigen. | 

St.⸗R. Müller und Ritt. v. Neumann beantragen, es fei 
die Bahntrace in der Strecke von Kilometer 1:0 bis 1˙8 in suspenso 
zu belaſſen. 

St.⸗R. Dr. Lederer formuliert dieſen Antrag folgendermaßen: 

„Nachdem die Gemeinde Wien behufs gleichmäßiger Durchführung 
der Gürtelſtraße auch in der Strecke von Kilometer 1˙0 bis 1˙8 eine 
Verbreiterung auf 40“ in Ausſicht nimmt und die Baulinien dem⸗ 
gemäß zu ziehen gedenkt, iſt die Bahntrace in die Mitte des Gürtels 
zu legen.“ 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter, welcher während dieſes 
Referates den Vorſitz übernommen hat, ſchlägt unter 
Berückſichtigung der geſtellten Anträge und der vom Referenten gegebenen 
Anregung folgende Formulierung vor: 

„Da die Gemeinde Wien die Führung der Gürtelſtraße in der 
Strecke von Kilometer 1˙0 bis 1˙8 in der vollen Breite von 40“ in 
Ausſicht genommen hat, ſo ſtellt fie auch hier die Forderung, dafs die 
Bahn thunlich in der Mitte des Gürtelſpiegels geführt werde. 

Dieſer Antrag wird angenommen. 

Über Anregung des Stadtbaudirectors Berger wird beſchloſſen, 
das Stadtbauamt zu beauftragen, in Betreff der Beſtimmung der Bau- 
linie für die Gürtelſtraße unter Zugrundelegung der vollen Breite 
von 40“ in der fraglichen Strecke ein Project vorzulegen. 

| Angenommen.) 

Im übrigen werden die Referenten⸗Anträge mit Auslaſſung der 
vom Referenten zurückgezogenen Punkte b) und ) angenommen. 

Die Beſchlüſſe lauten demnach: 

Die Gemeinde Wien gibt folgende Erklärung ab: 

I 


Die Gemeinde verweist bei dem Eingehen auf die Begutachtung 
des vorliegenden Projectes auf die Beſtimmung der Artikel VII und 
VIII des Programmes, nach welcher die einheitliche Leitung der 
Projectaufſtellung der „Commiſſion für Verkehrsanlagen 
in Wien“ zuſteht, und gibt ihr Gutachten nur unter der Verwahrung 
ab, daſs dadurch der definitiven Projectaufſtellung durch die obige 
Commiſſion in keiner Weiſe präjudiciert werde. 

II. 

1. Nachdem in den vorliegenden Projectplänen über die Wiener 
Verkehrsanlagen nicht nur die beabſichtigten Tracenführungen der 
Stadtbahnen verzeichnet, ſondern auch die Bahnnivelletten im Längen⸗ 
profile, die beabſichtigte Conſtructionsweiſe der Bahnkörper, der Bahn— 
ſtationen und Halteſtellen mit den zugehörigen Objecten verzeichnet 
find und angegeben iſt, in welcher Weiſe ſtädtiſche Objecte hiedurch 
tangiert werden wollen, und nachdem es ſich im gegenwärtigen Stadium 
der Verhandlung nur um die Feſtſtellung der Bahntracen handelt 
(Verordnung des k. k. Handelsminiſteriums vom 25. Jänner 1879 
Nr. 19 R.⸗G.⸗Bl., § 3) wird ſeitens der Gemeinde ausdrücklich 
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hervorgehoben, daſs die Beurtheilung der Bahnanlagen hinſichtlich der 
Lage der Bahnnivellette, dann in conſtructiver und äſthetiſcher Beziehung, 
ſowie hinſichtlich der Art der Umlegung oder Reconſtruction der 
ſtädtiſchen Objecte (Gebäude, Canäle, Waſſerleitung ꝛc.) der politiſchen 
Begehung der Bahnanlagen vorbehalten bleiben müſſe. 

2. Es wird gefordert, daſs bei den Bahnanlagen darauf Rückſicht 
genommen wird, dass alle derzeit beftehenden Communicationen (Straßen⸗ 
züge) aufrecht bleiben, und dafs auch in Zukunft die von der Gemeinde 
als nothwendig erkannten Communicationen anſtandslos hergeſtellt 
werden können, ſowie daſs bei Einſchnitten durchgehends eine Über⸗ 
deckung der Bahn im beſtehenden Niveau ausgeführt werden kann, 
bei Hochbahntracen hingegen entſprechend breite und hohe Durchläſſe 
im Bahnkörper angelegt werden können. 

Die offen projectierten Bahneinſchnitte ſind jederzeit einzudecken 
und die Durchläſſe jederzeit auszuführen, beides auf Verlangen der 
Gemeinde Wien und ohne deren Belaſtung. 

3. Endlich wird bedungen, daſs in jenen Fällen, wo durch die 
Bahnführung der Straßenkörper in der Weiſe occupiert wird, daſs 
hiedurch der Bau von dort bereits projectierten oder dort unumgänglich 
nothwendig auszuführenden Objecten (Fluſsregulierungen, Sammel⸗ 
canälen, Leitungen 2c.) behindert erſcheint, für den occupierten Grund 
durch die Unternehmung der Erſatz zum Baue der beſagten Objecte 


durch Einlöſung nachbarlicher Gebäude und Gründe beſchafft wird. 


4. In jenen Strecken, wo die Bahn im überdeckten Einſchnitte 
geführt wird und ober derſelben dermalen Gartenanlagen oder Alleen 
beſtehen, iſt anzuſtreben, daſs die Conſtruction der Eindeckung in einem 
Niveau hergeſtellt werde, welches es ermöglicht, eine genügend hohe 
Erdſchichte darüber zu geben, damit neuerliche Anpflanzungen möglich find. 

5. Es wird verlangt, daſs die Züge der Localbahn direct auf 
die Localſtrecken der Süd⸗, Weſt⸗ und Franz Joſef⸗Bahn verkehren 
können. 

III. 

a) Die Tracenführung iſt in den geraden Strecken jedenfalls in 
der Axe und bei Krümmungen möglichſt innerhalb des Spiegels der 
Gürtelſtraße zu legen. 

b) In allen Theilen der Gürtellinie, wo die Bahn auf der 
Gürtelſtraße als Hochbahn geführt wird, ſind aus äſthetiſchen und 
Verkehrsrückſichten Bogenſtellungen oder Eiſenconſtructionen mit geräuſch⸗ 
loſer Fahrt anzubringen. 

c) Alle Realitäten, welche die Durchführung der projektierten 
Tracen behindern, ſind von der Unternehmung einzulöſen. 

d) Da die Gemeinde Wien die Führung der Gürtelſtraße in der 
Strecke von Kilometer 1˙0 bis 1˙8 in der vollen Breite von 40° in 
Ausſicht genommen hat, ſo ſtellt fie auch hier die Forderung, dafs die 
Bahn thunlich in der Mitte des Gürtelſpiegels geführt werde. 

e) In der Strecke zwiſchen Kilometer 2˙4 und Kilometer 3°3, 
d. i. zwiſchen dem Hundsthurmer Friedhofe und Matzleinsdorferſtraße, 
iſt für die der Benützung entzogene Meidlingerſtraße, die innere gegen den 
Pferdemarkt gelegene Gürtelſtraße auf Rechnung der Bahnunternehmung 
durchzuführen. 

f) Für die directe Verbindung der Margarethener Gürtelſtraße 
mit der Hundsthurmerſtraße, ſowie der Oberen Bräuhausgaſſe mit der 
Lainzerſtraße, ſind im Bahnkörper entſprechend weite und hohe Durch⸗ 
läſſe anzulegen. 

g) Die Gemeinde Wien behält ſich vor, in der Verbindungs- 
curve zwiſchen Kilometer 0·˙1 und Kilometer 0°8 in der Richtung 
gegen Meidling außer den bereits projectierten Bahnüberſetzungen und 
Durchläſſen noch weitere Bahnüberfahrten und Bahndurchläſſe erſt 
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nach Löſung der Frage über die Art der Verwendung der Gründe 
im Bahndelta vor dem Matzleinsdorfer Frachtenbahnhofe zu fordern. 

h) Sollte die Führung der Bahn in Kilometer 1˙3 bis Kilo- 
meter 1˙4 über das Gumpendorfer Schlachthaus nicht vermieden 
werden, ſo iſt die Gemeinde Wien für die Einräumung dieſer Servitut 
im Sinne des Punktes XIII, Abſatz 8 des „Programmes“ zu ent— 
ſchädigen. 

Schluſs der Sitzung. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 2. Juni 1892. 


Vorſitzende: 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Borſchke. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Anweſende: Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 
v. Goldſchmidt, Rückauf, 
Dr. Grübl, Schlechter, 
Dr. Hackenberg, Schneiderhan, 
Dr. Huber, Dr. Stenzl, 
Kreindl, Vaugoin, 
Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Matzenauer, Witzelsberger, 
Meißl, Wurm. 
Müller, 


Bürgermeiſter Dr. Prix. 


Beurlaubt: Dr. v. Billing. 
Experte: Magiſtrats⸗Secretär Dr. Sauer. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Appel. 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Vorſchle eröffnet die Sitzung. 
St.-N. v. Götz referiert über das Ergebnis der Offertver- 
handlung wegen Vergebung der Brunnenmeiſterarbeiten für die Recon⸗ 
ſtruction des Schöpfwerkes in der Martinsſtraße nächſt der Blumen⸗ 
gaſſe und des Schöpfwerkes bei der Vereinigung der Wienerſtraße mit 
der Johannes- und Wildemanngaſſe im XVIII. Bezirke im ver⸗ 
anſchlagten Koſtenbetrage von 4149 fl. 40 kr. und 100 fl. Pauſchale, 
beziehungsweiſe von 2982 fl. 26 kr. und 100 fl. Pauſchale und 
beantragt, dieſe Arbeiten dem Brunnenmeiſter Franz Nebauer mit der 
geforderten Aufzahlung von 6 Percent zu übertragen. 
(Angenommen.) 
St.-N. Ritt. v. Goldſchmidt referiert über das Ergebnis 
der Offertverhandlung wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſter⸗ 
arbeiten für die Herſtellung eines Haupt⸗Unrathscanales in der Herbſt— 
und Hasnergaſſe im XI. Bezirke mit dem veranſchlagten Koften- 
erforderniſſe von 4210 fl. 98 kr. und 400 fl. Pauſchale und beantragt, 
dieſe Arbeiten dem Beſtbieter Anton Sikora mit dem angebotenen 
27·9percentigen Nachlaſſe zu übertragen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Ergebnis der Offertverhandlung 
wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den Umbau 
des Haupt⸗Unrathscanales in der Kleinen Pfarrgaſſe im II. Bezirke mit 
dem Koſtenerforderniſſe von 2184 fl. 65 kr. und 250 fl. Pauſchale 
und beantragt, dieſe Arbeiten dem Beſtbieter Anton Sikora mit 
dem angebotenen 17˙6percentigen Nachlaſſe zu übertragen. 
(Angenommen); 
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— derſelbe referiert über das Ergebnis der Offertverhandlung 
wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die Herſtellung 
eines Haupt⸗Unrathscanales in der Jadengaſſe und Rudolfsſtraße im 
XIV. Bezirke mit dem veranſchlagten Koſtenerforderniſſe von 3095 fl. 
93 kr. und 335 fl. Pauſchale und beantragt, dieſe Arbeiten dem 
Beſtbieter Ed. Rzehaczek mit dem angebotenen 24percentigen Nach⸗ 
laſſe zu übertragen. (Angenommen.) 

Der Vorſitzende macht hierauf folgende Mit— 
theilung: 

In den Monaten März, April und Mai d. J. fanden unter 
Intervention von Stadträthen Scontrierungen der Caſſen in ver— 

ſchiedenen ſtädtiſchen Amtern und Anſtalten ſtatt, und zwar 
| in ſämmtlichen ſtädtiſchen Waiſenhäuſern; 
Verſorgungsanſtalten und im Bürger⸗ 
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| Verſorgungshauſe; 


in den beiden Schlachthäuſern; 

am Central⸗Viehmarkt; 

im ſtädtiſchen Aſyl⸗ und Werkhauſe; 

am Central⸗Friedhofe; 

in den Forſtverwaltungen Spitz, Ebersdorf, Mannswörth; 

im ſtädtiſchen Lagerhauſe; 

im ſtädtiſchen Todtenbeſchreibamte; 

im Einquartierungs⸗ und Vorſpannsamte, 
wobei keinerlei Anſtand erhoben und die Caſſen vollkommen in 
Ordnung befunden wurden. 

Die Scontrierung der Hauptcaſſa und des Steueramtes erfolgte 
erſt im Monate Juli 1891. 

In den neu errichteten Abtheilungen der Hauptcaſſa und des 
Steueramtes wurde eine Caſſenſcontrierung wegen der zu kurzen Dauer 
des Beſtandes derſelben noch nicht vorgenommen. Aus demſelben 
Grunde wurden Scontrierungen der Caſſen der Bezirksvorſteher und 
der Armen-Inſtitute bisher noch nicht vorgenommen. 


(Zur Kenntnis.) 

St.-R. Dr. Hackenberg referiert über das Anſuchen des 
Georg Roth um Bewilligung zur Parcellierung der Realität Einl.- 
Z. 4033, II. Bezirk, Große Feuerwerkswieſe im Prater und beantragt, 
die Bewilligung unter nachfolgenden Bedingungen zu ertheilen: 

1. Daſs ſämmtliche zur Eröffnung der neuen Straßen und 
Plätze, welche in den Plänen mit II bis IX bezeichnet ſind, ſowie 
die zur Verbreiterung der Vorgartenſtraße erforderlichen Gründe und 
der zur Eröffnung der Straße I entfallende Grund, abzüglich der zu 
den 759 m breiten Vorgärten beſtimmten Theile, nach den §§ 10 
und 13 der Bauordnung für Wien der Gemeinde Wien unentgeltlich 
und im richtigen Niveau übergeben und die gebüren- und laſtenfreie 
Abſchreibung dieſer Gründe unter einem mit der grundbücherlichen 
Durchführung der Parcellierung veranlafst werde; 

2. dass die Verpflichtung, die sub 1) angeführten Gründe un⸗ 
entgeltlich abzutreten und auf das richtige Niveau zu bringen, als 
Reallaſt zu Gunſten der Gemeinde Wien auf ſämmtlichen Bauſtellen 
und Bauſtellenfragmenten unmittelbar hinter den zu Gunſten des 


k. k. Hofärars ſichergeſtellten Reallaſten grundbücherlich einverleibt 


werde; 

3. dass die Bauſtelle 9 der Gruppe B inſolange unverbaut 
bleibe, bis die zur Herſtellung der halben Straßeubreite von 9-48 m 
erforderliche Grundfläche unentgeltlich und im richtigen Niveau der 
Gemeinde Wien übergeben wurde, und daſs dieſes Bauverbot auf 
dieſer Bauſtelle grundbücherlich als Reallaſt zu Gunſten der Gemeinde 
Wien einverleibt werde; 
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4. dass die Bauſtelle 17 der Gruppe B, die Bauſtellen 1, 5 
und 6 der Gruppe D und die Bauſtelle 1 der Gruppe F infolange 
unverbaut bleiben, bis der zur Herſtellung des freien Platzes erforder— 
liche Grund in einer Breite von 23 m der Gemeinde Wien unent— 
geltlich und im richtigen Niveau übergeben wurde, und dafßs dieſes 
Bauverbot auf dieſen Bauſtellen grundbücherlich als Reallaſt zu 
Gunſten der Gemeinde Wien auf Koſten des Parcſellierungsverbotes 
einverleibt werde; 

5. daſs die Bauſtellentheile 10 und 16 der Gruppe B (fiche 
Punkt 7), weiters die Bauſtellen: 5 der Gruppe I, 3 der Gruppe L 
und 7 der Gruppe 0 inſolange unverbaut bleiben, bis nicht eine 
Arrondierung durch die Nachbargründe ſtattgefunden hat, und die zur 
Eröffnung der Straßen bis zur halben Straßenbreite, welche bei den 
Bauſtellentheilen 10 und 16 der Gruppe B und 5 der Gruppe I 
9:48 m, beim Bauſtellentheile 3 Gruppe L 759 m beträgt, beziehungs— 
weiſe beim Bauſtellentheile 7 Gruppe 0 die zur Eröffnung der Straße 
in der reſtlichen Breite von 6˙38 w erforderlichen Straßengründe un— 
entgeltlich und im richtigen Niveau der Gemeinde Wien übergeben 
wurden und dafs dieſes Bauverbot auf denjenigen Grundbuchseinlagen, 
in welche dieſe Bauſtellen, reſpective Bauſtellentheile eingelegt werden, 
als Reallaſt grundbücherlich zu Gunſten der Gemeinde Wien einverleibt 
werde; 

6. dafs die Bauſtellenfragmente 1 Gruppe I und 1 Gruppe 0 
ſolange unverbaut bleiben, bis eine Arrondierung derſelben durch 
Nachbargründe ſtattgefunden hat und dafs dieſes Bauverbot auf dieſen 
Bauſtellenfragmenten zu Gunſten der Gemeinde Wien als Reallaſt 
grundbücherlich einverleibt werde; 

7. dafs die Bauſtellenfragmente 10 und 16 Gruppe B, 2 
Gruppe I, 2 der Gruppe L, dann 3 und 4 der Gruppe O, welche 
Bauſtellenfragmente von keiner öffentlichen Straße zugänglich ſind, 
nicht für ſich in eine eigene Grundbuchseinlage gelegt, ſondern je mit 
einer angrenzenden Bauſtelle zuſammen in einer Grundbuchseinlage 
vereinigt werden; 

8. bei der Gruppe A, bei den Bauſtellen 1, 2, 3 der Gruppe B 
und C find in der Querſtraße I 759 m breite Vorgärten außerhalb 
der Baulinien im Sinne des §S 82 B.⸗O. herzuſtellen und hat 
demnach dieſe Linie als eigentliche Verbauungslinie, die in einem 
Abſtande von 759 m gezogene Parallele als Baulinie für die Vor⸗ 
gärten zu gelten. 

Dieſe Verpflichtung iſt auf der Baugruppe A und den Bau— 
ftellen 1, 2, 3 der Gruppe B und C als Reallaſt zu Gunſten der 
Gemeinde Wien grundbücherlich einzuverleiben. 

9. Bei den Bauſtellen: 


3, 4, 7, 8, 11, 12 und 16. der Gruppe 0 
3, 4, 7, 8, 11 und 12 „ 5 E 
3, 4, 7, 8, 11, 12, 15 und 16. „ „ H 
3A UND, ee ei „ K 
„CCCCCCCCCCCCCCC n a N 
1, 2, 9, 10, 13, 14, 12, 11, 8, 7 und 6. „ „ 2 
! , een er 
ü 6 0 


ſind in der Ausſtelungsſtraße und Vorgrtenſtraßz bt der Bau⸗ 
linie 759 m breite Vorgärten im Sinne des § 82 der Bauordnung 
herzuſtellen und iſt dieſe Verpflichtung auf jeder der in dieſem Punkte 
genannten Bauſtellen als Reallaſt zu Gunſten der Gemeinde Wien 
grundbücherlich einzuverleiben. 

10. Dieſe Vorgärten ſind gegen die Straßen durch eiſerne, auf 
gemauertem oder ſteinernem Sockel ruhende, zierliche, durchläſſige Gitter 
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abzufrieden. Die Vorgärten, ſowie Gitter ſammt Sockel ſind von den 
Eigenthümern dieſer Realitäten ſtets in gutem Zuſtande zu erhalten. 
Die Vorgärten haben ſtets unverbaut zu bleiben und dürfen nur zur 
Anlage von Riſaliten, Portalen, Balkonen, Erkern, Veranden und 
Freitreppen im Sinne des § 5 der Bauordnung für Wien benützt 
werden. 

Dieſe Verpflichtung iſt auf ſämmtlichen in dem Punkte 8 und 9 
bezeichneten Bauſtellen, beziehungsweiſe der Gruppe A als Reallaſt zu 
Gunſten der Gemeinde Wien grundbücherlich einzuverleiben. 

11. Auf der Baugruppe A, den Bauſtellen 1, 2, 3, 5, 6, 9 
und 17 der Gruppe B, den Bauftellenfragmenten 10 und 16 der 
Gruppe B (ſobald Punkt 5 hinſichtlich dieſer Fragmente entfällt), den 
Bauſtellen 


1, 2, 3, 4, 7, 8, 11, 12 und 16 der Gruppe C 
CCC „ E 
3, 4, 7, 8, 11, 12, 15 und 16. „ „ I 
3, 4, 7 und s . Such 5 K 
3, 4, 7, 8, 11, 12 und 16. . „ „ N 
1, 2, 9, 10, 13 und 14... „ „ 2 
1, 5, 6, 9, 10 und 4 x % 5 D 
. e ee re „„ E 
FTC ᷣ ae Bu 1 I 
ON na se ee ee ei r J 
1. 2110 9 u 2 a. Kenn „ M 
12 und 13 een a Be N L 


ſind nur Wohnhäuſer zu errichten Ah it dieſe Verpflichtung auf jeder 
der in dieſem Punkte bezeichneten Bauſtellen, reſpective Bauſtellen— 
fragmente als Reallaſt zu Gunſten der Gemeinde Wien grundbücherlich 
einzuverleiben. 

12. Bei den auf der Gruppe A, den Bauſtellen 1 bis 5 der 
Gruppe B, den ſämmtlichen Bauſtellen der Gruppen C, E, H, K, N 
und den Bauſtellen 1, 2, 3, 4 und 8 bis 14 der Gruppe Q zu 
erbauenden Häuſern ſind jene Feuermauern, welche vom Praterſtern 
oder der Ausſtellungsſtraße geſehen werden, mit Fagaden, jedoch ohne 
Fenſter oder Ausgänge, Balkone oder Erker zu verſehen und iſt dieſe 
Verpflichtung auf ſämmtliche in dieſem Punkte bezeichneten Bauſtellen 
(beziehungsweiſe der Baugruppe A) als Reallaſt zu Gunſten der 
Gemeinde Wien grundbücherlich einzuverleiben. 

Auf den Bauſtellen 
der Gruppe B 


1 7, 8, 11, 12, 16 und 15 1. " 


1 

1, 2, 3, 4 0 
2, 3, 4, 7, 8, 11, 12 und 1 „ „ 
2, 3, 4, 7, 8, 11, 12, 15, 16 und 17. „ U 
C 
2, 3, 4, 7, 8, 11, 12, 16 und 15. „ „5 N 
1, 2, 3, 9, 10, 13 und 114. „ „ 2 


iſt überdies die Servitut der Duldung der infolge einer Fagadierung 
der oben bezeichneten Feuermauern erforderlichen Herſtellung von 
Geſimſen, Leſenen und ähnlichen Vorſprüngen bei dieſen Feuermauern 
der angrenzenden Nachbarrealitäten zu Gunſten dieſer Realitäten grund— 
bücherlich einzuverleiben. 

13. Die bei der commiſſionellen Verhandlung vom 5. März 1892, 
beziehungsweiſe in der Zuſchrift des hohen Oberſthofmeiſteramtes Sr. 
k. u. k. Apoſtoliſchen Majeſtät vom 17. März 1892, 3. 1582, 
namens des k. k. Hofärars als Bedingung der Zuſtimmung zur 
Parcellierung verlangte Verpflichtung des Herrn Georg Roth, 
anläſslich der Abweichung des Parcellierungsprojectes von den Beſtim— 
mungen des zwiſchen ihm und dem Hofärar unterm 8. März 1890 

6 
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abgeſchloſſenen Kaufvertrages an das Hofärar keinerlei Erſatzanſprüche 
zu ſtellen, wird, nachdem namens des Parcellierungswerbers bei der 
commiſſivnellen Verhandlung gegen dieſe Forderung keine Einwendung 
erhoben wurde, im Sinne der obenbezeichneten Zuſchrift in den Par— 
cellierungconſeus aufgenommen. 
14. Auf der Baugruppe 4, auf den Bauſtellen 

1, 2 und 3 der Gruppe 

„2 und 3. ne A 
8, 11, 12 und 16. 


77 5 


B 
1 C 
4, 7, 8 15 1 C 
3, 4, 7, 8, 11 und 12 Se r E 
3, 4, 7, 8, 11, 12, 15 und 16. „ H 
3, 4, 7 und 8. . n „ K 
3, 4, 7, 8, 11, 12 und 16 5 „ N 
1, 2, 9, 10, 13 und 14. f N 2 


ſind nur Wohnhäuſer in der Höhe von nicht mehr als vier Hod- 
geſchoſſen zu errichten, wobei das Erdgeſchoſs eingerechnet wird und 
darf die Maximalhöhe der Häuſer vom Trottoirniveau bis zur oberſten 
Geſimskante 18m nicht überſteigen und dieſe Verbindlichkeiten auf jeder 
einzelnen Bauſtelle, beziehungsweiſe auf jedem einzelnen Bauſtellen⸗ 
fragmente als Reallaſt zu Gunſten der Gemeinde Wien einverleibt 
werden. 

15. Alle grundbücherlichen Sicherſtellungen zu Gunſten der 
Gemeinde Wien haben auf Koſten des Parcellierungswerbers zu 
erfolgen. 

St.⸗R. v. Neumann beantragt: Es ſei mit den Parcellierungs— 
werbern vorerſt zu verhandeln hinſichtlich der im Sinne des § 82 
feſtzuſtellenden Art der Verbauung, der Haushöhe und 
Geſchoſszahl, betreffend die Gruppen A, B, C, E, H, K, N, d. 

St.⸗R. Müller beantragt: Antrag zu Punkt 1. Es ſei die 
Straßenbreite der Straße I mit 18°96 m zu beſtimmen, vor dieſer 
Baulinie ſind Vorgärten auf eigenem Grunde in der Breite von 
7:59 m herzuſtellen. 

Antrag zu 12: Es ſei für die Ausgeſtaltung der Frontfagçaden 
der Straße I und der Ausſtellungsſtraße in einheitlicher Weiſe für 
jede Baugruppe, bei Feſthaltung der Maximal⸗Haushöhe von 18 m 
ein genereller Plan durch den Geſuchſteller vorzulegen, zum Zwecke 
der Fixierung der Verbauungsart ſeitens des Gemeinderathes im 
Sinne des § 82. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt: Es ſei nach 8 82 der Bau— 
ordnung auszuſprechen, dajs der zur Parcellierung beſtimmte Gebiets— 
theil nur mit Wohnhäuſern in geſchloſſenen Fronten mit Vorgärten 
in vorgeſchriebener Breite und Höhe mit höchſtens vier Stockwerken 
einſchließlich des Erdgeſchoſſes zu verbauen iſt. 

StR. Matzen auer beantragt, die Gruppen A, B, C, E, H, K 
dürfen nur villenartig verbaut werden. 

St.⸗R. Noske beantragt: Der Gemeinderath beſchließt rück— 
ſichtlich des ganzen zu parcellierenden Gebietstheiles nach § 82 der 
Bauordnung die villenartige Verbauung, alſo lediglich mit einzeln 
ſtehenden Wohnhäuſern mit Vorgärten, genehmigt die Eintheilung der 
Straßen nach der Vorlage des Magiſtrates und weist den Act an 
den Magiſtrat zur Vorlage neuer Anträge im Sinne des oberwähnten 
grundſätzlichen Beſchluſſes zurück. 

St.⸗R. Schlechter beantragt: Der Gemeinderath beſchließt, 
bei der vorliegenden Parcellierung das bezügliche Gebiet als ein 
ſolches zu erklären, welches nach §S 82 der Bauordnung villenartig zu 
verbauen iſt, und wird das Bauamt und der Magiſtrat beauftragt, in 
dieſem Sinne eine diesbezügliche Vorlage zu erſtatten. 


St.⸗R. Ritt. v. Goldſchmidt beantragt: Innerhalb derſelben 
Baugruppen längs der Straße I, der Ausſtellungsſtraße und der 
Vorgartenſtraße ſind 

a) entweder gleichhohe Häuſer zu errichten, oder 

b) auch ungleiche, aber ſymmetriſch disponierte Haushöhen 
durchzuführen, reſpective einheitlich ausgeſtaltete Baugruppen herzuſtellen. 

St.⸗R. Dr. Vogler ſtellt folgenden Eventual-Autrag für den 
Fall der Ablehnung des Antrages Noske: 

Für das in Rede ſtehende Territorium ſei die Verbauung mit 
Wohnhäuſern mit der höchſten Geſchoſszahl von drei Geſchoſſen (ein- 
ſchließlich des Erdgeſchoſſes) und mit Vorgärten in allen Straßen in 
der im Magiſtrats-Antrage für die Vorgärten in der Ausſtellungsſtraße 
beſtimmten Breite feſtzuſetzen. Hiebei ſollen Thürme und Pavillons 
über die genannte Geſchoſshöhe geſtattet fein. 

St.⸗R. Dr. Grübl beantragt: Im Schlufs-Antrage des Re— 
ferenten ſoll es heißen: Anſtatt „in der Höhe von nicht mehr als 
vier Geſchoſſen“ „in der Höhe von nicht mehr als drei Geſchoſſen.“ 

Der Antrag des St.-R. v. Neumann wird abgelehnt. 

Der Antrag des St.-R. Noske wird mit 11 gegen 6 Stimmen 
angenommen. (An den Gemeinderath.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

St.-A. Müller referiert über die Baulinienbeſtimmung für die 
Kirchengaſſe in Hernals und beantragt, es werde für die Hernalſer 
Kirchengaſſe in der Strecke von der Hauptſtraße bis zur Ottakringer— 
ſtraße auf der Seite der Häuſer mit den geraden Nummern die 
beſtehende Straßenflucht als Baulinie beibehalten, die Straßenbreite 
von der Ottakringerſtraße bis zum Kirchenplatze mit 11·38 m belaſſen, 
wodurch ſich die Baulinie für die gegenüberliegende Häuſerreihe ergibt, 
und nur für die Strecke vom Kircheuplatze bis zur Hernalſer Haupt— 
ſtraße die Straßenbreite auf 15:17 m vergrößert, fo dass für die 
Häuſer Or.⸗Nr. 27 und 29 ſich die rothe Linie als Baulinie ergibt. 

(Angenommen; — an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des iſraelitiſchen Bet— 
hausvereines „Beth Iſrael“ um Bewilligung zur Erbauung einer 
Synagoge auf der Realität Or.-Nr. 29 Leopoldsgaſſe im II. Bezirke 
und beautragt, den Antrag des Magiſtrates auf Ertheilung der Bau— 
bewilligung und Genehmigung der Anlage von zwei Riſaliten in der 
Länge von 345 m mit dem Vorſprunge von 015 m, ſowie von zwei 
über den Riſalit 0˙23 m vortretenden Thorportalen in der Länge von 
2-80 m gegen dem zu beſtätigen, dafs die für dieſe Vorſprünge ers 
forderlichen Flächen von der zur Straßenverbreiterung abzutretenden 
und zu entſchädigenden Grundarea in Abzug gebracht werden. 

(Angenommen.) 

St.⸗R. Wibelsberger referiert über das Anſuchen der frei— 
willigen Feuerwehr in Ober-Sievering um Subvention und beantragt, 
derſelben zur Begleichung der Kern reuther'ſchen Reſtforderung 
per 350 fl. und zur Deckung der laufenden Bedürfniſſe eine Sub— 
vention von 600 fl. zu bewilligen gegen dem, dass die Verwendung 
für genannte Zwecke ausgewieſen wird und die Feuerwehr ſich wegen 
Anſchaffungen und Reparaturen fallweiſe an den Magiſtrat wendet. 

(Angenommen; — an den Gemeinderath.) 

St.-N. Schneiderhan referiert über das Anſuchen des Prä— 
ſidiums des vierten öſterreichiſchen Bundesſchießens in Brünn um 
Bewilligung einer Ehrengabe für das im Juni l. J. ſtattfindende 
Bundesſchießen und beantragt, für das vierte öſterreichiſche Bundes— 
ſchießen in Brünn eine Ehrengabe von 25 Ducaten zu bewilligen. 

Angenommen); 
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— derſelbe referiert über das Detailproject bezüglich der 
Pflaſterung von Übergängen und Rinnſalen im X. Bezirke mit dem 
budgetmäßig bedeckten Koſtenbetrage von 4066 fl. 38 kr. und beantragt 
die Genehmigung. (Angenommen.) 
St.-. Dr. Huber referiert über die Errichtung der Ignaz 
Sin ger'ſchen Schulſtiftung und beantragt, zu beſchließen, dafs die 
Gemeinde Wien mit Rückſicht auf den humanitären Zweck der zu 
errichtenden Ignaz Singer'ſchen Schulſtiftung von dem ihr vom 
Stifter eingeräumten Rechte der Mitwirkung bei der Verwaltung dieſer 
Stiftung durch Entſendung dreier Mitglieder des Gemeinderathes in das 
Stiftungscuratorium Gebrauch zu machen hat. Angenommen.) 
Die Sitzung wird geſchloſſen. 


Allgemeine Nachrichten. 
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Bei ſchwächerer Zufuhr und verhältnismäßig lebhafter Nach— 
frage haben die Preiſe ſämmtlicher Fleiſchwaren mit Ausnahme 
des Rindfleiſches eine Erhöhung von 2 bis 10 kr. per Kilogramm 
erfahren. f 

Zum Wochenſchluſſe, woſelbſt Kälber und Kalbfleiſch in 
größerer Menge einlangten, erlitten dieſe Waren wieder eine Preis— 
ermäßigung von 4 bis 6 kr. per Kilogramm. 


*. * 
* 


(Pferdemarkt vom 10. Juni 1892.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 389 Pferde. 


Preis: für Gebrauchs pferde. 100-400 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde . 21— 75 fl. „ 1 
Der Markt war ziemlich lebhaft. 
* * 


. 0 + 
A pproviſtonierung. (Schlachtviehmarkt vom 13. Juni 1892.) 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 1. Auftrich 
a g 0 ; ; eh 5 j 
In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ Maſtvieh — 4300, Weidevieh ——, Veinlvieh — 457. 
waren vom 5. Juni bis 11. Juni 1892.) Summa . 4757. 
1. Fleiſchſendungen: Davon — nach Racen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. Ungarische Thiere . . . 2017 
Rindfleiſch . . 193.235 Kg. (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 160.413; Galiziſche „... 1614 
| aus Ober⸗Oſterreich — 557; aus Mähren Deutſche je TE 
— 13.485; aus Galizien — 13.849; aus Büffel .. . 48 
Ungarn — 4.931 Kg.) D s j 
Kalbfleiſch .. 40.223 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2.478; aus avon — nach Gattungen: 5 
Mähren — 1.111; aus Galizien — 36.594; Ochſenn 4178 
aus Ungarn — 40 Kg.) VVV 298 
Schaffleiſch 227 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 114; aus Kühe 281 
Galizien — 113 Kg.) . 
Schweinfleiſch 23.573 „ (Davon aus Nieder-Ofterreih — 21.430; 2. Preisbewegung. 
aus Böhmen — 220; aus Mähren — 444; a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Procent— 
aus Galizien — 341; aus Ungarn — U 
1.138 Kg.) N | en 
Kälber .. . . 1.802 Stück (Davon aus Nieder-Ofterreih — 23; aus Ungariſche Schlachtthiere von 53 bis 60 fl. 
Ober⸗Oſterreich —8;aus Mähren — 25; aus (extrem si 61 1. 1 Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 
Galizien — 1787; ans Ungarn — 9 St) Galtziche Schlachtthiere „53 „ 60 „ | Pace Cu! der del 
Schafe 5 50 „ Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 50 St.) (extrem 0 gen Mautte 37 bis 105 Ola 
ie 670— | — " velchen der Verkäufer dem 
Schweine 163 „ Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 121; aus 55 Käufer als Entſchädigung: 
Mähren — 9; aus Galizien — 33 St.) Deutſche e „ 54 „ > M a) 65łb in⸗ 
Lämmer 34 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 34 St.) (extrem „ 62 „ 63 „) / y fie die „iuberwertigen 
5 . a Stiere „— , — „ e Horn, 
b) Für den Approviſionierungsverein. Kühe . o für die welle Stoffe 
Rindfleiſch .. . 3.367 Kg. Kälber 63 Stück Büffel l. a Inaft ze zugeht. 
Kalbfleiſchh .. 234 „ Schaffe — 5 Beinlvieh .. . . „ — „ — „ 
Schaffleiſc h. — „ Schweine. — „ . . f 
Schweinfleiſch 238 „ Liner 24 „ p) Preis per 100 Kg. ee ohne Procentabzug: 
2. Preisbewegung: 3 ae - bis 2 2 fl. 
Siedfleiſch. . . . von 38 bis 72 kr. per Kg. Kühe 23 > 99 N 
Rindfleiſch (extrem 7 — „t . ) Büffel N 24 29% * 
Roſtbraten u. Rieden „ 54 „ 96 „ „ „ Beinlvieh e c 
Kalbfleiſchc he „ 40 „ 80 „ „ „ 1 e 
(tem „ 36, — „ „ „ C 
Schaffleiſegog ht „ 2 % 60 Beinlvieh . von 26 bis 121 fl. 
Schweinfleiſch e . Oz Te Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Schladjt- 
Kälbern „ 42 „ 64 „ „ „ thiere angekauft. 
hre eine „ 36 „ 48 „ „ „ Un verkauft blieben: 
Schweine „ 2908 5, 200: >, Ochſen 324 Stück 
Mie von 5 fl. bis 6 fl. per Stück. Beinlvie h .. 39 „ 


6 * 
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Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 395 Stück 


Schlachtthiere mehr aufgetrieben. Die Kaufluſt war angeſichts der 


zahlreich vorhandenen, ſehr guten und guten Qualitäten ziemlich 
flau, daher die Preiſe einen Rückgang von 1 bis 2 fl. per 100 Kilo 
erfahren haben. 


* * 
* 


(Verbot des Pollak'ſchen „Wein-Extractes“.) Mit 
Minifterial-Berordnung vom 2. Mai 1892 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 72) 
wurde in Gemäßheit der Beſtimmung des § 6 der Minifterial- 
Verordnung vom 1. Mai 1866, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 54, die Erzeugung, 
der Verkehr und der Vertrieb des von der Firma Karl Philipp 
Pollak in Prag erzeugten „Wein-Extract“ aus öffent- 
lichen Geſundheitsrückſichten allgemein verboten. 


* = 
+ 


Preisbewegung au der VBörſe für landwirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 11. Juni 1892. 


a) Getreide. 
Weizen (Qualitätsgewicht 74—80 Kg.) .. von Jfl. 27 kr. bis 9 fl. 85 kr. 8 
Roggen ( 7 68 — 77 — „ nr I „ ＋ 77 O 
CC u 8 ie 1 a „ „ S 
JJ „ 5 31 „ „ 5,51% |: 
r. T8 ff Dee 
b) Mahlproducte. 
; ee re en von 15 fl. 75 kr. bis 17 fl. 50 kr.) S 
Weizenmeectr lll „ % „( = 
Roggenmehcknns „ 10 4 75 „ S 
Wee e ie „ 4, 35 „ „ 4, 60 „ 
Roggen kl eie „ „ De We 


Städtiſches Lagerhaus. 
2. Juni bis 9. Juni 1892: 
Waren eingelagert. 30.986 Meter⸗Centner 
h ausgelagert .. 30.124 R 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich 
auf 12.222 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 9. Juni 1892: 306.758 Meter⸗Centner, und zwar: 
81.221 Meter⸗Centuer Weizen, 10.747 Meter⸗Centner Roggen, 


36.032 1 Gerſte, 30.509 0 Hafer, 
42.058 3 Mais, 6.540 1 Olſaaten, 
12.473 u Mehl u. Kleie, 8.383 5 Wein, 
25.833 1 Zucker, 4.724 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,742.950 fl. öſt. Währ. 


Gewerbeangelegenheiten. 


Genoſſeuſchaftsaugelegenheiten. 
(Gehilfenverſammlung der Seid en-, Schön— 
und Schwarzfär ber.) Bei der am 12. Juni l. J. unter 
Intervention des Genoſſenſchafts-Commiſſärs, Magiſtrats⸗Secretärs 
Seeböck, vorgenommenen Wahl wurde Franz Wodſedalek, 


Färbergehilfe, VI. Bezirk, Mollardgaſſe 42, zum Obmanne dieſer | 


Gehilfenverſammlung gewählt. 


* 4. 
*. 


Gewerbeanmeldungen vom 3. Juni 1892. 


(Fortſetzung.) | 
Müller Albert — Fleiſchſelchergewerbe — XVIII., Währing, Herren- 
gaſſe 24. . Me 
Seitner Anton — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VII., Mondſcheingaſſe 11. 
Groß Moriz — Himbeerſaft-Verſchleiß — IX., Seegaſſe 13. 
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Dröhlich Armin — Herrenkleidermachergewerbe — J., Führichgaſſe 9. 

Giller Marie — Milch- und Gebäck⸗Verſchleiß — VIII., Kochgaſſe 5. 

Kienl Magdalena — Milch⸗Verſchleiß — XVI., Ottakring, Feßtgaſſe 10. 

Hengel Anna — Feilbieten von Obſt, Gemüſe und Blumen — XVI., Neu— 
lerchenfeld, Grundſteingaſſe 25. 

Gallin Louiſe — Pfaidlerin — IX., Sechsſchimmelgaſſe 16. 

Kargl Anton — Vermittlung des Kaufes und Verkaufes von Realitäten — 
XIII., Hietzing, Hauptſtraße 10. 

Schröter Franz — Schönfürberei und Putzerei — V., Hundsthurmer— 


Dattlinger Michael — Tiſchler — XII., Ober-Meidling, Schönbrunner 
Hauptſtraße 122/124. 

Tauſſig Joſef — Tiſchler — XII., Ober-Meidling, Schönbrunner Haupt— 
ſtraße 122/124. 

f zn Antonia — Wäſchergewerbe — XIII., Ober-St. Veit, Mühlbach— 
gaſſe 10. 
Leſnuy Anton — Wirt — XVIII., Währing, Kloſtergaſſe 9. 
Thiel Marie — Wirtin — II., Franzensbrückenſtraße 10. 
1 * 


Gewerbeanmeldungen vom 4. Juni 1892. 


Kölbl Heinrich — Brantwein-Kleinverſchleiß — XII., Hetzendorf, Haupt 
ſtraße 14. 
Kobſa 
Marktplatz. 
Kuſt Joſef — Fiakergewerbe — II., Praterſtraße. 
Gödrich Guſtav — Fleiſchhauergewerbe — III., Schlachthaus St. Marx. 
Mahler Roſalia — Fleiſch-Verſchleiß — II., Lichtenauergaſſe 7. 
g Hecht Veronica — Geflügelhändlerin — XII., Unter-Meidling, Biſchof⸗ 
gaſſe 20. 
Babinowitz Betti — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — II., Taborſtraße 61. 
Fuß Franz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VI., Gumpendorferſtraße 95. 
5 1 0 Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Haupt⸗ 
ſtraße 13. 
Treka Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Griesgaſſe 8. 
Tuser Ludmilla — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Erdbergerſtraße 132. 
ö 15 Alois — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Ober-Döbling, Thereſien⸗ 
gaſſe 15. 
Hautzinger Franz — Handel mit Glasabfällen und mit alten Metallen — 
XIV., Rudolfsheim, Märzſtraße 61. 
Lippert Karl — Hotelier — III., Hauptſtraße 40. 
Pfeifer Joſef — Hutmacher — XV., Fünfhaus, Tellgaſſe 16. 
Denk Ferdinand — Kaffeehausgewerbe — XVI., Ottakring, 
gaſſe 5. 
Wally Georg — 
Hauptſtraße 42. 
Hermann Jakob — Kleinfuhrwerk — XVIII., 
ſtraße 36. 
Butulla Thereſe — Koſtgebung — X., Johannitergaſſe 2. 
Auerbach Chajim — Agentie mit Krebſen — III., Adamsgaſſe 4. 
Haniſch Ignaz — Mehl- und Gries-Verſchleiß — XVII., Hernals, Gerl- 
gaſſe 21. | 
Schönecker Anna — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XIV., Rudolfs⸗ 
heim, Märzſtraße 61. 
Nießner Bertha — Modiſtengewerbe — VII., Badhausgaſſe 5. 
Spira Iſidor — Verſchleiß von neuen Möbeln — I., Schwertgaſſe 3. 
Anfried Karl — Herſtellung von Muſikalien im Buchdrucke — II., 
Greiſeneckergaſſe 8. | 
Friedmann Eva — Oſterbrot-Erzeugung — II., Dammſtraße 22. 
Hart Pauline — Pfaidlergewerbe — XIII., Breitenſee, Hauptſtraße 17. 
Kobold Regine — Pfaidlergewerbe — II., Große Sperlgaſſe 32. 
| Beſel Joſef — Schafwollfärberei — XII., Unter⸗Meidling, Schönbrunner 
Hauptſtraße 102. 
Girardi Auguſt — Verkauf von Requiſiten für Schuhmacher und Meſſer⸗ 
ſchmiede — XII., Unter⸗Meidling, Kirchenplatz 20. 
Skala Johann — Schuhmachergewerbe — XIX., Nufsdorf, 
gaſſe 3. . 
Swedek Klemens — Tiſchler — XII., Unter⸗Meidling, Müllergaſſe 1. 
Kroupa Antonie — Victualienhandel — XV., Fünfhaus, Neubaugürtel, 
Markt. N 
Kubenak Illona — Victualienhandel — V., Hundsthurmerſtraße 69. 
Kuchar Joſef — Victualienhandel — XVII., Hernals, Karlsgaſſe 22. 
Linek Auna — Hauſieren mit Victualien — II., Kloſterneuburgerſtr. 42. 
Kepler Karl — Victualien⸗Verſchleiß — III., Hörnesgaſſe 24. 
Winkler Leopoldine — Weinſchank — XV., Fünfhaus, Märzſtraße 11. 
Kaßner Anton — Wirtsgewerbe — XIX., Ober-Döbling, Hauptſtraße 88. 
Lill Johann — Wirtsgewerbe — VI., Stiegengaſſe 13. 


+ 24 
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Franz — Verkauf von Chriſtbäumen — XIV., Rudolfsheim, 


Veronika⸗ 
Kinderſpielwaren-Erzeugung — XII., Unter Meidling, 
Neuwaldegg, Haupt- 


Herren⸗ 


Gewerbeanmeldungen vom 7. Juni 1892. 


Koller Thereſe — Canditen- und Gebäck-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Liebhartsthal. 

Frank Johann — Cartonnagewaren-Erzeugung — VIII., Skodagaſſe 9. 

Erthal Barbara — Gaſtwirtin — XVIII., Währing, Schulgaſſe 26. 
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Schwendmayr Anna Marie — Gaſtwirtin — J., Cobdengaſſe 5. 

Wagner Franz Mathias — Gaſtwirtsgewerbe — XVI., Ottakring, Haupt⸗ 
ſtraße 208. 

Weizenauer Felix — Gaſtwirt — I., Wildpretmarkt 8. 

Bauer Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IX., Marktgaſſe 10. 

Treek Nikolaus — Grünwaren-⸗Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Gold— 
ſchlagſtraße 79. 


Thiel Marie, verehel. Brückner — Holz- und Kohlenhandel — XV., 


Fünfhaus, Neubaugürtel 44. 
Hitſchfeld Thereſia — Hutmachergewerbe — VIII., Alſerſtraße 41. 
Zmidleny Johann — Kaffeehaus⸗Conceſſion — IV., Waaggaſſe 1. 
Engl Marie — Privat-Kindergarten — III., Hauptſtraße 50. 
John Anna — Damenkleidermachergewerbe — VIII., Laudongaſſe 6. 
Zelinka Joſef — Leinwand Verſchleiß — IV., Starhemberggaſſe 28. 
Heruchir Marie — Milch- und Gebäck⸗Verſchleiß — IV., Mühlgaſſe 5. 
Ruhrhofer Thereſia — Milchmeiergewerbe — XVIII., Gerſthof, Friedrich 
Wagnergaſſe 3. 
Noſſek Auna — Riemergewerbe — V., Johannagaſſe 88. 
„ 
Gewerbeanmeldungen vom 8. Juni 1892. 


Mieſes Moſes — Agent — II., Kleine Sperlgaſſe 5. 

Wolf Samuel Wilhelm — Agent — II., Vereinsgaſſe 15. 

Netig (Nettik) Katharina — Feilbieten von Artikeln des täglichen Gebrauches 
X., Sennefeldergaſſe 41. 

Drexler Joſef — Baumeiſter — III., Obere Weißgärberſtraße 11. 

Hillinger Ferdinand — Bier- und Weinſchänker — III., Reisnerſtr. 46. 

Ramharter Thereſia — Blumenhandel 
gaſſe, Markt. 

Reis Joſef — Börſebeſucher — II., Taborſtraße 10. 

Tafler Sigismund — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Börſe. 

Weil Iſidor — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Börſe. 

Weiß Adolf — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Börſe. 


Roſt Joſefine — Brantwein- und Theeſchank — III., Raſumoffskyg. 22. 


Divoky Thereſia — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 


V., Wimmergaſſe 9. 


Friedrich Karoline — Verſchleiß von Canditen⸗ und Zuckerbäckerwaren 


— VI., Stiegengaſſe 14. 

Scheibenecker Franz 
Stiftgaſſe 62. 

Seidl Franz — Einſpännergewerbe — XL, Simmering, Haupt— 
ſtraße 104. | 

Kuſten Robert — Eiſengießerei — XIII., Penzing, Poſtſtraße 73. 

Weiß Fanny — Feigen- und Kaffeebrennerei — II., Kleine Pfarrg. 18. 

Fiſcher Franz — Fleiſchſelcher — V., Siebenbrunnengaſſe 71. 

5 Houdek Wenzel — Fleiſchſelchergewerbe — XVIII., Währing, Kreutz— 

gaſſe 73. 

Wächter Lazar — Fleiſch-Verſchleiß — II., Herminengaſſe 11. 

Gabriel Barbara — Fremdenbeherbergung — III., Hauptſtraße 155. 

Leppa Friedrich — Friſeur und Raſeur — XIII., Ober⸗St. Veit, Maria 
Thereſienſtraße 53. 

Schwarz Eduard — Friſeur und Raſeur — XII., Unter-Meidling, 
Hauptſtraße 76. 

Bauer Joſef — Gas- und Waſſerleitungs⸗Inſtallateur — III., Klimſch⸗ 
gaſſe 3. 
Baumann Wolfgang — Gaſtwirt — IX., Althanplatz 10. 

Jaroſch Joſef — Gaſtwirt — III., Hafengaſſe 5. 

Kaukal Georg — Gaſtwirt — III., Raſumoffsky gaſſe 1. 

Löw Georg — Gaſtwirt — III., Rennweg 75. 

Muſter Barbara — Gaſtwirtin — III., Beatrixgaſſe 14 a. 

Niedermayer Marie — Gaſtwirtin — III., Rennweg 65. 

Richter Franz — Gaſtwirt — II., Streffleurgaſſe 11. 

Rohrer Georg — Gaſtwirt — IV., Hauptſtraße 46. 

Schwertner Franz — Gaſtwirt — III., Petrusgaſſe 5. 

Ebner Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Rüdigergaſſe 9. 

Gebauer Emilie — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XII., 
Kriechbaumgaſſe 31. 


— Cartonnagewaren-Erzeuger — XVII., Hernals, 


Haluſchka Emilie — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IL, Leipzigerſtraße 54. 


Pald Wenzel — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — X., Quellengaffe 104. 


Riznar (Riesner) Barbara — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Himberger- n ; f 
zuar ) ſch ſch zwiſchen der Schweinehalle und den Szälläfen am Central-Vieh⸗ 


Schnitzer Mathias — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XVIII., Währing, | 


ſtraße 66/89, 
Thereſiengaſſe 39. 


Türk Antonia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Schranukenberggaſſe 33 
Bader Auguſtin — Grünwaren- und Obſt⸗Verſchleiß — X., Columbus⸗ 


gaſſe 72. 

Ranzdorf Emanuel — Hafner — III., Reisnerſtraße 25. 

Altenberger Marie, früher Steiner — Kaffeeſiederin — III., Marxer⸗ 
gaſſe 16 a. 

Greiner Marie — Kaffeeſiederin — III., Löwengaſſe 31a. 

Haslinger Marie, geb. Thenner — Kaffeeſiederin — I., Auersperg⸗ 
ſtraße 2. 

Poſer Eliſabeth — Kaffeeſchankpächterin — III., Seidlgaſſe 9. 

Stawinoha Wenzel — Kaffechauspüchter — III., Rennweg 59. 

Wirl Franz — Kaffeeſieder — II., Franzensbrückenſtraße 11. 

Chryſtoph Pauline — Kartenſchneidergewerbe — III., Marokkanerg. 14. 


— XVIII., Währing, Kirchen⸗ 


Unter⸗Meidling, 
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Benape Aloiſia — Kleidermacherin — VII., Spittelberggaſſe 18. 

Binder Aloiſia — Kleidermacherin — VII., Mariahilferſtraße 114. 

Bubenicek Carola — Kleidermacherin — VII., Breitegaſſe 14. 

Enzfellner Hermine — Kleidermacherin — VII., Mechithariſtengaſſe 6. 

Mrnuſtik Johann — Kleidermacher — III., Barichgaſſe 20. 

Peſina Joſef — Kleidermacher — II., Große Sperlgaſſe 3. 

Straka Chriſtine — Kleidermacherin — VII., Schottenfeldgaſſe 70. 

Schott Marie — Marktvictualienhandel — III., Auguſtinermarkt. 

Wicho Marie — Marktvictualien-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Markt in der Brunnengaſſe. 

Neumann Anton Joſef — Muſikergewerbe — XIII., Baumgarten, Pach⸗ 
manngaſſe 13. (Das Weitere folgt.) 


G.. 78404. 
NV 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 
Wegen Vergebung der bei der Herſtellung von Schutzſchranken 
auf dem Wiener Central-Piehmarkte erforderlichen Lieferung von 
Guſseiſenſäulen, und zwar 9930 kg Barrierenftänder und 1429 kg 


Radabveiſer im veranſchlagten Betrage von 1505 fl. 5. W. wird 


vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
am Freitag den 17. Juni d. 3., prärife um 10 Uhr vormittags, 


| im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Or. Kronawetter im 
Bathhauſe (3. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert— 


verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen und ſpeciellen 
Bedingniſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhn— 
lichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.-Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Ofſertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeltattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 31. Mai 1892. —3 


© 


an — 


8. 8.87359 
XV. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeiten im veranſchlagten 
Koſtenbetrage von 2585 fl. für die Umpflaſterung der Straße 


markte zu St. Marx wird vom Magiſtrate der Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien am Samstag den 18. Juni d. J., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Dr. Kronawetter im neuen Rathhauſe (5. Stiege, Mezzanin) 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Koſtenanſchlag und die dem 
Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 
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Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 


beiliegenden Original-Vorſchrift genau in übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe des 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Haupteaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 4. Juni 1892. 2—3 


Prot.⸗Nr. 100810 
ad V 1410 ex 1892. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeiten für die Herſtellung 
von Rinnſalen und Übergängen im X. Bezirke im veranſchlagten 
Koſtenbetrage von 1138 fl. 8 kr. und 100 fl. Pauſchale wird 
vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
am 20. Juni d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau 
des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im neuen Rathhauſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können das Ausmaß, den Koſten⸗ 
anſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Magiſtrat hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 8. Juni 1892. 
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XVII. 
Kundmachung. 


(Licitation.) 

Am 5. und 6. Juli 1892, eventuell auch an den folgenden 
Tagen werden Pretioſen, Uhren, Spiegel, Möbel, Nähmaſchinen, 
feuerfeſte Caſſen, Spengler-, Taſchner- und Schuhwaren, Opern⸗ 
gläſer, Kleider und Kleiderſtoffe, Claviere, Geſchäftseinrichtungen 
u. ſ. w. im Wege der öffentlichen Verſteigerung an den Meiſt⸗ 
bietenden gegen bare Bezahlung hintangegeben werden. 

Kaufluſtige wollen ſich an den genannten Tagen im Rath⸗ 
hauſe, IV. Hof, Parterre, einfinden. 

Die Auctionsſtunden ſind von 9 Uhr vormittags bis 1 Uhr 
nachmittags. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. Juni 1892. 2—3 


3. 355467 
XV. 


Rundmuchung. 


(Reſtauratious⸗Verpachtung.) 
Infolge Beſchluſſes des Wiener Stadtrathes vom 20. April 1892, 
3. 2046, werden die Localitäten der auf dem Central-⸗Schlacht⸗ 
viehmarkte zu St. Marx befindlichen Reſtauration an einen Uuter⸗ 
nehmer zum weiteren Gaſthausbetriebe und zur Fremdenbeherber— 
gung vom 1. September 1892 an auf die Dauer von fünf 


Jahren, das iſt bis 1. September 1897 in Beſtand gegeben. 


Behufs Erzielung von Anboten zur Beſtandnahme der Gaſt— 
haus⸗ und Wohnungslocalitäten wird vom Magiſtrate der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien am Dienstag den 28. Juni 
d. J., prätiſe un 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn 
Magiſtratsrathes Dr. Kronawetter im neuen Rathhauſe 
(5. Stiege, Mezzanin) eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan des Reſtaurations⸗ 
gebäudes, das Inventar und die Vorſchrift für den Beſtandnehmer 
im Stadtbauamte (4. Stiege, Mezzanin) während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Die Offerte find in der Weiſe zu verfaffen, dafs der Offerent 
auf eines der gedruckten Exemplare dieſer Vorſchrift der am Schluſſe 
derſelben beigedruckten Erklärung den von ihm angebotenen Beftand- 
zins beiſetzt, dieſes Exemplar mit ſeinem Namen unter Beiſetzung 
ſeines Berufes und Wohnortes unterſchreibt und dasſelbe, mit einer 
50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt überreicht. 

Es bleibt dem Ermeſſen des Offerenten anheimgegeben, ent— 
weder einen für die ganze Dauer des Vertrages gleichbleibenden 
Jahreszins zu offerieren, oder für die einzelnen Jahre verſchiedene 
Zinſe anzubieten. 

Dem Offerte iſt ein Vadium in der Höhe von 500 fl. ent⸗ 
weder in barem oder in pupillarſicheren Wertpapieren anzu⸗ 
ſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗ 


23 | Commiffion zu übergeben. 
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Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird Feine Rücksicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 10. Juni 1892. 133 


G.. 502254 
IX. 


Kundmachung, 


betreffend die Höhe der Wohnhänſer und die Zahl der Stockwerke. 


Der Wiener Gemeinderath hat infolge ſeines Plenar-Beſchluſſes 
vom 26. April 1892, Z. 123, folgende Hauptſtraßen und Plätze 
als ſolche bezeichnet, für welche in den Bezirken XI bis XIX die 
Beſtimmungen der erſten ſieben Abſätze des § 42 der Wiener 
Bauordnung“) Geltung haben ſollen: 

I. Die Steinbauergaſſe, Breite 22:76 m bis zur Rudolfsgaſſe; 

II. die Schönbrunner Hauptſtraße (Fortſetzung der Maria— 
hilferſtraße), Breite circa 23 m, bis zur Grenz- und Reindorfgaſſe; 

III. die Oſtgrenze der Schmelz mit den Theilen der Burggaſſe 
und Aufmarſchſtraße in den Strecken zwiſchen der Schmelz und 
der Gürtelſtraße; 

IV. die Gürtelſtraße und alle Straßentheile zwiſchen der 
Gürtelſtraße und den alten Bezirken. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 6. Mai 1892. 
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XVI 


Kundmachung. 


(Aufnahme von Aſpiranten in die k. u. k. Cadettenſchule.) 


Zufolge Erlaſſes der k. k. u.⸗ö. Statthalterei vom 22. Mai 
l. J., Z. 30007, wird hiermit verlautbart, daßs mit Beginn des 
Schuljahres 1892/93 (15. September) in die k. u. k. Cadettenſchulen 
Aſpiranten in beiläufig nachſtehender Anzahl aufgenommen werden 
und zwar: 

In den J. Jahrgang der Infanterie-Cadettenſchulen in Wien, 
Zudapeſt und Prag je 100; in den 1. Jahrgang der Infanterie⸗ 
Cadettenſchulen in Karlsſtadt, Karthaus bei Brünn, Lobzöw bei 


) Dieſelben haben folgenden Wortlaut: _ 
Die Höhe der Wohuhäuſer bis zur oberſten Geſimskaute ſoll in der 


Regel 25 m nicht überſteigen; der Fußboden des oberſten Stockwerkes darf 
aber niemals höher als 20 m über dem Straßenniveqau liegen. 


Bei abfallendem Terrain ſind dieſe Höhen vom höchſten Niveaupunkte des 
Terrains zu bemeſſen. 

Wohnräume ſollen licht und ventilierbar ſein. 

Die lichte Höhe ſämmtlicher Wohnlocalitäten muſs bei der geraden Decke 
mindeftens 3 m betragen. a 

Bei nicht geraden Decken wird dieſe Höhe nach dem verglichenen Maße 
gerechnet, jo dafs der Luftraum dieſelbe Größe erhält wie bei geraden Decken 
mit 3 m lichter Höhe. 

Wohnhäuſer dürfen nicht mehr als fünf Geſchoſſe erhalten, 
geſchoſs und allfälliges Mezzanin einzurechnen ſind. 

Untertheilungen der Erdgeſchoſſe könuen von der Baubehörde unter der 


wobei Erd—⸗ 


Bedingung geſtattet werden, daſs jede der hierdurch entſtehenden unteren und | 


oberen Abtheilungen eine lichte Höhe von mindeſtens 3 m erhält, 
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irakan, Hermannſtadt, Trieſt, Liebenau bei Graz, Preßburg, Inns- 
bruck und Temesvär je 30 bis 50; in den J. Jahrgang der 
Artillerie-Cadettenſchule 100; in den I. Jahrgang der Pionnier— 
Cadettenſchule 50; in den II. Jahrgaug der Cavallerie-Cadetten— 
ſchule 50; in den II., III. und IV. Jahrgang der Infanterie⸗ 
Cadettenſchulen, in den III. und IV. Jahrgang der Cavallerie— 
Cadettenſchule, ſowie in den II. Jahrgang der Artillerie- und 
Pionnier⸗Cadettenſchule werden Apivanten nur inſoweit aufge— 
nommen, als Plätze verfügbar werden. 

In den III. und IV. Jahrgang der Artillerie- und Pionnier— 
Cadettenſchule findet eine Aufnahme nicht ſtatt. 

Die Aufnahmsgeſuche find bis längſtens 25. Zuli 1892 
an das Commando jener Cadettenſchule einzuſenden, in welche 
die Aſpiranten aufgenommen zu werden wünſchen. 

Hach Beginn des Schuljahres (15. September) findet eine Auf- 
nahme von Aſpiranten nicht mehr ſtatt. 

(Ausführliche Kundmachung ſiehe Amtsblatt der Wiener 
Zeitung Nr. 101.) 


Vom Wiener Magiſtrate als politiſcher Behörde l. 
Wien, am 28. Mai 1892. 
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Kundmachung. 


(Heirats⸗Ausſtattungsſtiftung.) 

Am 4. September 1892 ſind aus der Mathias Joſef 
Welzer'ſchen Stiftung ſechs Ausſtattungen, jede im Betrage 
von 841 fl. 30 kr. zu vergeben. | 

Zur Erlangung dieſer Stiftung ſind berufen: 

1. In erſter Linie arme, verwaiste Wiener Bürgerstöchter, 
welche ledig, geſund, tugendhaft, von Wien gebürtig ſind, ein 
Alter von 22 bis 24 Jahren zurückgelegt haben und ſich mit 
einem in Wien geborenen, ledigen, geſunden, ordentlichen, 26 bis 
0 Jahre alten angehenden Bürgersmanne verehelichen. 

2. In deren Ermanglung arme, verwaiste Wiener Bürgers— 
töchter, welche ledig, geſund, tugendhaft, von Wien gebürtig ſind, 
und ſich mit einem in Wien heimatberechtigten, ledigen, geſunden, 
angehenden Gewerbs- oder Geſchäftsmanne verehelichen, ohne 
Rückſicht auf das Alter, in welchem Braut und Bräutigam ſteheu. 

Endlich in Ermanglung auch dieſer: 

3. Arme, verwaiste Mädchen, die ledig, geſund, tugendhaft, 
in Wien heimatberechtigt find, und ſich mit einem in Wien heimat— 
berechtigten, ledigen, gefunden, ordentlichen, angehenden Geſchäfts— 


11 


| 


4a 2 


welchem die Brautleute ſtehen. 
Die Trauung hat nach der ſtiftbrieflichen Auordunng gemäß 
Sonntag den 4. September 1892 in der Kirche zu St. Anguſtin 
in der Inneren Stadt in Wien zu erfolgen. 
Die Geſuche um dieſe Ausſtattungen ſind mit den, den ange— 
führten Bedingungen entſprechenden Taufſcheinen, Heimatſcheinen, 
Sitten⸗ und Geſundheitszeugniſſen der Braut, ferner mit dem 
Nachweiſe des verwaisten Standes derſelben, wie auch des Bürger— 
ſtandes ihres Vaters zu belegen und bis läugſteus 30. Juui 1892 
bei der k. k. n.⸗ö. Statthalterei zu überreichen. 
Wien, am 25. Mai 1892. 
| Von der k. k. u.⸗ö. Statthalterei. 
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Kundmachung. 


(Heiratsausſtattungs⸗ Stiftung.) 

Aus der Maria Karkaleky'ſchen Heiratsausſtattungs⸗ 
Stiftung ſind die Intereſſen im Betrage von 218 fl. au ein 
armes würdiges Mädchen, auch an eine Anverwandte der Stifterin, 
wenn ſich eine ſolche finden ſollte, zu vergeben. 

Zur Eingehung der Ehe wird die Friſt eines Jahres bewilligt, 
nach deren fruchtloſem Ablaufe der verliehene Stiftungsbetrag ein— 
gezogen und weiter verliehen wird. Die mit dem Taufſcheine, dem 
Armuts- und Sittenzeugniſſe, ferner mit dem Heimatsſcheine und 
dem Nachweiſe über die etwaige Verwaiſung belegten Geſuche ſind 
bis Ende Juni 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener 
Magiſtrates zu überreichen und kann auf ſpäter einlangende 
Geſuche keine Rücksicht genommen werden. 

Vom Wiener Magiſtrate, 


am 9. Juni 1892. 1-83 
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